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Parlament im «Test-Modus»

Seit einem Jahr hält das Covid-19-Virus die 
Welt in Atem und verbreitet Angst und vor 
allem Unsicherheit. Seit Beginn weiss nie-
mand wirklich, wie sich die Situation weiter-
entwickelt, wie das Leben in den nächsten 
Wochen und Monaten aussieht. Diese Un-
gewissheit macht auch vor der Politik nicht 
Halt. Bundesrat und Kantonsregierungen 
sind gefordert wie noch selten, der Bun-
desrat als Taktgeber, die Kantonsregierun-
gen sowohl im Vollzug als auch im eigenen 
Kompetenzbereich. Als eine der grössten 
Herausforderungen erweist sich während 
dieser Pandemie die Kommunikation, und 
dies trotz oder gerade wegen den vielfälti-
gen Möglichkeiten zur raschen Information 
auch auf elektronischem Weg.
Und die eidgenössischen Räte? Nachdem 
die beiden Ratsbüros am 15. März 2020 den 
Abbruch der Frühjahrssession beschlossen 
hatten, begaben sich die Parlamentarier in 
einen Lockdown. Doch rasch suchten und 
fanden National- und Ständerat wieder 
die der Bundesversammlung zukommende 
Rolle als oberste Gewalt im Bund. Schon 
während des Stillstands der parlamentari-
schen Arbeiten begannen die Diskussionen 
darüber, ob es nötig ist, dass das Parlament 
physisch zusammentritt. Schliesslich be-
wiesen doch viele Unternehmen und Orga-
nisationen, dass sich Diskussionen auch in 
Video-Konferenzen führen lassen. Warum 
nicht auch in parlamentarischen Kommissi-
onen oder sogar im Parlament selber? Jene 
Kommissionsmitglieder, welche bei ent-
sprechenden Versuchen mitwirkten, mach-
ten übereinstimmend die gleiche Erfahrung: 
Präsentationen lassen sich gut online ma-
chen, auch Fragerunden sind kein Problem. 
Doch bei der Arbeit an einer Vorlage wird 
klar, dass die Fernkommunikation Grenzen 
hat. Das ist wenig überraschend. Denn die 
parlamentarische Arbeit besteht eben nicht 
nur aus Zuhören und Abstimmen, sondern 

in erster Linie aus 
der Debatte. Man 
meint, dies müsste 
auch «online» mög-
lich sein. Doch die 
Erfahrung zeigt, 
dass die nonverbale 
Kommunikation und 
der Austausch vor 
einer Sitzung oder in 
Sitzungspausen viel zur Entscheidfindung 
beitragen, sehr viel sogar. Den Plexiglas-
«Kabinen» und Schutzmasken zum Trotz: 
In den parlamentarischen Kommissionen 
war eine Abkehr von Präsenzsitzungen nie 
ernsthaft ein Thema  – zum Wohl der poli-
tischen Auseinandersetzung und Konsens-
findung.
«Testen» ist seit Monaten in aller Munde 
und hat  – im übertragenen Sinn  – inzwi-
schen auch die Politik erreicht, ja schon 
fast infiziert. Unter Berufung auf die aus-
sergewöhnlichen Umstände wird mancher 
Grundsatz über Bord geworfen. Ideen, die zu 
«normalen» Zeiten chancenlos waren, fin-
den plötzlich Mehrheiten. Ein Schelm, wer 
Böses dabei denkt. Persönlich wage ich aber 
die Prognose, dass nach dem Ende der Pan-
demie die Versuche starten werden, gewisse 
«Not»-Beschlüsse in das ordentliche Recht 
zu überführen. Dabei denke ich auch an eine 
Vorlage mit dem sperrigen Titel «National-
ratsmitglieder, die wegen der Covid-19-Krise 
verhindert sind. Teilnahme an Abstimmun-
gen in Abwesenheit», welche die parlamen-
tarische Beratung in einer Hauruckübung 
durchlief. Der Entwurf der Staatspolitischen 
Kommission des Nationalrates vom 1.  De-
zember 2020 wurde nur 9  Tage später von 
den eidgenössischen Räten verabschiedet. 
Mangels Verfassungsgrundlage geschah 
dies in Form eines befristeten, dringlichen 
Bundesgesetzes gemäss Artikel  165 Ab-
satz  3 der Bundesverfassung (BV). Der In-
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halt lässt sich knapp zusammenfassen: 
Mitglieder des Nationalrates, die sich wegen 
Covid-19 in Isolation oder Quarantäne bege-
ben müssen, können ihre Stimme in Abwe-
senheit abgeben. Anwendungsfälle gab es 
bisher kaum. In der Wintersession betraf es 
zwei Ratsmitglieder, bis Mitte Frühjahrsses-
sion noch niemand.
Sind die technischen Voraussetzungen ge-
geben und kommt es zu keinen Pannen, 
kann man selbstverständlich auch aus der 
Ferne einer Debatte folgen und sich an Ab-
stimmungen beteiligen. Doch was in Zeiten 
einer Pandemie vielleicht logisch erscheint, 
ist aus verfassungsrechtlicher und staats-
politischer Sicht kritisch zu hinterfragen. 
Gemäss Artikel 159 Absatz 1 BV können die 
eidgenössischen Räte nur gültig verhan-
deln, «wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder 
anwesend ist». Unter «Anwesenheit» ist 
physische Präsenz zu verstehen. Denn an 
ein elektronisches Zuschalten hat der Ver-
fassungsgeber sicher nicht gedacht. Das in 
der Verfassung festgeschriebene Quorum 
ist im Nationalrat erfüllt, wenn 101  Rats-
mitglieder anwesend sind; im Ständerat 
müssen mindestens 24  Ratsmitglieder im 
Saal sein. Eine einigermassen vollständige 
Anwesenheit gibt es im Nationalrat nur am 
letzten Sessionstag, wenn die Schlussab-
stimmungen über die während der Session 
zu Ende beratenen Vorlagen stattfinden. 
Ansonsten gibt es regelmässig Absenzen, 
kürzere wegen anderen Verpflichtungen, 
längere v.a. wegen Krankheit, Unfall oder 
Mutterschaft. Was ausserhalb einer Pande-
mie nichts Aussergewöhnliches ist, wurde 
nun als Problem gesehen. Begründet wurde 
dies damit, dass bei einer markanten Zu-
nahme der an Covid-19 erkrankten Perso-
nen die Abstimmungsergebnisse nicht mehr 
den parteipolitisch ermittelten Mehrheits-
verhältnissen entsprechen. Der Gedanke, 
dass eine abwesende Person auch anders 
abstimmen könnte, als es die Fraktionsmei-
nung gebietet, lag der Mehrheit des Natio-
nalrates offenkundig fern. Dies veranlasst 
mich zu einer zugegebenermassen provoka-

tiven Aussage: Eigentlich würde es genügen, 
wenn sich pro Fraktion nur eine Person an 
Abstimmungen beteiligen würde, mit einer 
Stimme pro Fraktionsmitglied. Das wäre 
dann die offenbar angestrebte parteipoliti-
sche Repräsentativität.
Die nationalrätliche Kommission wollte im 
ersten Anlauf das Abstimmen aus der Ferne 
auch in der Kleinen Kammer einführen. 
Doch die Staatspolitische Kommission des 
Ständerates lehnte das Ansinnen knapp ab. 
Das Schaffen einer Sonderlösung für Covid-
19-Fälle ist mit der Rechtsgleichheit nicht 
vereinbar. Vor allem aber: Die Beschrän-
kung der parlamentarischen Mitwirkung 
auf die Teilnahme an Abstimmungen ist 
staatspolitisch fragwürdig. Parlamentaris-
mus besteht nicht nur aus Abstimmen, im 
Gegenteil. Dies gilt für den Ständerat mit 
seiner ausgeprägten Diskussionskultur im 
besonderen Mass. Jedes Ratsmitglied hat 
bei jedem Geschäft die Möglichkeit, Anträge 
zum Inhalt oder zum Verfahren zu stellen 
und in einem Votum die eigene Meinung 
darzulegen. Es gehört sich daher, während 
den Debatten im Ratssaal zu sein und sich 
vor der abschliessenden Meinungsbildung 
die Argumente anzuhören. Ohne Dialog mit 
anderen Ratsmitgliedern funktioniert die 
Parlamentsarbeit im Ständerat nicht. Dies 
sollte im Nationalrat nicht anders sein. Die 
oft halbleeren Bankreihen lassen jedenfalls 
vermuten, dass Gespräche unter Ratsmit-
gliedern auch in der Grossen Kammer un-
verzichtbar sind. Kann ein Ratsmitglied nur 
abstimmen, aber kein Votum abgeben, keine 
Frage stellen, keine Anträge und Vorstösse 
einreichen und nicht an Wahlen teilnehmen, 
wird eine Kategorie von Ratsmitgliedern 
mit weniger Rechten geschaffen. Dass der 
Ständerat dem Wunsch des Nationalrates, 
wenigstens für sich Fernabstimmungen zu 
ermöglichen, trotz dieser staatspolitischen 
Bedenken doch noch stattgab, war primär 
institutionellem Respekt geschuldet.

Daniel Fässler 
Dr. iur., Ständerat  

des Kantons Appenzell Innerrhoden
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Abstimmen von zu Hause statt im Bundeshaus
Das dringliche Bundesgesetz ohne Verfassungsgrundlage zur Änderung  
des Parlamentsgesetzes vom 10. Dezember 20201

Andrea Caroni, Ständerat2/Martin Graf3

1. Einleitung

In der dritten Woche der Wintersession 
2020 haben erstmals in der Geschichte 
des Bundesparlaments Ratsmitglieder 
an Abstimmungen teilgenommen, die im 
Saal nicht anwesend sein konnten, weil sie 
durch Anordnung einer exekutiven Behörde 
an der Sitzungsteilnahme verhindert wa-
ren. Dieser Vorgang wirft grundlegende Fra-
gen nach der Rolle und Stellung des Parla-
ments und seiner einzelnen Mitglieder auf. 
Wie ist die Verhinderung einer Sitzungs-
teilnahme durch eine exekutive Behörde zu 
beurteilen? Ist es vertretbar, verschiedene 
Kategorien von Ratsmitgliedern mit unter-
schiedlichen Beteiligungsmöglichkeiten 
zu schaffen? Welche Bedeutung haben 
die physische Präsenz der Ratsmitglieder 
und der unmittelbare persönliche Kontakt 
zwischen den Ratsmitgliedern für die Mei-
nungsbildung und Entscheidfindung im 
Parlament? Ist die jetzt realisierte Lösung 
bloss ein Notbehelf in einer ausserordent-
lichen Situation oder vielleicht ein erster 
Schritt zu einem «virtuellen Parlament»?

1 Dieser Beitrag ist die gekürzte und modifizierte 
Fassung des Aufsatzes «Wahrung der Sessionsteil-
nahmegarantie in einer Pandemie», der im «Juslet-
ter» vom 15. Februar 2021 erschien.
2 Andrea Caroni, RA Dr. iur., MPA (Harvard), ist Prä-
sident der Staatspolitischen Kommission des Stän-
derates und Berichterstatter im Ständerat für dieses 
Geschäft.
3 Martin Graf war von 1991–2018 Sekretär der 
Staatspolitischen Kommissionen (SPK), 1996–
1999 Sekretär der Verfassungskommissionen der 
Eidg. Räte.

2.  Vorgeschichte

«Das Parlament als Forum der Gesell-
schaft oder als Bühne der Politik stellt die 
Vielfalt der Meinungen in einer Einheit dar 
und steht damit symbolisch für das, was 
wir hierzulande auch gerne als ‹Willens-
nation› bezeichnen».4 Bis 2020 war völlig 
selbstverständlich,5 dass unter «Forum» 
bzw. «Bühne» der reale Raum eines Rats-
saales zu verstehen ist: Hier versammeln 
sich die gewählten Volksvertreterinnen 
und -vertreter; der Ratssaal ist tatsächlich 
und symbolisch der zentrale Ort der demo-
kratischen Meinungs- und Willensbildung.
Diese Selbstverständlichkeit wurde im 
Jahre 2020 abrupt in Frage gestellt, einer-
seits durch den COVID-19-Virus, anderer-
seits durch die Entwicklung der Kommuni-
kationstechnologie: Wenn überall im Lande 
Videokonferenzen stattfinden, um durch 
physische Trennung von Sitzungsteilneh-
menden die Ansteckungsgefahr zu bannen, 
warum sollen nicht auch Parlamente virtu-
ell tagen können? 
Bereits am 11. März 2020 reichte National-
rätin Fiala eine Interpellation ein, mit wel-
cher sie das Büro des Nationalrates u.a. 
fragte, ob bzw. unter welchen Vorausset-
zungen ein virtuelles Parlament möglich 

4 Moritz von Wyss, Wie virtuell kann ein Parlament 
sein? in: Parlament/Parlement/Parlamento 2020, 
H. 2, S. 16 (http://sgp-ssp.net/#mitteilungsblatt).
5 Die Verfassungskommentare gehen von dieser 
Selbstverständlichkeit aus, indem sie das «Sich-
Versammeln» der Räte (Art.  151 Abs.  1 BV) nicht 
weiter erläutern (Giovanni BiaGGini, BV Kommentar, 
2. Aufl., Zürich 2017, S. 1184; Christoph Lanz, Art. 151, 
in: Schweizerische Bundesverfassung. St.  Galler 
Kommentar, 3. Aufl., Zürich/St. Gallen 2014; S. 2610). 
Vgl. auch andrea Caroni / stefan G. sChMid, Notstand im 
Bundeshaus, AJP 6/2020, S. 719 f.
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 wäre.6 Das nationalrätliche Büro antwor-
tete am 1. Mai 2020, dass Videokonferen-
zen der Kommissionen zwar möglich seien 
und bereits durchgeführt wurden. «Für das 
Ratsplenum ist die physische Anwesenheit 
jedoch unabdingbar und auf Verfassungs-
stufe geregelt: ‹Die Räte können gültig ver-
handeln, wenn die Mehrheit ihrer Mitglie-
der anwesend ist› (Art. 159 Abs. 1 BV). Eine 
Abkehr von der physischen Präsenz bedarf 
deshalb einer Änderung der Bundesverfas-
sung».
Zwischen Mai und Juni wurden im Parla-
ment drei parlamentarische Initiativen und 
Vorstösse eingereicht, die ein virtuelles 
Parlament bzw.  eine Stimmabgabe in Ab-
wesenheit forderten. Parallel dazu waren 
die Staatspolitischen Kommissionen (SPK) 
beider Räte seit Ende Mai mit zwei parla-
mentarischen Initiativen befasst, welche 
eine breite Überprüfung der Kriseninstru-
mente von Bundesversammlung7 und Bun-
desrat verlangten.

3.  Ablauf der dringlichen 
 Änderung vom 10. Dezember 
2020 des Parlaments gesetzes 
(ParlG)

Derweil die beiden SPK im Herbst 2020 zu 
den zuletzt erwähnten beiden parlamen-
tarischen Initiativen Anhörungen durch-
führten, reifte in der SPK-NR das Anliegen, 
ein Element daraus bereits für die lau-
fende Pandemie umzusetzen. Mit ihrer am 
22. Oktober 2020 mit 12 zu 7 Stimmen be-
schlossenen Initiative wollte die SPK-NR 
die Voraussetzungen schaffen, «dass Par-

6 20.3098 Ip. Fiala. E-Parlament als eine mögliche 
Antwort auf Notsituationen wie infolge des Corona-
virus. – Quelle für alle in diesem Aufsatz angeführten 
parlamentarischen Geschäfte mit Geschäftsnum-
mern ist die Geschäftsdatenbank Curiavista der 
Parlamentsdienste https://www.parlament.ch/de/
ratsbetrieb/suche-curia-vista (zuletzt aufgerufen 
am 28. Januar 2021; gilt auch für alle weiteren Inter-
netquellen in diesem Aufsatz).
7 20.437. Pa.Iv. SPK-NR. Handlungsfähigkeit des 
Parlaments in Krisensituationen verbessern.

lamentarierinnen und Parlamentarier, wel-
che aufgrund einer Quarantäne- oder Iso-
lations-Anordnung nicht physisch an der 
Plenarsession ihres Rates teilnehmen kön-
nen, eine Möglichkeit erhalten, ihre Stimme 
in Kenntnis der Debatte abzugeben.»8 
Am 9.  November 2020 lehnte die SPK-SR 
diese Initiative mit 7 zu 6 Stimmen hauch-
dünn ab: «Die Kommissionsmehrheit hatte 
grundsätzliche staatspolitische Bedenken. 
Zum parlamentarischen Prozess gehört 
nicht nur das Abstimmen, sondern auch die 
vorangehende Debatte und der Austausch 
zwischen den Ratsmitgliedern, was eine 
physische Präsenz erfordert.»9

Die SPK-NR reagierte am 20.  November 
2020 mit einer zweiten Initiative, welche 
eine analoge Lösung nur für die Mitglieder 
des Nationalrates forderte.10 Nachdem die 
SPK-SR am 30. November 2020 mit 8 zu 4 
Stimmen zugestimmt hatte, unterbreitete 
die SPK-NR bereits am 1.  Dezember 2020 
mit 18 zu 7 Stimmen ihren Bericht und Ent-
wurf für ein dringliches Bundesgesetz11. Der 
Nationalrat stimmte am 7. Dezember 2020 
dem Entwurf ohne Änderungen in der Ge-
samtabstimmung mit 123 zu 62 Stimmen 
bei 7 Enthaltungen zu. Der Ständerat folgte 
diesem Beschluss am 7.  Dezember 2020 
mit 27 zu 13 Stimmen bei 4 Enthaltungen. 
Nachdem beide Räte auch der Dringlich-
keitsklausel zugestimmt hatten,12 wurde 
das Gesetz am 10.  Dezember 2020 in den 
Schlussabstimmungen angenommen (Na-

8 20.475. Pa.Iv. SPK-NR. Virtuelle Teilnahme an Ab-
stimmungen von aufgrund von Covid-19 abwesen-
den Ratsmitgliedern.
9 Medienmitteilung vom 10.  November 2020  
(https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/
mm-spk-s-2020-11-10.aspx). 
10 20.483. Pa.Iv. SPK-NR. Nationalratsmitglieder, 
die wegen der Covid-19-Krise verhindert sind. Teil-
nahme an Abstimmungen in Abwesenheit.
11 BBl 2020 9271. Für den Ablauf der Behandlung 
der Vorlage siehe Geschäftsdatenbank Curiavista, 
vgl. Fn. 4.
12 Das dafür notwendige qualifizierte Mehr wurde 
erreicht mit 130 zu 35 Stimmen (4 Enthaltungen) 
im Nationalrat und mit 29 zu 11 Stimmen (3 Enthal-
tungen) im Ständerat (AB 2020 N 2409 und AB 2020 
S 1300).
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tionalrat: 125 zu 65 Stimmen, 4 Enthaltun-
gen; Ständerat: 25 zu 7 Stimmen, 5 Enthal-
tungen) und auf den 11. Dezember 2020 in 
Kraft gesetzt.13 Seine Geltungsdauer ist bis 
längstens zum 1. Oktober 2021 befristet 
und es kann von der Koordinationskonfe-
renz vorzeitig ausser Kraft gesetzt werden.

4.  Erläuterung des Gesetzes-
texts

4.1.  Teilnahme an Abstimmungen 
im Nationalrat in Abwesenheit 
wegen Covid-19 (Art. 10a)

Die neuen Art.  10a und 10b ParlG wurden 
im Gesetz unter dem 2.  Titel «Mitglie-
der der Bundesversammlung», 1.  Kapi-
tel «Rechte und Pflichten» eingeordnet, 
als abweichende Ausnahmeregelung zu 
Art. 10 («Pflicht zur Sitzungsteilnahme»).
Voraussetzung für eine Stimmabgabe in 
Abwesenheit ist gemäss Art.  10a Abs.  1, 
dass ein Mitglied des Nationalrates «sich 
aufgrund behördlicher Weisungen wegen 
Covid-19 in Isolation oder Quarantäne be-
geben» muss. Als «behördliche Weisung» 
gelten gemäss Bericht der SPK-NR «die 
Kriterien des BAG. Aktuell gilt: Eine Qua-
rantäne kann behördlich nur dann ange-
ordnet werden, wenn sich eine Person ohne 
Schutz (Hygienemaske oder Plexiglasvor-
richtung) in weniger als 1,5 Meter Distanz 
zu einer infizierten Person aufgehalten 
hat.»14 Diese Formulierung lässt darauf 
schliessen, dass eine behördliche Anord-
nung (Verfügung des Kantonsarztes) im 
Einzelfall vorliegen muss. Im Widerspruch 
dazu geht aus den Debatten in den Räten 
allerdings hervor, dass ein Ratsmitglied 
sich auch von sich aus in Quarantäne bege-
ben kann, falls aus seiner Sicht die Voraus-
setzungen dafür erfüllt sind (Voten Cottier, 
Rutz, Streiff-Feller im Nationalrat; Caroni 
im Ständerat). Ein Antrag des Büros des 
Nationalrates, welcher eine Belegpflicht 

13 AS 2020 5375.
14 BBl 2020 9271, 9278.

im Gesetz verankern wollte, wurde von der 
SPK-NR nicht aufgenommen; ein analo-
ger Antrag fand auch in der SPK-SR keine 
Mehrheit. Begründet wurde dies damit, 
dass die Praxis der Kantone uneinheitlich 
sei und eine formelle Verfügung gar nicht 
oder nur mit Verspätung ausgesprochen 
werde. Ein Missbrauch durch Ratsmitglie-
der, die nicht von Covid-19 betroffen sind 
und aus anderen Gründen von zu Hause 
abstimmen möchten, sei nicht zu befürch-
ten: Die Stimmabgabe in Abwesenheit 
werde ja öffentlich bekannt gemacht und 
ein Missbrauch würde damit nicht nur of-
fensichtlich, sondern hätte auch direkte 
Konsequenzen für das Ratsmitglied in 
Form einer Quarantäne.15

Das Recht zur Mitwirkung in Abwesenheit 
beschränkt sich ausschliesslich auf die 
Abstimmungen im Nationalrat. Es gilt nicht 
für Abstimmungen in Kommissionen oder in 
der Vereinigten Bundesversammlung. Eine 
Stimmabgabe für Wahlen im Nationalrat 
oder in der Vereinigten Bundesversamm-
lung ist nicht möglich, da diese geheim er-
folgt (Art. 130 Abs. 1 ParlG) und das Stimm-
geheimnis bei elektronischer Stimmabgabe 
nicht gewahrt werden könnte.
Die Stimmabgabe muss gleichzeitig mit 
der Abstimmung im Ratssaal erfolgen und 
wird mit dem dort verwendeten elektroni-
schen Abstimmungssystem erfasst und 
veröffentlicht. Eine Wiederholung der Ab-
stimmung wegen allfälliger technischer 
Probleme bei der Stimmabgabe in Abwe-
senheit ist nicht möglich (Art. 10a Abs. 3). 
Um in Abwesenheit abstimmen zu können, 
muss sich ein Ratsmitglied bis am Vor-
abend beim Ratssekretariat angemeldet 
haben (Art. 10a Abs. 2).

4.2.  Unterbruch oder Verschiebung 
einer Session (Art. 10b)

Gemäss Art. 10b kann ein Rat «die Unter-
brechung der Session in seinem Rat be-
schliessen» (Abs. 1); «der Beschluss eines 

15 AB 2020 N 2303ff. und AB 2020 S 1277. 
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Rates, die Session beider Räte zu verschie-
ben, braucht die Zustimmung des ande-
ren Rates» (Abs.  2). Der für die Aufnahme 
dieser Bestimmung in das dringliche Bun-
desgesetz notwendige Zusammenhang mit 
Art. 10a wurde darin gesehen, dass sich im 
Falle einer Covid-bedingten Abwesenheit 
einer grösseren Anzahl von Ratsmitgliedern 
die Frage nach einem «Unterbruch» oder 
einer «Verschiebung» der Session stellen 
könne. Wenn, wie hier vertreten (siehe un-
ten Kapitel 6.2.), das Motiv des dringlichen 
Bundesgesetzes aber darin besteht, das 
Teilnahmerecht jedes einzelnen Ratsmit-
glieds (nicht nur einer grösseren Anzahl 
von Ratsmitgliedern) vor den Auswirkun-
gen von administrativen Anordnungen der 
Exekutive so weit wie möglich zu schützen, 
so besteht kein direkter Zusammenhang 
zwischen Artikel 10a und Artikel 10b; die 
Aufnahme von Artikel 10b in das dringliche 
Bundesgesetz ohne Verfassungsgrundlage 
erscheint als problematisch. Auch inhalt-
lich lässt der Artikel einige Fragen offen, 
da er mehrdeutige Begriffe verwendet und 
sein Verhältnis zum vorher (und danach 
wieder) geltenden Recht unklar ist.

5.  Umsetzung in der Praxis

Das neue Recht auf Teilnahme an einer 
Abstimmung in Abwesenheit ist in der 
dritten Woche der Wintersession 2020 von 
zwei Mitgliedern des Nationalrates bean-
sprucht worden: Nationalrätin Michaud 
Gigon (Grüne Fraktion) hat vom 14.  bis 
18. Dezember 2020 an 79 von insgesamt 90 
Abstimmungen teilgenommen. Nationalrat 
Beat Walti (FDP-Liberale Fraktion) hat vom 
15. bis 18. Dezember 2020 an 38 von insge-
samt 75 Abstimmungen von zu Hause aus 
teilgenommen.16 In der Frühjahrssession 
2021 gab es zumindest während der ersten 

16 Mitteilung des Leiters des Dienstes für Informa-
tik und neue Technologien der Parlamentsdienste 
vom 23. Dezember 2020 an Andrea Caroni, Mitautor 
dieses Aufsatzes.

beiden Sessionswochen keinen Anwen-
dungsfall.
Der Bericht der SPK-NR hatte festgehalten: 
«Aus Transparenzgründen muss bekannt 
sein, wenn die Stimme eines Ratsmitglieds 
auf der Abstimmungstafel erscheint, ohne 
dass es im Nationalratssaal anwesend 
ist.»17 Der Nationalratspräsident hat zu 
Beginn der Sitzungen vom 14. und 15. De-
zember mündlich im Saal über die beiden 
Anwendungsfälle der neuen Regelung in-
formiert. An den weiteren Sitzungen er-
folgte keine entsprechende Information. 
Die Stimmabgaben der beiden abwesen-
den Ratsmitglieder in den veröffentlichten 
Abstimmungsprotokollen wurden nicht als 
Stimmabgaben in Abwesenheit gekenn-
zeichnet. Die Forderung im Bericht der 
SPK-NR ist also nicht erfüllt worden: Wer 
das Geschehen im Nationalratssaal auf-
merksam verfolgt und sich fragt, warum 
ein abwesendes Ratsmitglied abgestimmt 
hat, findet die Erklärung nur schwer (falls 
der Ratspräsident zu Sitzungsbeginn infor-
miert hat) oder gar nicht.

6.  Die dringliche Änderung 
des Parlamentsgesetzes im 
Lichte der Bundesverfassung

6.1.  Die Bundesversammlung als 
«oberste Gewalt» (Art. 148 BV) 
und die Repräsentationsfunk-
tion der Bundesversammlung 
und ihrer einzelnen Mitglieder 
(Art. 149, 150 und 162 BV)

Die dringliche Änderung des ParlG befasst 
sich allein mit den Folgen der Quarantäne 
oder Isolation von Ratsmitgliedern. Aus 
staatsrechtlicher Sicht muss sich aber zu-
erst die Frage stellen, wer unter welchen 
Voraussetzungen und in welchem Verfah-
ren die Quarantäne oder Isolation eines 
Ratsmitglieds verfügen kann.

17 BBl 2020 9271, 9277.
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Indem die BV der Bundesversammlung «die 
oberste Gewalt im Bund» zuweist (Art. 148 
BV), statuiert sie den Legislativstaat und 
den Vorrang der Bundesversammlung vor 
den anderen obersten Bundesbehörden.18 
Grundlegende Aufgabe der Bundesver-
sammlung und ihrer einzelnen Mitglieder ist 
die Repräsentation des Volkes (Art. 149 BV) 
und der Kantone (Art. 150 BV).19 Diese Re-
präsentationsfunktion ist Grundlage aller 
weiteren Funktionen der Bundesversamm-
lung (Gesetzgebung, Oberaufsicht, Wahlen 
der anderen obersten Bundesbehörden, 
usw.). Aus der Stellung der Bundesver-
sammlung als «oberste Gewalt» und ihrer 
Repräsentationsfunktion ist abzuleiten, 
dass weder andere Bundesbehörden, noch 
gar kantonale Behörden befugt sein dür-
fen, in eigener abschliessender Kompetenz 
diese für eine Demokratie grundlegende 
Funktion der Bundesversammlung bzw. ih-
rer einzelnen Mitglieder einzuschränken.
Die Umsetzung dieses Grundsatzes zeigt 
sich insb.  in der parlamentarischen Im-
munität (Art.  162 BV). «Die Immunität 
dient in erster Linie dem Schutz des un-
gestörten Funktionierens der staatlichen 
Institutionen».20 Die Immunität kennt ver-
schiedene Formen; im vorliegenden Zu-
sammenhang ist insb. die Sessionsteilnah-
megarantie von Interesse: Ein Ratsmitglied 
darf durch eine strafrechtliche Verfolgung 
nicht an der Teilnahme an Ratssitzungen 
gehindert werden, ausser es stimmt selbst 
zu oder die zuständige Kommission seines 
Rates erteilt die nötige Ermächtigung zur 
Strafverfolgung (Art. 20 ParlG).
Dasselbe Motiv des Schutzes der Reprä-
sentationsfunktion des Parlamentes und 

18 phiLippe Mastronardi, Art. 148, in: Schweizerische 
Bundesverfassung. St.  Galler Kommentar, 3.  Aufl., 
Zürich/St. Gallen 2014, Rz. 5-14.
19 Da die Kantone die Wahlkreise für den National-
rat bilden und heute alle Kantone ihre Mitglieder des 
Ständerates durch das Volk wählen, repräsentieren 
beide Räte und ihre einzelnen Mitglieder die «Kan-
tonsbevölkerungen».
20 Giovanni BiaGGini, BV Kommentar, 2.  Aufl., Zürich 
2017, S. 1232.

seiner einzelnen Mitglieder zeigt sich auch 
im Militärgesetz (MG, SR 510.10): Art.  17 
MG sieht vor, dass Mitglieder der Bun-
desversammlung «während der Dauer der 
Sessionen und der Sitzungen der Kom-
missionen und Fraktionen der eidgenös-
sischen Räte vom Ausbildungsdienst und 
vom Assistenzdienst befreit sind.» Art. 13 
Zivildienstgesetz (ZDG; SR 824.0) trifft eine 
analoge Anordnung für den Zivildienst.
Art.  30–38 des Epidemiengesetzes (EpG; 
SR 818.101) sehen «Massnahmen gegen-
über einzelnen Personen vor», um die Ver-
breitung einer übertragbaren Krankheit 
zu verhindern und eine ernsthafte Gefahr 
für die Gesundheit Dritter abzuwenden. 
Art. 31 Abs. 1 EpG ermächtigt die zustän-
digen kantonalen Behörden zu solchen 
Massnahmen; Art.  32 EpG ermächtigt 
dazu, solche Massnahmen «zwangsweise 
durchzusetzen». Eine Person kann «unter 
Quarantäne gestellt» oder «abgesondert 
werden» (Art. 35 EpG).
Diese Massnahmen gegenüber einzelnen 
Personen gemäss EpG können auch Mit-
glieder der Bundesversammlung treffen. 
Damit wird nun aber nicht nur ihre persön-
liche Freiheit, sondern auch unmittelbar 
ihre Funktion als «Abgeordnete des Volkes» 
(Art. 149 BV) bzw. «der Kantone» (Art. 150 
BV) und damit mittelbar die Repräsentati-
onsfunktion des ganzen Parlaments einge-
schränkt.
Aus staatsrechtlicher Sicht muss die Über-
tragung der Kompetenz an Kantonsärz-
tinnen und -ärzte, solche Massnahmen zu 
treffen, als unhaltbar erscheinen. Aus epi-
demiologischer Sicht wäre hingegen eine 
generelle Ausnahme von Ratsmitgliedern 
gegen solche Massnahmen nicht vertret-
bar und würde wohl auch von einer breite-
ren Öffentlichkeit kaum verstanden. Nötig 
wäre aber de constitutione lata und de lege 
ferenda eine Legitimierung solcher Mass-
nahmen durch die Bundesversammlung 
bzw. durch ein zuständiges Organ der Bun-
desversammlung, was auch eine Überprü-
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fung der Notwendigkeit und Zweckmäs-
sigkeit ermöglichen würde.
Ein Modell liefern die entsprechenden Re-
gelungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Art.  46 Abs.  3 des Grundgesetzes 
beschränkt die Immunität der Mitglieder 
des Bundestages nicht auf den Schutz 
vor strafrechtlicher Verfolgung, sondern 
ist allgemeiner formuliert: «Die Geneh-
migung des Bundestages ist ferner bei 
jeder anderen Beschränkung der persön-
lichen Freiheit eines Abgeordneten (…) 
erforderlich.»21 Art.  162 Abs.  2 BV («Das 
Gesetz kann weitere Arten der Immunität 
vorsehen […]») würde auch in der Schweiz 
eine hinreichende verfassungsrechtliche 
Grundlage für eine solche allgemeinere 
Auslegung der Immunität liefern.
Im Fall der Corona-Pandemie hat der 
Bundestag am 25.  März 2020 folgende 
Ergänzung der Anlage 6 (Beschluss des 
Deutschen Bundestages betr.  Aufhebung 
der Immunität von Mitgliedern des Bun-
destages) seiner Geschäftsordnung mit 
einer Ziffer 6a beschlossen: «Der Deutsche 
Bundestag genehmigt die Anordnungen 
von freiheitsbeschränkenden Maßnahmen 
nach dem Infektionsschutzgesetz gegen 
Mitglieder des Bundestages. Die zustän-
digen Behörden sind verpflichtet, den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 
unverzüglich über die gegen ein Mitglied 
des Bundestages angeordneten Massnah-
men zu unterrichten. Der Ausschuss für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts-
ordnung ist berechtigt, zu prüfen, ob es 
sich um nach dem Infektionsschutzgesetz 
gerechtfertigte Maßnahmen handelt und 
ob die Massnahme die Funktionsfähigkeit 
des Deutschen Bundestages unverhältnis-
mäßig beeinträchtigt. Hält er sie in diesem 
Sinne für nicht oder nicht mehr vertretbar, 
so kann der Ausschuss im Wege der Vor-
entscheidung (Nr. 7 dieser Anlage) die Aus-

21 https://www.gesetze-im-internet.de/gg/index.
html (Webseite des Bundesministeriums für Justiz 
und Verbraucherschutz).

setzung der angeordneten Massnahmen 
verlangen. Kann der Ausschuss innerhalb 
von zwei Tagen nach Eingang einer Mittei-
lung der zuständigen Behörden nicht zu-
sammentreten, so hat der Präsident des 
Bundestages insoweit die Rechte des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung. Er hat den Ausschuss 
unverzüglich über seine Entscheidung in 
Kenntnis zu setzen. Im Übrigen dürfen 
durch allgemeine Massnahmen nach dem 
Infektionsschutzgesetz, wie etwa Aus-
gangssperren, Abgeordnete nicht an der 
Ausübung ihres Mandats, insbesondere 
der Anreise zu Sitzungen des Deutschen 
Bundestages, gehindert werden.»22

Eine entsprechende Regelung für die Bun-
desversammlung könnte auch eine pau-
schale Genehmigung von Massnahmen 
gemäss EpG vorsehen samt Meldepflicht 
und Möglichkeit zur Überprüfung und Auf-
hebung einer Massnahme im Einzelfall 
durch ein parlamentarisches Organ. Das 
Verfahren hätte eine gewisse Ähnlichkeit 
mit der bestehenden Regelung der Ses-
sionsteilnahmegarantie (Art.  20 ParlG). 
Der Gegenstand der Prüfung durch das im 
Einzelfall überprüfende Parlamentsorgan 
wäre allerdings ein anderer und der Er-
messensspielraum wohl grösser als bei der 
Anwendung von Art. 20. Eine Ermächtigung 
zur Strafverfolgung «darf im Sinne des 
Zwecks der Garantie nur verweigert wer-
den, wenn eindeutige Hinweise bestehen, 
dass die Einleitung des Strafverfahrens 
oder die Verhaftung missbräuchlich und 
zum Zwecke der Behinderung der parla-
mentarischen Tätigkeit erfolgt ist»23 – das 
ist heute kaum mehr denkbar. Die Güterab-
wägung bei der Prüfung einer Quarantäne 
wäre anderer Natur. Die Zweckmässigkeit 
und Verhältnismässigkeit einer Quaran-

22 https://www.bundestag.de/parlament/aufgab 
en/rechtsgrundlagen/go_btg/anlage6-245194 ; 
Bundesgesetzblatt vom 9. April 2020, Nr. 17, S. 764.
23 Katrin nussBauMer, Art. 20, in: Martin Graf/Corne-
lia Theler/Moritz von Wyss (Hrsg.), Kommentar zum 
Parlamentsgesetz, Basel 2014, N 10.



Parlament, Parlement, Parlamento 1/21 – 24. Jahrgang, 24e année, 24° anno – April / Avril / Aprile

Schwerpunkt – Le thème – Il tema

9

täne könnte in bestimmten Fällen mit gu-
ten Gründen bestritten werden, z.B.  die 
Quarantäne wegen vorherigen Aufenthalts 
in einem ausländischen Gebiet, das als Ri-
sikogebiet bezeichnet worden ist.
Im Übrigen wäre auch zu prüfen, ob es dank 
geeigneter epidemiologischer Schutz-
massnahmen sowohl im Parlamentsge-
bäude wie auch auf der An- und Rückreise 
vom bzw. zum Wohnort ermöglicht werden 
könnte, dass ein Ratsmitglied, das die Vor-
aussetzungen für eine Quarantäne erfüllt, 
an einer Ratssitzung teilnehmen kann, 
ohne andere Personen dadurch zu gefähr-
den.24 Diese Prüfung darf nicht allein einer 
Kantonsärztin oder einem Kantonsarzt ob-
liegen; hier muss ein parlamentarisches 
Organ die Stichhaltigkeit der epidemiolo-
gischen Argumente gegen die Wahrung der 
Repräsentationsfunktion des Parlamentes 
und seiner einzelnen Mitglieder abwägen 
können. 

6.2.  Die Gleichstellung der Ratsmit-
glieder (Art. 149, 150 und 161 BV)

Gemäss Art.  149 BV «besteht» der Natio-
nalrat «aus 200 Abgeordneten des Volkes», 
gemäss Art. 150 BV der Ständerat «aus 46 
Abgeordneten der Kantone». Die Ratsmit-
glieder sind grundsätzlich gleichberechtigt. 
Art. 161 BV gewährt jedem einzelnen Rats-
mitglied das Initiativ- und Antragsrecht, 
also das Recht, einen Erlassentwurf einzu-
bringen, und das im vorliegenden Zusam-
menhang besonders relevante Recht, zu ei-
nem in Beratung stehenden Erlassentwurf 
Anträge zu stellen. «Die Gleichstellung 
und Gleichberechtigung dieser Mitglieder 
ergibt sich zwingend aus dem demokrati-
schen Grundsatz der Gleichberechtigung 
aller Bürgerinnen und Bürger, welche das 

24 In diesem Sinne das Votum von Ständerat Stark, 
der darauf hinwies, dass «Personen, die zwar in Qua-
rantäne gehen müssten, in den Spitälern aber ge-
braucht werden, mit entsprechenden Massnahmen 
arbeiten gehen. Wenn das dort möglich ist, müsste 
das doch auch im National- und im Ständerat mög-
lich sein.» (AB 2020 S 1281).

Parlament wählen. Wären einzelne Par-
lamentsmitglieder gegenüber anderen 
Mitgliedern übergeordnet und weisungs-
berechtigt, so wären die demokratischen 
Rechte der Wählerinnen und Wähler der 
Parlamentsmitglieder ‹zweiter Klasse› 
verletzt.»25

Art.  10a ParlG führt dazu, dass Ratsmit-
glieder, die nur an Abstimmungen teilneh-
men können, nicht dieselben Rechte haben 
wie die übrigen Ratsmitglieder. Sie haben 
kein Rederecht, sie können keine Anträge, 
parlamentarische Initiativen, Vorstösse 
oder Fragen für die Fragestunde einrei-
chen; sie können nicht an Wahlen teilneh-
men. Damit bestehen zwei Kategorien von 
Ratsmitgliedern, was mit Art. 149, 150 und 
161 BV grundsätzlich nicht vereinbar ist. 
In der vorliegenden Ausnahmesituation 
war diese Ungleichbehandlung allerdings 
sogar geboten. Die Alternative war, dass 
ein Ratsmitglied wegen einer verfassungs-
rechtlich problematischen Massnahme 
der Exekutive (siehe Kap. 6.1) gar kein Teil-
nahmerecht, auch nicht das Recht zur Ab-
stimmung hatte. Diese noch gravierendere 
verfassungswidrige Ungleichbehandlung 
wurde durch die zwar ebenfalls verfas-
sungswidrige, aber weniger weitgehende 
Ungleichbehandlung gemildert. 
Die Gleichstellung der einzelnen Ratsmit-
glieder geht einher mit einem «individua-
listischen Repräsentationsverständnis».26 
Das zeigt sich einerseits im verfassungs-

25 Martin Graf, Die Büros des Nationalrates und des 
Ständerates: Hierarchisch vorgesetzte Parlaments-
leitungen oder Organe der Selbstorganisation des 
Rates? In: Parlament/Parlement/Parlamento 2015, 
H. 2, S. 14 (http://sgp-ssp.net/#mitteilungsblatt). – 
Zur Ableitung der politischen Rechte von Parla-
mentsmitgliedern aus den politischen Rechten der 
Stimmbürgerinnen und -bürgern siehe yvo hanGart-
ner, Bemerkungen zum Urteil des Bundesgerichts 
vom 14.  Juni 2004 1P.39/2004, in: AJP 12/2004, 
S. 1543, insb. 1545.
26 20.483. Pa.Iv. SPK-NR. Nationalratsmitglieder, 
die wegen der Covid-19-Krise verhindert sind. Teil-
nahme an Abstimmungen in Abwesenheit. Bericht 
der SPK-NR vom 1. Dezember 2020, BBl 2020 9271, 
9274.
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mässigen Initiativ- und Antragsrecht jedes 
Ratsmitglieds. Andererseits ist dieses indi-
vidualistische Repräsentationsverständnis 
Folge des politischen Systems. Anders als 
in einer parlamentarischen Demokratie 
ist das einzelne Ratsmitglied nicht einge-
bunden in eine Regierungsmehrheit oder 
in eine Opposition, die während einer be-
stimmten Dauer (solange die Regierung 
ihre Mehrheit behält) die Regierung entwe-
der stützen muss oder ihre Entwürfe in der 
Regel ablehnt. Mehrheiten bilden sich von 
Fall zu Fall in wechselnden Zusammenset-
zungen; häufig stimmen dabei die Fraktio-
nen nicht geschlossen ab, sondern einzelne 
Fraktionsmitglieder nehmen ihr Recht in 
Anspruch, auch Interessen zu vertreten, 
die nicht dem Fraktionsinteresse entspre-
chen. Das einzelne Ratsmitglied hat also 
eine starke Stellung. Die Stimmabgabe je-
des Ratsmitglied kann entscheidend sein 
für das Ergebnis der Abstimmung27: Die Ab-
stimmungsergebnisse sind häufig knapp; 
Stichentscheide der Ratspräsidentin oder 
des Ratspräsidenten nicht selten.
Diese starke Stellung des einzelnen Rats-
mitglieds rechtfertigt es nun allerdings, 
dass in der vorliegenden Ausnahmesitu-
ation, in welcher eine  – ebenfalls verfas-
sungsrechtlich problematische  – admi-
nistrative Anordnung einer kantonalen 
Exekutivbehörde die Sitzungsteilnahme 
eines Ratsmitglieds verhindern kann, ein 
betroffenes Ratsmitglied in Abwesenheit 
zumindest an der Abstimmung teilnehmen 
kann. Es geht dabei primär um das Recht 
des einzelnen Ratsmitglieds, nur sekundär 

27 Beispiel: Der Antrag der Einigungskonferenz zum 
«Bundesgesetz über die Reform der Altersvorsorge 
2020» wurde am 16. März 2017 im Nationalrat genau 
mit dem wegen der Ausgabenbremse erforderlichen 
qualifizierten Mehrheit von 101 Stimmen gegen 91 
Stimmen bei 4 Enthaltungen angenommen. Kein ein-
ziges Mitglied der befürwortenden Fraktionen fehl-
te. Es ging um viel: Gemäss Aussage des Vertreters 
des Bundesrates unmittelbar vor der Abstimmung 
würde im Falle einer Ablehnung das kumulierte De-
fizit der AHV 2030 mehr als 40 Milliarden Franken 
betragen (AB 2017 N 508).

um das Problem einer mangelnden Reprä-
sentativität aufgrund der Absenz mehrerer 
Ratsmitglieder, was aber im Bericht der 
SPK-NR und in der Debatte des NR als 
Motiv in den Vordergrund gerückt wurde.28 
Immerhin wurde der Antrag des Büros des 
Nationalrates, welcher das Recht zur Teil-
nahme an Abstimmungen in Abwesenheit 
nur zulassen wollte, wenn mindestens 
fünf Ratsmitglieder von Covid-19 betroffen 
sind,29 von der SPK-NR nicht aufgenommen 
und im Ratsplenum nicht zur Abstimmung 
gebracht: Dieser Antrag zeugt von fehlen-
dem Verständnis für die Stellung des ein-
zelnen Ratsmitglieds und seine Annahme 
hätte eine stossende Ungleichbehandlung 
der betroffenen Ratsmitglieder zur Folge 
gehabt.
In den Ratsdebatten wurde kritisiert, es 
liege auch eine Ungleichbehandlung vor, 
wenn zwar ein Ratsmitglied, das von Co-
vid-19 betroffen ist, in Abwesenheit an 
einer Abstimmung teilnehmen darf, aber 
einem Ratsmitglied, das z.B. an einer «nor-
malen» Grippe erkrankt ist, dieses Recht 
nicht zusteht.30 Diese Kritik verkennt das 
einzige Motiv dieser Ausnahmeregelung, 
welches eine Abweichung von der Verfas-
sung rechtfertigt: Es geht einzig darum, 
die verfassungsrechtlich problematischen 
Folgen der Anordnung einer Exekutiv-
behörde (siehe Kapitel 6.1) wenigstens 
teilweise zu mildern, nicht aber um die 
Schaffung eines generellen Rechtes auf 
Abstimmung in Abwesenheit auch in Situ-
ationen, in welchen nicht eine behördliche 
Massnahme, sondern höhere Gewalt eine 
Teilnahme verunmöglicht oder erschwert. 
Wie Ständerat Stöckli bemerkte, «ist in 
Bezug auf das Gebot der rechtsgleichen 
Behandlung rechtsgleicher Fälle und der 

28 BBl 2020 9271, 9272. Voten Cottier, Widmer, 
Streiff-Feller, Silberschmidt (AB 2020 N 2302ff.).
29 Fahne 20.484 N1 D (https://www.parlament.ch/
de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/ratsunterlagen?A
ffairId=20200483&k=PdAffairId:20200483) .
30 Votum Rutz (AB 2020 N 2302f.), Voten Fässler, 
Germann, Hefti, Mazzone (AB 2020 S 1278-1282).
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ungleichen Behandlung ungleicher Fälle 
zweifellos kein Problem zu verorten.»31

Die durch die Vorlage vorgenommene Un-
gleichbehandlung von Nationalrat und 
Ständerat lässt sich nur durch die unter-
schiedliche «Ratskultur»32 erklären; in-
haltlich aber mögen die für diese Ungleich-
behandlung vorgebrachten Argumente 
nicht zu überzeugen. Der Bericht der SPK-
NR argumentiert, im Nationalrat seien «die 
Anforderungen an die parteipolitische Re-
präsentativität höher als im Ständerat.»33 
Das Argument verkennt, dass die Reprä-
sentationsfunktion eines Parlamentes 
und seiner Mitglieder sich keineswegs auf 
die parteipolitische Repräsentation be-
schränkt. Gemäss Art. 150 BV besteht der 
Ständerat aus «Abgeordneten der Kan-
tone» und repräsentiert somit (ebenfalls) 
die Kantonsbevölkerung. Verfügt ein Kan-
tonsarzt die Quarantäne eines Mitglieds 
des Ständerates, so ist dieser Kanton nur 
noch zu 50%, im Falle eines Kantons mit ei-
ner halben Standesstimme gar nicht mehr 
vertreten. Im Übrigen sind knappe Abstim-
mungsergebnisse im Ständerat nicht sel-
tener als im Nationalrat. Ständerat Levrat 
hat im Rat dargelegt, wie wenig gefehlt hat, 
dass seine quarantänebedingte Abwesen-
heit in der ersten Woche der Wintersession 
2020 zu einem Scheitern der Gesetzesvor-
lage für eine «Ehe für Alle» hätte führen 
können.34 
Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist zwar 
nur die Gleichstellung der Ratsmitglie-
der innerhalb eines Rates ein zwingendes 
Gebot. Das ParlG enthält einige Bestim-
mungen, welche die Regelung der Rechte 
der Ratsmitglieder (z.B.  ihrer Rederechte) 

31 AB 2020 S 1280.
32 rené rhinoW/MarKus sChefer/peter ueBersax, 
Schweizerisches Verfassungsrecht, 3.  Aufl., Basel 
2016, Rz. 2315.
33 BBl 2020 9271, 9276.
34 Der Antrag auf Rückweisung an die Kommission 
zur vorgängigen Ausarbeitung einer Verfassungs-
änderung wurde am 1. Dezember 2020 mit 22 zu 20 
Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt (AB 2020 
S 1111).

an die einzelnen Räte bzw.  die Ratsregle-
mente delegieren. Dass das Gesetz selbst 
eine Regelung nur für einen Rat vornimmt 
und dabei die Mitglieder dieses Rates 
schlechter stellt  – mit Zustimmung die-
ses Rates!  – ist ein seltsamer, in der Ge-
schichte der Bundesversammlung erstma-
liger Vorgang.

6.3.  «Die Räte versammeln sich […] 
zu Sessionen» (Art. 151 BV) und 
sie «können gültig verhandeln, 
wenn die Mehrheit ihrer Mitglie-
der anwesend ist» (Art. 159 BV)

Die Erlassform des dringlichen und befris-
teten Bundesgesetzes ohne Verfassungs-
grundlage war zu wählen, weil die Abstim-
mungsteilnahme in Abwesenheit im Wider-
spruch steht zu Art. 151 und 159 BV.
Das verfassungsrechtliche Erfordernis ei-
ner physischen Anwesenheit der Ratsmit-
glieder in den Ratssälen wird im Bericht 
der SPK-NR und in den Ratsdebatten al-
lein mit Art. 159 BV begründet, wonach die 
Räte «gültig verhandeln, wenn die Mehr-
heit ihrer Mitglieder anwesend ist.» Im 
vorliegenden Kontext ist bedeutsam, dass 
Art. 159 BV nicht ein Beschluss-, sondern 
ein Verhandlungsquorum statuiert: Die An-
wesenheit der Mehrheit der Mitglieder ist 
nicht nur notwendig, damit Abstimmungen 
durchgeführt werden können, sondern ist 
Voraussetzung der Gültigkeit der gesam-
ten Ratsverhandlungen. Spitzfindig wäre 
die Interpretation, aus dieser Bestimmung 
e contrario zu schliessen, dass eine virtu-
elle Teilnahme einer Minderheit an einer 
Hybrid-Sitzung zulässig wäre, weil der 
Wortlaut ja nur die Anwesenheit der Mehr-
heit verlangt. Zudem «versammeln sich» 
die Räte gemäss Art.  151 BV regelmässig 
zu Sessionen. Art.  32 ParlG bezeichnet 
ausdrücklich einen physischen Ort der 
Versammlung, nämlich die Stadt Bern; 
die Bundesversammlung «kann mit ein-
fachem Bundesbeschluss beschliessen, 
ausnahmsweise an einem anderen Ort zu 
tagen.»
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Wenn Personen sich versammeln bzw. an-
wesend sind, so wird das im heutigen 
Sprachgebrauch nach wie vor überwiegend 
als Versammlung bzw.  Anwesenheit an 
einem physischen Ort verstanden.35 Eine 
Google-Suche nach «sich virtuell versam-
meln» und «virtuelle Anwesenheit» ergibt 
zwar auch bereits viele Treffer, wohl über-
wiegend aus der allerneuesten Zeit, aber 
als gefestigter Sprachgebrauch, der eine 
neue Auslegung einer Verfassungsbestim-
mung nach dem Wortlaut rechtfertigen 
würde, kann dies (jedenfalls zurzeit noch) 
nicht betrachtet werden. 
Im Übrigen darf sich die Auslegung von 
Verfassungsbestimmungen nicht auf eine 
Auslegung nach dem reinen Wortlaut be-
schränken. Das «Sich-Versammeln» bzw. 
«Anwesend-Sein» der Ratsmitglieder am 
Versammlungsort bedeutet mehr als nur 
physische Anwesenheit; es ermöglicht eine 
Unmittelbarkeit des persönlichen Kontak-
tes unter den Ratsmitgliedern, welche für 
die Meinungsbildung und Entscheidfin-
dung im Parlament unerlässlich ist und auf 
virtuellem Wege zurzeit kaum in derselben 
Qualität hergestellt werden kann. Wichtig 
sind dabei nicht nur die formell geregelten 
öffentlichen Aktivitäten der Ratsmitglieder, 
wie Reden, Anträge und Stimmabgaben, 
sondern auch die Vielzahl informeller, häu-
fig nicht öffentlicher persönlicher Kontakte 
vor, während und nach den Ratsverhand-
lungen, nicht nur unter den Ratsmitglie-
dern, sondern auch mit Dritten wie z.B. mit 
Verwaltungsangehörigen, den Massenme-
dien und Interessenvertretungen.
Sogar wenn sich die digitale Kommunika-
tionstechnologie derart weiterentwickelt, 
dass dereinst alle diese notwendigen 
Anforderungen an die Kommunikation in 
einem Parlament erfüllt werden kön-
nen, muss festgestellt werden, «dass die 
Identitätsfunktion und damit die Gesamt-

35 Siehe die Beispiele im Duden (https://www.du 
den.de/rechtschreibung/versammeln und https://
www.duden.de/rechtschreibung/Anwesenheit). 

heit der Vielfalt eines Parlaments in einer 
Video-Konferenz kaum abgebildet werden 
kann. Vielmehr steht die Person, welche 
die Konferenz moderiert und damit konti-
nuierlich in Erscheinung tritt, als Fixpunkt 
und Identifikation im Vordergrund. Konti-
nuum und visueller Identifikationspunkt 
werden die Präsidentin oder der Präsi-
dent, das Parlament als Ganzes tritt in den 
Hintergrund.»36 Mit anderen Worten: Das 
Parlament braucht einen physischen Ort, 
um seine Funktion als «Forum der Nation» 
zu erfüllen; auf den Palace of Westminster 
in London, das Kapitol in Washington, den 
Reichstag in Berlin, das Palais Bourbon 
in Paris, den Palazzo Montecitorio in Rom 
und das Bundeshaus in Bern kann nicht 
verzichtet werden.
Die von der Verfassung verlangte Gleich-
stellung aller Ratsmitglieder erlaubt eine 
Lösung, bei der ein Teil der Ratsmitglieder 
vor Ort, ein anderer Teil virtuell teilnimmt, 
nur als temporäre Milderung ansonsten 
noch weitergehender Einschränkungen. 
Das rein virtuelle Parlament als dauer-
hafte Lösung würde demgegenüber zwar 
die Gleichstellung wahren, hätte aber ei-
nen erheblichen, nicht akzeptablen Funk-
tionsverlust des Parlaments und damit 
der Demokratie zur Folge. Im Hinblick auf 
künftige Ausnahmesituationen ähnlich der 
Covid-Krise wäre es aber wünschbar, dass 
die nötigen rechtlichen und technischen 
Vorbereitungen getroffen werden, damit 
das Parlament vorübergehend rein virtuell 
tagen kann, wenn und solange bestimmte, 
restriktiv gehaltene Voraussetzungen (phy-
sische Versammlung nicht oder nur mit un-
verhältnismässiger Gefährdung möglich; 
Beschränkung auf die Behandlung wich-
tiger und dringlicher Geschäfte) gegeben 
sind: Besser ein bloss virtuelles Parlament 
als unter Umständen gar kein Parlament. 
Die rechtliche Vorbereitung kann darin 
bestehen, dass in Art. 151 und 159 BV ent-
sprechende Ausnahmebestimmungen auf-

36 Moritz von Wyss (Fn. 2), S. 19.
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genommen werden. Oder es wird ein dring-
liches und nicht verfassungskonformes 
Bundesgesetz im Entwurf vorbereitet, das 
im Bedarfsfall in kurzer Zeit von der Bun-
desversammlung beraten und beschlossen 
werden kann. Für das letztere Vorgehen 
spricht der geringere Aufwand und der 
Umstand, dass sehr verschiedenartige 
Krisen vorstellbar sind, die entsprechend 
verschiedene Problemlösungen erfordern. 
Ein dringliches Bundesgesetz wird so oder 
so, mit oder ohne Verfassungsgrundlage, 
zahlreiche Änderungen von Bestimmun-
gen des ParlG enthalten, die je nach Art der 
Krise kurzfristig angepasst werden müs-
sen. Gegen diese Variante spricht, dass sie 
voraussetzt, dass das Parlament vor einer 
virtuellen Tagung zuerst überhaupt phy-
sisch noch einmal zusammentreten kann, 
um den Notfallmechanismus definitiv zu 
verabschieden.

7.  Zusammenfassung 

Die Beantwortung der in der Einleitung ge-
stellten Fragen muss zur Schlussfolgerung 
führen, dass die jetzt realisierte Lösung 
einer Teilnahme an Abstimmungen in Ab-
wesenheit ein gerechtfertigter Notbehelf 
in einer ausserordentlichen Situation ist. 
Ein erster Schritt zu einem «virtuellen Par-
lament» kann es sein, aber nur zu einem 
 vorübergehend «virtuellen Parlament» un-
ter strengen Voraussetzungen in einer aus-
serordentlichen Situation. 
Vorgängig ist festzustellen, dass auf das 
Epidemiengesetz gestützte Zwangsmass-
nahmen gegen einzelne Mitglieder der 
Bundesversammlung nicht nur ihre persön-
liche Freiheit, sondern auch die Repräsen-
tationsfunktion der Bundesversammlung 
und ihrer einzelnen Mitglieder einschrän-
ken. Aufgrund der Stellung der Bundes-
versammlung als «oberste Gewalt» des 
Bundes und ihrer einzelnen Mitglieder als 
Teil dieser «obersten Gewalt» ist es nicht 
haltbar, dass Behörden der Exekutive sol-
che Massnahmen abschliessend entschei-

den. De constitutione lata und lege ferenda 
ist eine parlamentarische Genehmigung 
und ggf.  Überprüfung der admini strativen 
Zwangsmassnahmen zu verlangen.
Der schweizerische Parlamentarismus 
ist geprägt durch ein individualistisches 
Repräsentationsverständnis. Dies zeigt 
sich einerseits in der starken Rechtsstel-
lung des einzelnen Ratsmitglieds und ist 
andererseits Folge des schweizerischen 
politischen Systems wechselnder Mehr-
heiten (Konkordanzdemokratie), das der 
Stimmabgabe des einzelnen Ratsmitglieds 
im Einzelfall grosse Bedeutung geben 
kann. Der Notbehelf der Abstimmung in 
Abwesenheit ist gerechtfertigt, um die Be-
schränkung der Repräsentationsfunktion 
sowohl des betroffenen Ratsmitglieds als 
auch des ganzen Rates soweit möglich zu 
mildern. 
Ein gänzlich virtuelles Parlament ist nicht 
vereinbar mit der von der Verfassung ver-
langten physischen Teilnahme der Rats-
mitglieder an den Ratsverhandlungen und 
kann nur in einer Ausnahmesituation wie 
der Covid-Krise als vorübergehender (aber 
durchaus vorzubereitender) Notbehelf ge-
rechtfertigt werden. Die Unmittelbarkeit 
des persönlichen Kontaktes sowohl unter 
den Ratsmitgliedern als auch zwischen 
den Ratsmitgliedern und Dritten (der Öf-
fentlichkeit) ist unverzichtbar für eine 
qualitativ befriedigende Meinungsbildung 
und Entscheidfindung im Parlament. Das 
Parlament braucht einen physischen Ort, 
um seine Funktion als «Forum der Nation» 
wahrzunehmen und die «Gesamtheit der 
Vielfalt des Parlaments» aufzuzeigen. l
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La participation à distance aux débats 
et aux votes d’un parlement cantonal, 
 spécialement dans le canton de Fribourg

Vincent Martenet, prof. de droit*

1. Introduction

Le 27  mai 2020, le Grand Conseil du can-
ton de Fribourg a adopté une ordonnance 
parlementaire sur la participation à dis-
tance aux débats et le vote à distance pen-
dant la pandémie COVID-191, prévoyant en 
particulier que «  [l]es membres du Grand 
Conseil considérés comme personnes vul-
nérables au sens de l’article 10b de l’or-
donnance fédérale 2 du 13 mars 2020 sur 
les mesures destinées à lutter contre le co-
ronavirus (Ordonnance 2 COVID 19) ou qui 
sont mis en quarantaine sur avis médical 
et qui, de ce fait, ne peuvent pas participer 
physiquement aux sessions (ci-après  : les 
député-e-s à risque) ont le droit de parti-
ciper à distance aux débats et de voter à 
distance » (art. 1 al. 1). Par ailleurs, il ap-
partenait au Bureau du Grand Conseil de 
déterminer, pour chaque session, «  si les 
risques d’infection au COVID-19 justifient 
la mise en œuvre de ces droits  » (art.  1 
al. 2), le droit de participer à distance aux 
débats et le droit de voter à distance étant 
accordés uniquement aux député-e-s à 
risque (art. 1 al. 3). Enfin, la participation à 
distance aux débats pour les député-e-s à 
risque et le vote à distance étaient censés 
avoir lieu « à l’aide d’une procédure et d’un 

* Professeur ordinaire à l’Université de Lausanne ; 
Juge suppléant au Tribunal fédéral.  Le présent ar-
ticle est basé sur un avis de droit du 10 septembre 
2020 rédigé par l’auteur à la demande du Grand 
Conseil du canton de Fribourg, agissant par son Bu-
reau.
1 ROF 2020_059 (ci-après : ordonnance parlemen-
taire COVID-19).

système informatique validés par le Bu-
reau, qui doivent garantir l’authentification 
des personnes concernées et la sécurité 
des votes » (art. 2 al. 1), un système d’an-
nonce préalable de la part des député-e-s 
à risque étant « exigé une semaine avant le 
début de la session » (art. 2 al. 2).
La constitutionnalité et la légalité de l’or-
donnance parlementaire COVID-19 ont 
été examinées et le présent article res-
titue l’analyse qui a été effectuée. Ce-
lui-ci tient aussi compte de la loi fribour-
geoise du 17  novembre 2020 autorisant 
la participation à distance aux travaux du 
Grand Conseil pendant la pandémie de 
COVID-192, loi qui a abrogé l’ordonnance 
parlementaire COVID-19. Selon cette loi, 
« [d]urant la pandémie de coronavirus, les 
membres du Grand Conseil qui sont en me-
sure de débattre et de voter mais qui, pour 
des raisons de santé attestées, ne peuvent 
pas participer physiquement aux sessions 
ou présentent un risque pour autrui ont le 
droit de participer à distance aux débats et 
de voter à distance » (art. 1 al. 1). Le droit 
de voter à distance devient cependant ca-
duc « lorsque le vote a lieu par assis et levé 
ou au bulletin secret  » (art.  1 al.  2) et les 
membres du Grand Conseil qui participent 
à distance à la session « ne sont pas comp-
tabilisés dans le quorum  » (art.  1 al.  3). 
En outre, si les circonstances l’exigent, le 
Bureau du Grand Conseil «  peut autoriser 
que les séances des commissions ou de 
certaines d’entre elles se tiennent intégra-
lement en vidéo-conférence » (art. 3 al. 1).

2 ROF 2020_146 (RSF 821.40.15 ; ci-après : loi sur 
la participation à distance).
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Le présent article examine la compatibilité 
de ce régime avec la Constitution fédérale 
du 18  avril 19993 (I) et la Constitution du 
canton de Fribourg du 16  mai 20044 (II). Il 
analyse ensuite si l’adoption d’une ordon-
nance parlementaire suffisait ou si une 
révision de la loi fribourgeoise du 6  sep-
tembre 2006 sur le Grand Conseil5, voire 
l’adoption d’une loi spéciale, s’avérait né-
cessaire (III).

2. Les exigences découlant  
de la Constitution fédérale

2.1  L’égalité et l’interdiction de la 
discrimination (art. 8 Cst. féd.)

Au fil des ans, le Tribunal fédéral a ciselé 
sa formule relative à la garantie générale 
de l’égalité pour parvenir au résultat sui-
vant : « Un arrêté de portée générale viole le 
principe de l’égalité consacré à l’art. 8 al. 1 
Cst. féd. lorsqu’il établit des distinctions 
juridiques qui ne se justifient par aucun 
motif raisonnable au regard de la situation 
de fait à réglementer ou qu’il omet de faire 
des distinctions qui s’imposent au vu des 
circonstances, c’est-à-dire lorsque ce qui 
est semblable n’est pas traité de manière 
identique et ce qui est dissemblable ne 
l’est pas de manière différente. Il faut que 
le traitement différent ou semblable injus-
tifié se rapporte à une situation de fait im-
portante. » 6. La formule relative à l’égalité 
devant la loi est similaire7.
La garantie générale de l’égalité ne vise, 
selon le Tribunal fédéral, que les situations 
semblables qui ne sont pas traitées de ma-

3 RS 101 (ci-après : Cst. féd.).
4 RSF 10.1 (ci-après : Cst. FR).
5 RSF 121.1 (ci-après : LGC).
6 Voir notamment ATF 145 I 73, c.  5.1  ; ATF 142 I 
195, c. 6.1. La formule utilisée dans plusieurs arrêts 
rédigés en allemand diffère quelque peu : « Gleiches 
muss nach Massgabe seiner Gleichheit gleich und 
Ungleiches nach Massgabe seiner Ungleichheit un-
gleich behandelt werden (...). » (ATF 143 I 361, c. 5.1 ; 
ATF 141 I 153, c. 5.1).
7 Voir notamment ATF 141 I 235, c. 7.1 ; ATF 131 I 
394, c. 4.2.

nière identique et celles dissemblables qui 
ne sont pas traitées de manière différente. 
En réalité, il s’agit plutôt de déterminer, 
dans un premier temps, si les situations 
en jeu sont comparables8, c’est-à-dire s’il 
existe des points de comparaison impor-
tants et pertinents entre elles au regard de 
l’objet, du but, de la portée et des effets de 
l’acte procédant à la distinction ou à l’assi-
milation litigieuse, du contexte dans lequel 
celle-ci ou celle-là est effectuée et de l’en-
semble des circonstances9. Une fois qu’une 
comparaison est établie, il convient de se 
demander si la distinction ou l’assimilation 
en cause est justifiée. Lorsque l’acte atta-
qué retient un point de convergence ou de 
divergence plutôt qu’un autre, il sera en 
principe compatible avec l’art. 8 al. 1 Cst. 
si ce choix repose sur un motif raisonnable.
L’art. 8 al. 2 Cst. féd. complète la garantie 
générale de l’égalité. Il interdit, en pre-
mier lieu, les discriminations directes, 
lesquelles se rapportent directement à un 
critère sensible résultant expressément ou 
non de cette disposition. Cette garantie est 
indépendante, si bien qu’elle peut être in-
voquée seule10. Parfois, les règles de droit 
elles-mêmes contiennent des discrimina-
tions ; il est aussi possible que l’application 
de règles de droit conformes à la Constitu-
tion fédérale soit discriminatoire. L’art.  8 
al.  2 Cst. féd. interdit, en second lieu, les 
discriminations indirectes, lesquelles se 
rapportent à l’impact discriminatoire de 
règles de droit, de mesures ou de décisions 
en apparence neutres sur les personnes 
appartenant à des groupes sociaux définis 

8 Voir notamment Petit Comm. Cst.-Mahon, art.  8 
N 9  ; auer/MaLinverni/hotteLier, Droit constitutionnel 
II, N 1040 s. ; SGK BV-sChWeizer, Art. 8 N 19 ; BiaGGini, 
Komm. BV, Art. 8 N 7 ; Kiener/KäLin/WyttenBaCh, Grund-
rechte, pp. 427 s. N 16–20.
9 Voir spécialement Martenet, Égalité, pp. 28–31.
10 ATF 145 I 73, c. 5.1 ; ATF 134 I 257, c. 3. En doc-
trine, voir notamment Martenet, Égalité, pp.  88  s.; 
 peters, Diskriminierungsverbote, 258 s.
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par un critère sensible11 – les femmes ainsi 
que des minorités raciales, ethniques, re-
ligieuses ou linguistiques essentiellement 
en droit comparé.
L’art. 8 al. 2 Cst. féd. mentionne un certain 
nombre de critères sensibles. Cette liste 
n’est pas exhaustive, ainsi que l’atteste 
l’emploi de l’adverbe «  notamment  ». Elle 
peut être complétée non seulement par 
la voie d’une révision constitutionnelle, 
mais aussi par la voie jurisprudentielle12. 
D’autres critères liés à l’identité d’une per-
sonne13 sont susceptibles d’être rattachés 
à cette disposition. Une personne discri-
minée du fait de son âge est légitimée à 
se prévaloir de l’art. 8 al. 2 Cst. Les règles 
ou pratiques imposant un âge minimum ou 
maximum pour exercer une activité, ac-
céder à un emploi ou, plus largement, ac-
complir un acte sont tout particulièrement 
visées à cet égard. Si ce critère donne éga-
lement lieu à un examen attentif des éven-
tuelles justifications invoquées à l’appui de 
distinctions ou assimilations contestées, 
allant au-delà de ce qu’exige l’art.  8 al.  1 
Cst.14, il est souvent utilisé sans que cela 
n’entraîne des discriminations15. La défi-
cience corporelle, mentale ou psychique 
clôt la liste non exhaustive de l’art. 8 al. 2 
Cst. féd. La portée de cette notion est large 

11 ATF 145 I 73, c. 5.1 ; ATF 144 II 65, c. 4.1 ; ATF 139 
I 169, c. 7.2.1, JdT 2014 I 44 ; ATF 138 I 305, c. 3.3, JdT 
2013 I 53 ; ATF 138 I 205, c. 5.5.
12 Message du 20 novembre 1996 relatif à une nou-
velle constitution fédérale, FF 1997 I 1-659, 145.
13 ATF 145 I 73, c. 5.1. En doctrine, voir notamment 
BSK BV-WaLdMann, Art.  8 N  65  ; BiaGGini, Komm. BV, 
Art. 8 N 23 ; CR Cst.-Martenet, art. 8 N 68.
14 Voir ATF 138 I 265, c. 4.3. En doctrine, voir MüLLer/ 
sChefer, Grundrechte, pp. 725 s.
15 Pour des illustrations, voir ATF 138 I 265, c. 5.2–
5.3 (réglementation cantonale prévoyant que les bé-
néficiaires de l’aide sociale ayant atteint 65 ans ré-
volus participent aux coûts des soins dans la mesure 
de leur capacité financière) ; ATF 136 I 207, c. 5 (limite 
d’âge pour la prise en charge par l’assurance-mala-
die obligatoire du traitement chirurgical de l’adiposi-
té), JdT 2011 II 435. En doctrine, voir notamment SGK 
BV-sChWeizer, Art. 8 N 71  ; BSK BV-WaLdMann, Art. 8 
N 73 ; BiaGGini, Komm. BV, Art. 8 N 24/4 ; duBey, Droits 
II, N 3281 s.

puisque, selon l’Organisation mondiale de 
la santé, les déficiences sont temporaires 
ou permanentes et «  représentent des 
écarts par rapport à certaines normes gé-
néralement acceptées de l’état biomédical 
du corps et de ses fonctions  »16. L’art.  8 
al.  2 Cst. féd. se rapporte aussi bien aux 
discriminations des personnes atteintes 
d’une déficience face à d’autres indivi-
dus17 qu’aux discriminations entre des 
personnes atteintes de différents types de 
déficiences18. La jurisprudence du Tribunal 
fédéral, suivie par une partie de la doc-
trine19, tendant à limiter la portée de l’art. 8 
al.  2 Cst. féd. aux personnes frappées 
d’une déficience durable20 est discutable ; 
en effet, une discrimination du fait d’une 
déficience temporaire peut porter atteinte 
à la dignité humaine et mérite dès lors un 
examen approfondi21.
En l’espèce, l’ordonnance parlementaire 
COVID-19 permettait aux seul-e-s dépu-
té-e-s à risque de participer à distance 
aux débats et de voter à distance. Cette 
différence était basée sur les risques pour 
leur santé. La question de savoir si l’état 
de santé et les risques pour celle-ci re-
lèvent de l’art. 8 al. 1 ou 2 Cst. féd. dépend 
des circonstances à notre avis. Cela dit, il 
s’agit d’un motif particulier susceptible 
de fonder une différence de traitement et 
même une distinction reposant sur un cri-
tère sensible. Les risques sur le plan de la 
santé peuvent justifier un tel régime qui ne 
bénéficie, par exemple, pas aux député-e-s 
en voyage ou déplacement professionnel 
ou privé. Il sied en outre de relever que 

16 OMS, Classification internationale du fonction-
nement, du handicap et de la santé, Genève 2001, 
12 s.
17 Voir par ex. ATF 139 I 169, c. 7, JdT 2014 I 44, dans 
lequel le TF juge discriminatoire l’exclusion des per-
sonnes handicapées mentales de la procédure de 
naturalisation.
18 Sur ce dernier point, voir ATF 142 V 106, c. 4.3.
19 MüLLer/sChefer, Grundrechte, 756  ; BiaGGini, 
Komm. BV, Art. 8 N 24/9.
20 Voir notamment ATF 135 I 49, c.  6.1, JdT 2009 I 
655.
21 CR Cst.-Martenet, art. 8 N 92.
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le Grand Conseil s’était essentiellement 
fondé sur le droit fédéral pour définir le 
cercle des député-e-s à risque. De surcroît, 
les personnes âgées étaient surreprésen-
tées parmi les personnes vulnérables, au 
sens de l’art. 10b de l’ordonnance 2 sur les 
mesures destinées à lutter contre le coro-
navirus (COVID-19)22. L’ordonnance parle-
mentaire COVID-19 contribuait à réduire 
le désavantage auquel les député-e-s âgé-
e-s sont susceptibles d’être confronté-e-s 
et à assurer l’effectivité de l’interdiction de 
la discrimination à raison de l’âge. Pour ces 
raisons, l’ordonnance parlementaire CO-
VID-19 était compatible avec l’art. 8 Cst. Il 
en va de même de la loi fribourgeoise sur 
la participation à distance qui exige que 
les raisons de santé soient attestées (art. 1 
al. 1).
Cependant, le régime adopté par le Grand 
Conseil du canton de Fribourg devrait aussi 
viser les député-e-s qui seraient en mesure 
de débattre et de voter, mais qui seraient, 
par exemple, mis-es en quarantaine parce 
qu’ils ou elles sont potentiellement conta-
gieux-ses en raison d’un autre virus que 
le COVID-19. Dans une optique plus large, 
les député-e-s en mesure de débattre et 
de voter, mais dont l’état de santé ne leur 
permet pas de participer physiquement 
aux sessions, devraient bénéficier de ce ré-
gime ; il en va de même des député-e-s qui 
présentent un risque sanitaire pour autrui. 
Un avis médical serait exigé dans ces deux 
cas également.
L’art. 1 al. 1 de l’ordonnance parlementaire 
COVID-19 ainsi que l’art.  1 al.  1 de la loi 
sur la participation à distance sont rédi-

22 Ordonnance 2 COVID-19  ; cf. RO 2020 773, 783, 
841, 863, 867, 1059, 1065, 1101, 1131, 1137, 1155, 
1199, 1245, 1249, 1333, 1401, 1501, 1505, 1585, 1751, 
1815, 1823, 1835, 2097 et 2099. Voir l’art. 10b al. 2 
de cette ordonnance : « Par personnes vulnérables, 
on entend les personnes de 65 ans et plus et les per-
sonnes qui souffrent notamment des pathologies 
suivantes  : hypertension artérielle, diabète, mala-
dies cardiovasculaires, maladies respiratoires chro-
niques, faiblesse immunitaire due à une maladie ou 
à une thérapie, cancer. » (nous mettons en évidence).

gés de manière suffisamment souple pour 
viser également de tel-le-s député-e-s. 
Il y est en effet notamment question des 
membres du Grand Conseil « mis en qua-
rantaine sur avis médical » (art. 1 al. 1 de 
l’ordonnance parlementaire COVID-19) ou 
« qui, pour des raisons de santé attestées, 
ne peuvent pas participer physiquement 
aux sessions ou présentent un risque pour 
autrui  » (art.  1 al.  1 de la loi sur la parti-
cipation à distance). Une interprétation 
conforme à l’art. 8 Cst. paraît possible sur 
ce point. En d’autres termes, il faut com-
prendre ces termes comme visant tout-e 
déput-é empêché-e de participer physi-
quement aux sessions pour des raisons de 
santé et pour autant que cela soit attesté 
par un avis médical. Si ces deux conditions 
cumulatives sont réunies, l’art. 8 Cst. nous 
semble respecté en l’espèce. En adoptant 
la loi du 17  novembre 2020 autorisant la 
participation aux travaux du Grand Conseil 
pendant la pandémie de COVID-19, celui-ci 
a privilégié, à juste titre, une norme rédigée 
de manière plus ouverte que ne l’était l’or-
donnance parlementaire COVID-19.
En conclusion, l’ordonnance parlementaire 
COVID-19 et la loi sur la participation à dis-
tance sont compatibles avec la garantie 
générale de l’égalité et l’interdiction de la 
discrimination, pour autant qu’elles soient 
interprétées de manière large de façon à 
viser tou-te-s les député-e-s en mesure 
de débattre et de voter mais empêché-e-s 
de participer physiquement aux sessions 
pour des raisons de santé, un avis médical 
attestant cela. La nature de la maladie ou 
de l’infection ne saurait être décisive.

2.2.  La garantie des droits politiques 
(art. 34 Cst. féd.)

La garantie des droits politiques revêt une 
portée générale et vise la Confédération, 
les cantons et les communes23. Elle pro-
tège en particulier la libre formation de 
l’opinion des citoyens et des citoyennes 

23 ATF 139 I 2, c. 5.2.
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ainsi que l’expression fidèle et sûre de leur 
volonté, conformément à l’art. 34 al. 2 Cst. 
féd. La liberté de vote, telle qu’elle est com-
munément appelée, est ainsi garantie. De 
l’art.  34 Cst. féd. découle toute une série 
d’exigences applicables aux initiatives po-
pulaires, aux votations et aux élections au 
niveau de la Confédération, des cantons et 
des communes, étant d’emblée noté que 
certaines de ces exigences ne concernent, 
de par leur nature, que l’un des droits po-
litiques.
La garantie générale des droits politiques 
constitue en elle-même un droit fonda-
mental, invocable comme tel par les ci-
toyennes et citoyens. En effet, elle confère 
aux titulaires des droits politiques le 
droit subjectif d’exiger un certain com-
portement de l’État, en requérant de ce-
lui-ci qu’il garantisse l’exercice effectif et 
conforme aux règles des droits politiques 
institués. Au regard de la fonction institu-
tionnelle de l’art.  34 Cst. féd. consistant 
à assurer le fonctionnement effectif de 
la démocratie, l’État doit assurer que les 
règles qui encadrent l’exercice des droits 
politiques et, plus généralement, la démo-
cratie permettent à ceux-ci d’être exercés 
par leurs titulaires sans difficultés injus-
tifiées et que les règles en vigueur soient 
observées et interprétées d’une manière 
conforme à l’esprit de la garantie des droits 
politiques. C’est en respectant l’ensemble 
de ces conditions que l’État se porte véri-
tablement garant des droits politiques. Il 
confère effectivité et régularité aux droits 
politiques, deux conditions sine qua non 
du fonctionnement optimal de la démo-
cratie. De ce fait, il permet d’accroître la 
confiance des citoyens dans le processus 
démocratique et de renforcer la légitimité 
des décisions prises dans ce cadre.
L’art.  34 al.  1 Cst. féd. requiert que l’en-
semble des règles qui instituent et orga-
nisent les droits politiques soient obser-
vées24. Cette exigence est intimement liée 

24 BiaGGini, Komm. BV, Art. 34 N 9.

à l’existence de voies de droit permettant 
aux citoyens de requérir le respect des 
règles en matière de droits politiques. 
En ceci, l’art.  34 al.  1 Cst. féd. entretient 
un lien étroit avec l’art.  29a Cst. féd. et 
concrétise la garantie de l’accès au juge 
consacrée par cette disposition25.
En Suisse, ces différentes facettes de 
l’égalité politique sont traitées diverse-
ment par le droit positif et la jurispru-
dence. Il faut relever que l’égalité politique 
n’est pas une notion codifiée dont les dif-
férents aspects découlent expressément 
et directement d’une seule norme consti-
tutionnelle. Elle se déduit d’une lecture 
systématique de plusieurs dispositions 
du texte constitutionnel. Selon le Tribunal 
fédéral, la garantie des droits politiques 
prévue à l’art. 34 Cst. féd. entretient un lien 
étroit avec la garantie de l’égalité ancrée à 
l’art. 8 Cst. féd.26. La combinaison des art. 8 
et 34 Cst. féd. fonde notamment l’égalité de 
traitement en matière de droit de vote, qui 
donne à chaque électeur le droit que son 
vote soit décompté de la même manière et 
qu’il exerce, relativement aux autres votes 
exprimés, le même impact sur le résultat 
du scrutin. Très indirectement, l’art. 34 Cst. 
féd. pourrait tout au plus fonder un droit 
des citoyennes et citoyens au fonction-
nement régulier des autorités élues par le 
peuple. Ce point n’est toutefois développé 
ni dans la jurisprudence ni dans la doctrine. 
En l’espèce, l’ordonnance parlementaire 
COVID-19 et la loi sur la participation à dis-
tance tendent à augmenter la participation 
d’élus du peuple fribourgeois aux débats 
et aux votes du Grand Conseil. Dans cette 
optique, elles n’entrent pas en conflit avec 
l’art.  34 Cst. féd. Par ailleurs, les disposi-
tions du droit fribourgeois avec lesquelles 
ladite ordonnance aurait pu entrer en ten-
sion27 ne relèvent pas des droits politiques.

25 ATF 143 I 92, c. 3.3.
26 ATF 129 I 185, c. 3.1, JdT 2004 I 691.
27 Voir infra 3 et 4.
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2.3.  L’exigence d’une constitution 
démocratique (art. 51 al. 1  
Cst. féd.)

La Constitution fédérale laisse la liberté 
aux cantons de choisir entre une démocra-
tie largement représentative, sous réserve 
de l’initiative populaire et du référendum 
obligatoire en matière constitutionnelle 
prescrits par la Constitution fédérale 
(art.  51 al.  2 Cst. féd.), et une démocratie 
accordant une grande place aux institu-
tions de démocratie directe28. En réalité, 
tous les cantons se sont dotés d’un parle-
ment et garantissent largement les droits 
d’initiative et de référendum, voire d’autres 
droits populaires encore.
L’art.  51 Cst. féd. n’impose aucun régime 
politique aux cantons, lesquels sont auto-
risés à opter pour un régime présidentiel, 
semi-présidentiel ou parlementaire29. Tous 
ont choisi un régime collégial, mais ils n’y 
étaient et n’y sont pas tenus. Si tous les 
cantons doivent sans doute prévoir une 
forme de séparation des pouvoirs30, en 
ne concentrant pas l’essentiel du pouvoir 
étatique dans les mains d’une personne 
ou d’un organe de l’Etat, les cantons dis-
posent d’une grande marge de manœuvre 
pour s’organiser31.
L’ordonnance parlementaire COVID-19 et 
la loi sur la participation à distance per-
mettent potentiellement à un plus grand 
nombre de député-e-s de participer aux 
débats et de voter à distance. Pour au-
tant que l’authentification des personnes 
concernées et la sécurité des votes soient 
garanties (cf. art.  2 al.  1 de l’ordonnance 
COVID-19 ; art. 4 de la loi sur la participa-
tion à distance), le régime prévu ne met pas 

28 Voir notamment CR-Cst.-Martenet, art. 51 N 22.
29 Voir notamment Petit Comm. Cst.-auBert, art. 51 
N 5 s. ; BSK BV-BeLser/MassüGer, Art. 51 N 35 ; BiaGGini, 
Komm. BV, Art. 51 N 16.
30 ATF 145 I 259, c. 4.2.
31 Voir notamment töndury, Gewährleistung, 
pp. 217–229 ; SGK BV-ruCh, Art. 51 N 9 ; tsChannen, 
Staatsrecht, §  18 N  12  ; BiaGGini, Komm. BV, Art.  51 
N 12. Dubitatif, Petit Comm. Cst.-auBert, art. 51 N 7.

en place un système mettant en danger la 
démocratie telle que l’entend l’art. 51 al. 1 
Cst. féd.

3. Les exigences découlant de  
la Constitution fribourgeoise

3.1  Les droits fondamentaux 
(art. 8–32 Cst. FR)

Les droits fondamentaux garantis par la 
Constitution fribourgeoise correspondent 
largement à ceux de la Constitution fédé-
rale. Dans la problématique couverte par le 
présent article, l’art. 9 Cst. FR (Égalité) fait 
écho à l’art. 8 Cst. féd. L’art. 34 Cst. féd. ne 
trouve, pour sa part, aucun pendant dans 
la Constitution fribourgeoise. La marge de 
manœuvre que laisse la Constitution fédé-
rale au législateur de chaque canton pour 
mettre en place un système de participa-
tion à distance aux débats et aux votes du 
parlement cantonal n’est dès lors pas res-
treinte de manière supplémentaire par le 
catalogue des droits fondamentaux de la 
Constitution fribourgeoise.

3.2.  Les actes urgents du Grand 
 Conseil (art. 92 Cst. FR)

En vertu de l’art. 92 al. 1 Cst. FR, « [u]n acte 
du Grand Conseil dont l’entrée en vigueur 
ne souffre aucun retard peut être déclaré 
urgent et mis en vigueur immédiatement 
par une décision prise à la majorité de ses 
membres  », sa durée de validité devant 
être limitée. Aussi l’urgence n’est-elle va-
lablement décrétée que si elle recueille un 
vote favorable d’au moins 56 député-e-s. 
Par ailleurs, le référendum obligatoire ou 
facultatif subsiste, mais il devient résolu-
toire (art. 92 al. 2 Cst. FR).
La Commission thématique no  4 de la 
Constituante fribourgeoise a insisté sur le 
fait que l’urgence supposait des « raisons 
exceptionnelles  », ajoutant qu’«  il ne faut 
pas que cela se passe sans contrôle »32. Ce 

32 Rapport final de la Commission thématique no 4, 
Fribourg, décembre 2001, thèse 4.7. 
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point n’a pas donné lieu à des débats de la 
part des Constituants, lesquels ont tout de 
même élargi la portée de la norme consti-
tutionnelle de l’urgence afin que celle-ci 
ne vise pas uniquement les lois mais aussi 
d’autres actes du Grand Conseil soumis au 
référendum33. 
Ces limites s’imposent au Grand Conseil 
qui ne saurait les contourner lorsqu’il 
souhaite légiférer de manière urgente. Le 
Grand Conseil conserve évidemment le 
soin d’aménager des procédures particu-
lières dans le respect toutefois de l’art. 92 
Cst. FR.
La compatibilité de l’ordonnance parle-
mentaire COVID-19 avec l’art.  92 Cst. FR 
dépendait aussi de l’analyse des possibi-
lités offertes par la loi au Grand Conseil 
pour adopter d’autres actes que des lois 
urgentes34. Dans cette optique, il n’est pas 
possible de dire, à ce stade de l’analyse, 
que l’art.  92 Cst. FR était violé par ladite 
ordonnance. L’interprétation de la loi sur 
le Grand Conseil constitue la clé de l’ana-
lyse35. La loi sur la participation à distance 
ne soulève, quant à elle, aucune difficulté 
particulière à l’aune de l’art.  92 Cst. FR. 
En effet, elle est fondée sur cette norme 
et est adoptée dans une situation excep-
tionnelle  ; elle reste d’ailleurs en vigueur 
«  aussi longtemps que les circonstances 
particulières liées à la pandémie de CO-
VID-19 l’exigent » (art. 5 al. 2).

3.3.  Les séances du Grand Conseil 
(art. 96 Cst. FR)

L’art.  96 al.  4 Cst. FR prévoit que «  [l]e 
Grand Conseil ne peut valablement déli-
bérer que si la majorité de ses membres 
sont présents ». Une règle similaire existe 
dans la plupart des cantons36. La Consti-
tuante a sans doute compris cet adjec-

33 Bulletin officiel des séances de la Constituante 
(ci-après : BOC) 2002, p. 273 ; BOC 2003, pp. 276 et 
709.
34 Voir infra 4.
35 Voir infra 4.
36 Voir auer, Kantone, N 171.

tif dans une optique physique et non pas 
simplement virtuelle. Ainsi, la Commission 
thématique no  5 de la Constituante a jus-
tifié ce quorum de présence afin d’« éviter 
que le Parlement ne prenne ses décisions 
qu’à des majorités par trop relatives  » et 
d’« inciter les députés à être présents »37. 
En plénum, le Président de la Constituante, 
M. Christian Levrat, a jugé qu’il était « ef-
fectivement choquant de constater qu’au 
Grand Conseil, les travées [étaient] parfois 
dangereusement désertes »38. Les Consti-
tuants se sont contentés d’une majorité 
des député-e-s, sans préciser que celle-ci 
devait être absolue, et ont rejeté un amen-
dement tendant à imposer une majorité 
des deux tiers des député-e-s39. À aucun 
moment, les Constituants n’ont envisagé 
de calculer le quorum de présence en te-
nant compte de député-e-s qui participe-
raient, à distance, aux débats.
Les temps changent peut-être avec la di-
gitalisation croissante de la société et du 
fonctionnement des autorités. Néanmoins, 
le débat parlementaire et les échanges 
verbaux ou non verbaux qui lui sont propres 
restent, aujourd’hui encore, associés à la 
présence physique des parlementaires 
dans la salle du Grand Conseil, voire à 
proximité immédiate de celle-ci40. Le point 
décisif porte, à notre avis, sur la compa-
raison entre la présence physique dans la 
salle du Grand Conseil et la participation 
à distance. Lorsque l’une et l’autre seront 
jugées équivalentes, voire très proches, il 
sera envisageable de réinterpréter l’art. 96 
al.  4 Cst. FR. On imagine notamment 
qu’un hologramme d’un membre du Grand 
Conseil à risque se trouve à sa place dans 
la salle du Grand Conseil. Cela relève peut-
être de la musique d’avenir. Pour l’heure, il 

37 Rapport final de la Commission thématique 
no 54, Fribourg, décembre 2001, thèse 5.2.1.12.
38 BOC 2002, p. 350.
39 BOC 2002, p. 350 ; BO 2003, pp. 289 et 709.
40 Dans le même sens à propos de l’Assemblée fé-
dérale et du Parlement du canton de Zurich, WiLheLM/
uhLMann, Parlamente, pp. 11 s.
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nous semble douteux que la participation 
à distance soit pleinement comparable à la 
présence physique41, à tout le moins pour 
des débats hybrides en plénum lors des-
quels certain-e-s député-es siègent dans 
la salle du Grand Conseil et d’autres parti-
cipent à distance aux débats et aux votes. 
Une analyse différente prévaut éventuel-
lement pour les séances des commissions 
parlementaires et pour les séances plé-
nières entièrement à distance en cas de 
confinement très strict.
L’ordonnance parlementaire COVID-19 
s’avérait en tout cas compatible avec 
l’art. 96 Cst. FR si la majorité des membres 
du Grand Conseil étaient physiquement 
présents dans la salle du Grand Conseil, 
voire à proximité immédiate de celle-ci, 
et si seuls quelques député-e-s à risque 
participaient aux débats et prenaient part 
aux votes à distance. Dans une telle hypo-
thèse, la nature des débats et votes parle-
mentaires n’était pas modifiée. En d’autres 
termes, une interprétation conforme à 
l’art. 96 Cst. FR demeurait possible, ce qui 
revenait toutefois à resserrer la portée de 
l’ordonnance parlementaire COVID-19, la-
quelle ne fixait aucune limite. La loi sur la 
participation à distance, quant à elle, in-
dique expressément que «  [l]es membres 
du Grand Conseil qui participent à dis-
tance à la session ne sont pas comptabi-
lisés dans le quorum » (art. 1 al. 3). Cette 
approche prudente est pleinement compa-

41 S’agissant de l’Assemblée fédérale, voir, par 
analogie, Caroni/Graf, Sessionsteilnahmegarantie, 
N  47  : «  Ein gänzlich virtuelles Parlament ist nicht 
vereinbar mit der von der Verfassung verlangten 
physischen Teilnahme der Ratsmitglieder an den 
Ratsverhandlungen und kann nur in einer Ausnah-
mesituation wie der Covid-Krise als vorübergehen-
der (aber durchaus vorzubereitender) Notbehelf 
gerechtfertigt werden. Die Unmittelbarkeit des 
persönlichen Kontaktes sowohl unter den Ratsmit-
gliedern als auch zwischen den Ratsmitgliedern und 
Dritten (der Öffentlichkeit) ist unverzichtbar für eine 
qualitativ befriedigende Meinungsbildung und Ent-
scheidfindung im Parlament. Das Parlament braucht 
einen physischen Ort, um seine Funktion als ‹Forum 
der Nation› wahrzunehmen und die ‹Gesamtheit der 
Vielfalt des Parlaments› aufzuzeigen. ».

tible avec l’art. 96 Cst. FR et évite d’éven-
tuelles controverses ultérieures sur la por-
tée de cette norme constitutionnelle.

4. Les exigences découlant de la 
loi sur le Grand Conseil

4.1  Le fonctionnement des commis-
sions parlementaires (art. 21–24)

Le fonctionnement des commissions par-
lementaires est défini par les art. 21 à 24 
LGC. Ces articles sont rédigés de manière 
souple. Il faut vraisemblablement com-
prendre que la majorité des membres 
doivent être physiquement présents pour 
que la commission siège valablement 
(art.  21 al.  1 LGC). Ce point peut néan-
moins être discuté. Le terme « présence » 
qu’utilise cette disposition signifie sans 
doute, à l’origine en tout cas, une présence 
physique. L’art. 21 al. 1 LGC n’exclut en re-
vanche pas une participation à distance 
pour une partie des député-e-s.
Pour le surplus, aucune norme de la loi sur 
le Grand Conseil n’exclut une participation 
à distance42. Dans cette optique, une ordon-
nance parlementaire fondée sur l’art.  209 
LGC pourrait prévoir une telle modalité. 
Afin de ne prendre aucun risque quant à la 
légalité de cette ordonnance, il était plus 
prudent de continuer à considérer que 
l’art. 21 al. 1 LGC implique la présence phy-
sique d’une majorité des membres d’une 
commission. Par ailleurs, cette disposi-
tion peut parfaitement être révisée afin de 
permettre une participation intégralement 
à distance. Il est aussi admissible d’adop-
ter une loi spéciale telle que la loi fribour-
geoise sur la participation à distance. Cette 
loi permet la tenue de séances « intégrale-
ment en vidéo-conférence  », la participa-
tion à distance n’étant toutefois pas autori-
sée lors des séances des commissions qui 
se tiennent en présentiel (art.  3). Le droit 

42 S’agissant des commissions parlementaires fé-
dérales, voir, par analogie, WiLheLM/uhLMann, Parla-
mente, p. 11.
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supérieur ne s’oppose pas à un tel régime 
binaire, c’est-à-dire soit à distance, soit en 
présentiel.

4.2  Les sessions du Grand Conseil 
(art. 105–122 LGC)

La loi sur le Grand Conseil se fonde sur l’idée 
que les débats et votes parlementaires 
se déroulent en présentiel. Ce constat dé-
coule de la lecture combinée de plusieurs 
articles de cette loi. L’art.  118 al.  2 LGC 
s’inscrit clairement dans cette perspective 
et constitue la norme la plus pertinente 
à cet égard, puisqu’il prévoit que «  [l]es 
membres interviennent, debout, et votent 
à la place qui leur a été attribuée ». Cet ar-
ticle a été adopté sans aucune discussion 
lors des délibérations relatives à la loi sur 
le Grand Conseil, et aucune participation à 
distance n’a été alors envisagée43.
Compte tenu de l’art. 118 al. 2 LGC notam-
ment, force est d’admette que la partici-
pation à distance aux délibérations et aux 
votes en plénum n’est ni prévue ni même 
permise par la loi sur le Grand Conseil. 
L’analyse ne s’arrête cependant pas là. Il 
convient encore de déterminer si le Grand 
Conseil s’est réservé la possibilité de mo-
difier le régime en présentiel par le biais 
d’une ordonnance parlementaire. L’inter-
prétation de l’art. 209 LGC s’avère décisive 
dans ce contexte44.
Depuis son entrée en vigueur, le 17  no-
vembre 2020, la loi sur la participation à 
distance constitue une loi spéciale par rap-
port à la loi sur le Grand Conseil. En vertu 
des principes lex posterior derogat priori et 
lex specialis derogat generali, l’application 
de la première n’est pas entravée par la se-
conde.

43 Bulletin officiel des séances du Grand Conseil 
2006, pp. 1513 s.
44 Voir infra 4.4.

4.3.  La procédure lors des débats 
(art. 123–158 LGC)

L’analyse qui précède est notamment 
confirmée par la procédure de vote «  par 
assis et levé  » (art.  134 al.  2 et 136 LGC), 
laquelle repose aussi sur l’idée que les dé-
puté-e-s votent en présentiel. Les articles 
sur le quorum (art. 124 LGC) et sur le vote 
électronique (art.  134 al.  1 et 135 LGC) 
sont, quant à eux, formulés de manière 
plus souple. Si le quorum est déterminé sur 
la base des « présences » (art. 124 al. 1 in 
fine et 2 LGC) ou des « membres présents » 
(art. 124 al. 4 in initio LGC), il ne ferme pas 
la porte, une fois qu’il est atteint, à une 
participation à distance. L’art.  135 LGC 
n’empêche pas, à lui seul, un vote à dis-
tance. Comme nous l’avons vu, la limite 
résulte de l’art. 118 al. 2 LGC. La loi sur la 
participation à distance prévoit désormais 
que « [l]e droit de voter à distance devient 
caduc lorsque le vote a lieu par assis et 
levé ou au bulletin secret  » (art.  1 al.  2). 
Cette approche prudente évite notamment 
des difficultés pratiques que pourrait po-
ser un vote à distance non limité.

4.4.  Le droit complémentaire 
(art. 209 LGC)

L’interprétation de l’art.  209 LGC, intitulé 
«  Droit complémentaire  », s’avérait déci-
sive pour ce qui concernait la validité de 
l’ordonnance parlementaire COVID-19. En 
vertu de cet article, «  [l]e Grand Conseil 
peut préciser par voie d’ordonnance parle-
mentaire le détail de son organisation et de 
son fonctionnement »45. Il convient dès lors 
d’interpréter cet article en se basant sur le 
pluralisme méthodologique cher au Tribu-
nal fédéral46.
Du point de vue littéral, les termes utili-
sés – « préciser » et « détail » en français, 

45 Version en allemand  : « Der Grosse Rat kann in 
einer Parlamentsverordnung die Einzelheiten seiner 
Organisation und seiner Arbeitsweise genauer re-
geln. ».
46 En droit public, voir notamment ATF 142 V 457, 
c. 2.1 ; ATF 139 II 173, c. 2.1.
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«  Einzelheiten  » et «  genauer  » en alle-
mand  – indiquent que la compétence du 
Grand Conseil est limitée. Il n’est nullement 
question de permettre au Grand Conseil de 
modifier, même temporairement, le régime 
légal, encore moins d’y déroger.
Sur le plan systématique, cet article est 
placé à la fin de la loi, laissant entendre 
qu’il permet l’adoption de normes d’exécu-
tion, aussi appelées normes secondaires, 
par opposition à des normes de substi-
tution, également qualifiées de normes 
primaires47. Cet emplacement est en effet 
classique pour l’attribution d’une compé-
tence générale permettant de régler les 
détails. En revanche, il est inhabituel pour 
une norme permettant de modifier une loi 
par le biais d’une ordonnance. Du reste, 
lorsque le législateur ordinaire – le Grand 
Conseil sous le contrôle du peuple par le 
biais du référendum facultatif (art. 46 al. 1 
let. a Cst. FR) – délègue au seul parlement, 
les conditions de la délégation législative 
trouvent application (cf art.  93 al.  1 et 2 
Cst. FR), même si une plus grande sou-
plesse est de mise dans ce cas que lorsque 
la délégation est en faveur du gouverne-
ment48. L’art. 93 al. 2 Cst. FR indique d’ail-

47 Les normes secondaires sont celles qui ne 
sortent pas du cadre de la loi, qui ne font que préci-
ser et concrétiser celle-ci ou qui fixent les modalités 
d’application de la loi lorsque cela est nécessaire. 
Les normes primaires sont, en revanche, celles qui 
étendent ou restreignent le champ d’application de 
la loi, confèrent des nouveaux droits ou imposent 
des nouvelles obligations qui ne se trouvent pas 
dans la loi.
48 ATF 128 I 327, c. 4.1 : « Hinsichtlich der Delega-
tion von Rechtssetzungszuständigkeiten hat das 
Bundesgericht die bundesverfassungsrechtlichen 
Anforderungen an die erforderliche gesetzliche 
Grundlage in einer reichen Praxis umschrieben. Die 
Delegation wird im Allgemeinen anerkannt, wenn sie 
in einem formellen Gesetz enthalten ist, nicht durch 
das kantonale Recht ausgeschlossen wird, sich auf 
ein bestimmtes Gebiet beschränkt und das Gesetz 
die Grundzüge der Regelung selber enthält, soweit 
die Stellung der Rechtsunterworfenen schwerwie-
gend berührt wird […]. Diese Rechtsprechung ist 
in erster Linie ausgerichtet auf die Delegation von 
Rechtssetzungsbefugnissen an die Exekutive; ge-
ringere Anforderungen werden gestellt in Bezug auf 

leurs que «  [l]es règles de droit d’impor-
tance doivent toutefois être édictées sous 
forme de loi  »49. L’art.  1 al.  1 de l’ordon-
nance parlementaire COVID-19 permettait, 
potentiellement, à chaque député-e, si elle 
ou il était jugé-e à risque, de débattre et de 
voter à distance en plénum. Avec de bons 
arguments, il pouvait être soutenu qu’il 
s’agissait d’un changement important, 
voire majeur, du fonctionnement séculaire 
du Grand Conseil50, c’est-à-dire de « l’auto-
rité suprême du canton, sous réserve des 
droits du peuple » (art. 94 Cst.).
Dans une optique historique, l’art. 209 LGC 
n’a donné lieu à aucun débat au sein du 
Grand Conseil. S’il s’était agi de permettre 
au Grand Conseil de déroger au régime lé-
gal, il est vraisemblable que la discussion 
aurait porté sur d’éventuelles limites en la 
matière.
Enfin, dans une perspective téléologique, le 
but de la norme est de permettre au Grand 
Conseil de régler le détail de son organisa-
tion et de son fonctionnement, selon une 
procédure moins lourde que la procédure 
législative ordinaire. Il n’est nullement 
question de modification, même tempo-
raire, du régime ordinaire. Par ailleurs, 
l’art.  209 LGC n’est aucunement conçu 
pour contourner les exigences constitu-
tionnelles et légales relatives à l’adoption 
d’actes urgents par le Grand Conseil et au 
référendum. Par comparaison, l’autre or-
donnance parlementaire publiée au recueil 
systématique permet de recourir à des 
membres suppléants au sein de la Com-

die Delegation an das kantonale Parlament oder den 
kommunalen Gesetzgeber […]. ».
49 Cet alinéa n’a fait l’objet d’aucun débat significa-
tif au sein de la Constituante mais a été reformulé 
entre les deux premières lectures (voir BOC 2003, 
pp. 276, 464 et 709 s. ; BOC 2004, p. 158).
50 Sur la signification d’une norme dans le système 
politique comme critère d’appréciation de son im-
portance, voir notamment MüLLer/uhLMann, Rechts-
setzungslehre, N 230 ; rhinoW/sChefer/ueBersax, Ver-
fassungsrecht, N 2722.
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mission des naturalisations51  ; elle s’ins-
crit cependant fondamentalement dans le 
cadre prévu par la loi sur le Grand Conseil 
puisque «  [l]e recours aux membres sup-
pléants ne modifie ni le nombre des 
membres appelés à siéger ni le quorum de 
la Commission des naturalisations » (art. 3 
al. 2 de ladite ordonnance).
L’ordonnance parlementaire COVID-19 
reconnaissait à tout-e député-e à risque 
«  le droit de participer à distance aux dé-
bats et de voter à distance » (art. 1 al. 1 in 
fine). Elle créait ainsi un nouveau droit en 
faveur des parlementaires, non prévu par 
la loi sur le Grand Conseil, et constituait 
dès lors une norme primaire. De surcroît, 
elle allait à l’encontre du régime résultant 
de cette loi, en particulier de l’art. 118 al. 2 
LGC, puisqu’elle permettait au plénum du 
Grand Conseil de débattre et de voter si-
multanément en présentiel et à distance. 
Il n’était d’ailleurs pas exclu qu’un nombre 
important de député-e-s bénéficiât, en 
pratique, de l’art.  1 al.  1 de ladite ordon-
nance,  changeant alors la dynamique du 
débat parlementaire. En d’autres termes, 
cette disposition ne se bornait pas à pré-
ciser le fonctionnement du Grand Conseil 
et sortait, par conséquent, du cadre de 
l’art. 209 LGC.
La place éventuelle d’une règle telle que 
celle qui figurait à l’art. 1 al. 1 de l’ordon-
nance parlementaire COVID-19 se trouvait 
dans la loi sur le Grand Conseil52 ou dans 
une loi spéciale. En cas d’urgence, une loi 
peut entrer en vigueur sans attendre le 
délai de récolte des signatures et, en cas 
d’aboutissement d’une demande de réfé-

51 Ordonnance parlementaire du 20 novembre 2014 
sur la suppléance au sein de la Commission des na-
turalisations (RSF 121.2).
52 S’agissant du droit zurichois, voir, par analogie, 
WiLheLM/uhLMann, Parlamente, p. 12 : « Die Kantons-
verfassung schreibt öffentliche Verhandlungen vor 
(Art. 53 KV), äus sert sich zu deren Form aber nicht, 
womit zumindest kein verfassungsrechtliches 
Hindernis für eine rasche Verankerung von Sitzun-
gen auf elektronischem Wege auf Gesetzesstufe 
bestünde. » (nous mettons en évidence).

rendum, la tenue de celui-ci (art.  92 al.  2 
Cst. FR). Une décision prise à la majorité 
des député-e-s (56 membres du Grand 
Conseil) est cependant requise (art.  92 
al. 1, 1re phrase, Cst. FR ; art. 140, 141 al. 1 
let. c et 150 LGC). Une procédure accélérée 
est prévue par la loi sur le Grand Conseil 
(art. 174 et 175 LGC). Une marge d’appré-
ciation importante doit sans doute être re-
connue au Grand Conseil pour déterminer 
quand l’urgence est atteinte. Les circons-
tances extraordinaires liées à l’épidémie 
du coronavirus pouvaient fonder une déci-
sion consistant à déclarer urgente une loi 
révisant la loi sur le Grand Conseil ou une 
loi spéciale53. Le régime en place dans le 
canton de Fribourg depuis le 17 novembre 
2020 s’inscrit dans cette perspective. 
L’adoption de la loi sur la participation à 
distance, qualifiée d’urgente, permet de 
respecter le principe de la légalité.

4.5  Le recours contre un acte 
d’application du Grand Conseil

En cas d’application de l’ordonnance par-
lementaire COVID-19 avant l’entrée en 
vigueur de la loi sur la participation à dis-
tance, il appartenait au Grand Conseil 
d’anticiper les conséquences d’un éven-
tuel constat ultérieur de non-respect de la 
loi sur le Grand Conseil. À notre sens, deux 
motifs s’opposent à ce que les actes votés 
à distance par certain-e-s député-e-s et 
les décisions se basant sur de tels actes 
soient automatiquement frappés de nul-
lité.
En premier lieu, le cœur de l’analyse re-
pose sur l’interprétation de l’art. 209 LGC, 
et il nous semble que l’interprétation rete-
nue par le Grand Conseil lors de l’adoption 
de l’ordonnance parlementaire COVID-19 
n’était pas d’emblée insoutenable. En 
d’autres termes, le vice n’était ni grave ni 

53 S’agissant de la Confédération, voir, par analogie, 
stöCKLi, Gewaltenteilung, N 35 ; comp. en outre Ber-
nard, Parlement, N 55.4.
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manifeste54. Plus précisément, la nullité 
d’un acte pris en application d’une norme 
est rarement retenue par les tribunaux et 
suppose de toute façon que trois condi-
tions cumulatives soient réunies  : le vice 
doit être grave, en raison de l’importance 
de la norme violée, considérée sous l’angle 
des principes lésés  ; le vice doit être pa-
tent, manifeste ; l’admission de la nullité ne 
doit pas affecter gravement la sécurité du 
droit55. Aucun droit fondamental et même 
aucun droit individuel relevant du droit or-
dinaire n’étaient violés en l’espèce. Par ail-
leurs, l’éventuelle participation au vote de 
député-e-s à distance ne correspondait à 
aucun des motifs usuels conduisant à ad-
mettre la nullité56, même si le changement 
qu’entraîne le vote à distance est signi-
ficatif d’un point de vue politique et his-
torique57. Dans cette perspective, il nous 
paraît fort douteux que la nullité soit re-
tenue par un tribunal saisi en cas de litige 
relatif à un acte du Grand Conseil pris en 
application de l’ordonnance parlementaire 
COVID-19. Au demeurant, le principe de la 

54 S’agissant des critères définis par le Tribunal 
fédéral, voir notamment ATF 145 IV 197, c. 1.3.2 et 
les références jurisprudentielles : « Fehlerhafte Ent-
scheide sind nach bundesgerichtlicher Rechtspre-
chung nichtig, wenn der ihnen anhaftende Mangel 
besonders schwer ist, wenn er sich als offensicht-
lich oder zumindest leicht erkennbar erweist und 
die Rechtssicherheit durch die Annahme der Nich-
tigkeit nicht ernsthaft gefährdet wird. Inhaltliche 
Mängel einer Entscheidung führen nur ausnahms-
weise zur Nichtigkeit. Als Nichtigkeitsgründe fallen 
vorab funktionelle und sachliche Unzuständigkeit 
der entscheidenden Behörde sowie krasse Ver-
fahrensfehler in Betracht (wie beispielsweise der 
Umstand, dass der Betroffene keine Gelegenheit 
hatte, am Verfahren teilzunehmen). Die Nichtigkeit 
eines Entscheides ist jederzeit und von sämtlichen 
rechts anwendenden Behörden von Amtes wegen zu 
beachten […]. ».
55 ATF 138 II 501, c. 3.1 ; ATAF 2019 VI/6, c. 6.2. En 
doctrine, voir notamment Moor/poLtier, Droit admi-
nistratif II, pp. 366 s. ; duBey/zufferey, Droit adminis-
tratif, pp. 354 s., N 1015–1020 ; häfeLin/MüLLer/uhL-
Mann, Verwaltungsrecht, pp. 240 s., N 1098.
56 Sur ces motifs, voir duBey/zufferey, Droit admi-
nistratif, pp.  355, N  1021  ; häfeLin/MüLLer/uhLMann, 
Verwaltungsrecht, pp. 241–244, N 1102–1134.
57 Voir supra 4.4.

proportionnalité (art. 5 al. 2 Cst. féd.) serait 
méconnu si une sanction si lourde était re-
tenue.
En second lieu, il est imaginable qu’un acte 
du Grand Conseil pris en application de 
l’ordonnance parlementaire COVID-19 soit 
directement contesté en justice, y compris 
devant le Tribunal fédéral, en vue d’obtenir 
son annulation. Il est alors question d’an-
nulabilité de l’acte. En l’espèce, l’acte a été 
adopté par la bonne autorité  – le Grand 
Conseil  – et par les membres de celui-ci. 
Un éventuel litige n’aurait concerné que la 
question de savoir si quelques député-e-s 
avaient ou non été valablement autori-
sé-e-s à participer au vote.
Dans un tel cas, un tribunal, saisi par un 
justiciable disposant de la qualité pour 
recourir58, n’aurait vraisemblablement pas 
annulé l’acte59, en tout cas s’il avait été 
adopté non seulement par une majorité 
des votants, mais aussi par une majorité 
des votants siégeant physiquement dans 
la salle du Grand Conseil. En revanche, 
les actes adoptés de manière serrée par 
le Grand Conseil auraient pu donner lieu 
à des contestations avec, éventuelle-
ment, une chance très réduite de succès. 
Il en serait, par exemple, allé ainsi d’un 
acte approuvé par 53  membres du Grand 
Conseil et rejeté par 50  autres membres, 
5  député-e-s à risque votant à distance 
en faveur de l’acte. En somme, un enjeu 
fort délicat que soulevait l’application de 
l’ordonnance parlementaire COVID-19 se 
rapportait à la validité ou non des votes à 
distance lorsque le résultat du vote était 
serré. Même dans cette hypothèse toute-
fois, il nous semble que le principe de la 
proportionnalité (art.  5 al.  2 Cst. féd.) au-

58 Sur ce point, voir duBey/zufferey, Droit adminis-
tratif, p. 353, N 1011 : « [L]e régime de l’annulabilité 
se caractérise par le fait que le vice qu’il sanctionne 
ne peut être invoqué que par des personnes déter-
minées, dans des formes et des délais prescrits, au-
près d’une autorité compétente ».
59 Voir, par analogie, Moor/poLtier, Droit administra-
tif II, p. 371 ; voir en outre tanquereL, Droit administra-
tif, pp. 317 s., N 895–899.
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rait en principe conduit à maintenir l’acte, 
en particulier parce que l’ordonnance par-
lementaire COVID cherchait à augmenter 
la participation des député-e-s  – et donc 
des représentants directs du peuple  – au 
vote. Aussi le risque d’annulation de l’acte 
lors d’un recours nous paraissait-il faible, 
y compris dans cette dernière hypothèse.
En résumé, les chances de succès d’un re-
cours dirigé contre un acte pris en applica-
tion de l’ordonnance parlementaire COVID 
nous semblent très réduites. Si un recours 
avait tout de même été jugé recevable puis 
admis, seul l’acte contesté aurait été an-
nulé. Les autres actes du Grand Conseil 
votés en application de l’ordonnance par-
lementaire COVID seraient restés valables. 
L’adoption et l’entrée en vigueur de la loi 
sur la participation à distance le 17 no-
vembre 2020 closent ce débat. En effet, les 
votes reposent désormais sur un fonde-
ment légal solide.

5.  Conclusion

Tant la Constitution fédérale que la Consti-
tution fribourgeoise laissent une grande 
marge de manœuvre au Grand Conseil pour 
fixer les règles relatives à son organisation 
et à son fonctionnement. Ni l’une ni l’autre 
n’interdisent la participation à distance 
aux débats et aux votes.
Le Grand Conseil est habilité à adopter 
une règle permettant à des député-e-s 
atteint-e-s dans leur santé ou mis-es en 
quarantaine sur avis médical de participer 
à distance aux débats et aux votes lors-
qu’ils sont en mesure de le faire. Afin d’évi-
ter des litiges ultérieurs, il est préférable 
de ne pas tenir compte de ces député-e-s 
lors de la détermination du respect du quo-
rum de présence fixé tant par la Constitu-
tion fribourgeoise (art.  96 al.  4 Cst. FR) 
que par la loi sur le Grand Conseil (art. 124 
LGC). De plus, afin d’éviter des discrimina-
tions en raison de l’état de santé, le doit 
fribourgeois devrait viser tou-te-s les dé-
puté-e-s empêché-e-s de participer physi-

quement aux sessions pour des raisons de 
santé et pour autant que cela soit attesté 
par un avis médical. La loi sur la participa-
tion à distance s’inscrit dans ces limites 
et ne prête dès lors pas à la critique. Au 
contraire, elle représente une avancée très 
intéressante en matière de participation à 
distance aux travaux d’un parlement.
L’art.  209 LGC n’offrait pas un fondement 
légal suffisant à la règle prévue à l’art.  1 
al.  1 de l’ordonnance parlementaire CO-
VID-19. La place éventuelle d’une telle règle 
se trouve dans une loi, fût-elle urgente. Une 
application de l’ordonnance parlementaire 
COVID-19 aurait en particulier pu conduire 
à ce que les votes à distance ne soient en 
définitive pas comptabilisés, créant une 
insécurité juridique notamment en cas de 
votes serrés. Le Grand Conseil a rétabli une 
situation conforme au principe de la léga-
lité en adoptant la loi sur la participation à 
distance, ce qu’il convient de saluer.
Enfin, l’ordonnance 2 COVID n’était déjà 
plus en vigueur60 à un moment où l’ordon-
nance parlementaire COVID-19 l’était en-
core. Pour autant, cela ne conduisait ni 
à la nullité ni à la caducité de ce dernier 
acte. En effet, l’ordonnance parlementaire 
 COVID-19 effectuait un renvoi statique 
à l’ordonnance 2 COVID61, si bien que la 
norme qui figurait dans l’ordonnance fé-
dérale était, en quelque sorte, incorporée 
dans la norme cantonale et faisait partie 
de celle-ci62. Il fallait cependant que l’or-
donnance fédérale, désormais abrogée, 
demeurât accessible. Dans cette optique, 
il se serait justifié d’insérer, dans l’ordon-
nance parlementaire COVID-19, une note 
de bas de page opérant un renvoi à la page 

60 Voir l’ordonnance 3 du 19 juin 2020 sur les me-
sures destinées à lutter contre le coronavirus 
( COVID-19) qui, par son art.  28, abrogeait l’ordon-
nance 2 COVID-19 (RO 2020 2195, 2205).
61 Sur les renvois normatifs, voir notamment Moor/
fLüCKiGer/Martenet, Droit administratif I, pp. 144 s.  ; 
MüLLer/uhLMann, Rechtssetzungslehre, N  360  ss  ; 
fLüCKiGer, Loi, pp. 562–564.
62 Sur ce point, voir notamment MüLLer/uhLMann, 
Rechtssetzungslehre, N 360, 362, 365 et 367.
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pertinente du Recueil officiel du droit fédé-
ral. Depuis le 17 novembre 2020, la loi sur 
la participation à distance contient des no-
tions autonomes et n’opère aucun renvoi à 
une norme fédérale. Cette autonomisation 
nous paraît préférable, spécialement à une 
période et dans des domaines qui se ca-
ractérisent par une grande mutabilité des 
règles de droit.
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Le vote à distance dans un parlement  
comptant des députés suppléants:  
reculer un peu pour mieux sauter ?

Laurent Koelliker, Sautier du Grand Conseil 
du canton de Genève

1. Introduction

La pandémie de COVID-19 qui s’est propa-
gée en Europe et en Suisse à la fin de l’hiver 
2020 a passablement bouleversé le calen-
drier des Pouvoirs législatifs, dont celui du 
parlement genevois. 
Le 13 mars 2020, le Grand Conseil de la Ré-
publique et canton de Genève est en session 
dans la Salle Popov prêtée au parlement par 
l’Union internationale des télécommunica-
tions (UIT) alors que les travaux de réfection 
de l’Hôtel de Ville se poursuivent. Faisant 
suite aux décisions du Conseil fédéral, la 
session en cours s’interrompt prématuré-
ment, la session d’avril est annulée et les 
séances des commissions sont suspen-
dues.

2. Le parlement genevois au 
temps de la première vague

Sur le moment, le bouleversement est tel 
que l’idée d’instaurer un vote à distance ne 
figure pas à l’agenda. Très vite en revanche 
se pose la question des moyens à mettre 
en place pour permettre au parlement, ou 
à ses commissions dans un premier temps 
au moins, de reprendre une activité dans le 
respect des conditions sanitaires du mo-
ment. En effet, certaines commissions dont 
celles des finances et des travaux disposent 
de compétences propres pour engager des 
dépenses (dépassement de crédits ou cré-
dits supplémentaires) qui ne souffrent pas 
de délai. 

La tenue de séances dans les salles habi-
tuelles étant impraticable du fait de la limi-
tation des réunions à cinq personnes, diffé-
rents systèmes de vidéoconférences sont 
examinés. C’est finalement le plus simple 
d’utilisation qui est retenu, afin de ne pas 
créer une exclusion numérique au sein de 
la députation. La Commission des finances 
et la Commission des travaux testent le sys-
tème et, celui-ci fonctionnant à satisfaction, 
il est proposé aux autres commissions qui 
le souhaitent. Ainsi, après Pâques, les com-
missions du parlement se mettent toutes 
à la vidéoconférence, ce qui revient pour 
ainsi dire à mettre en place un système de 
vote à distance pour toutes et tous, chaque 
membre de la commission étant appelé par 
le président au moment du vote, sur le mode 
du vote par appel nominal. Les commissions 
peuvent ainsi assumer à nouveau leur rôle 
dans le cadre des travaux préparatoires aux 
décisions du parlement.
Au niveau des séances plénières, alors 
que le parlement de Zürich a fait œuvre de 
pionnier en mars, l’accent est mis sur la re-
cherche d’une salle répondant aux normes 
sanitaires plutôt qu’à la mise en place de 
moyens électroniques pour siéger à dis-
tance. On a bien évoqué la tenue d’une ses-
sion plénière entièrement par vidéoconfé-
rence avec les cent députés, ne serait-ce 
que pour constater l’état de nécessité dé-
crété par le Conseil d’Etat en application de 
l’article 113 de la Constitution genevoise. 
La faisabilité technique d’une telle séance 
aurait probablement été menée plus avant 
si la perspective d’une interdiction durable 
des réunions parlementaires avait été d’ac-
tualité.
Cette piste du « tout à distance » est aban-
donnée grâce à l’assouplissement des me-
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sures de semi-confinement et par la mise 
à disposition d’une nouvelle salle plus spa-
cieuse et équipée d’un système de vote élec-
tronique au Centre international de confé-
rence de Genève (CICG). Le Grand Conseil y 
reprend ses travaux en mai et les commis-
sions trouvent également des salles adap-
tées pour tenir à nouveau leurs séances en 
«  présentiel  », de sorte que la plupart des 
commissions renonce à la vidéo conférence 
à l’été 2020. 
Au cours de cette première période, l’uti-
lisation des moyens électroniques pour 
siéger à distance a surtout été vue comme 
une mesure pragmatique pour répondre à 
l’urgence, mais la préférence d’une majorité 
de députés portait sur le rétablissement 
des séances en présence des membres du 
Grand Conseil dans une salle. 

3. Surfer sur la deuxième vague 
et l’augmentation du nombre 
d’absents

A la rentrée de septembre les députés ge-
nevois retrouvent le même mode d’organi-
sation qu’à fin juin, avec les commissions 
siégeant dans des salles permettant un 
plus grand espacement des députés et les 
plénières toujours organisées au CICG. 
Mais au début octobre, le nombre de per-
sonnes atteintes par le virus augmente à 
nouveau, notamment après la session des 
1er et 2 octobre. La situation devient plus 
tendue à la session des 29 et 30 octobre 
où, même en faisant appel aux suppléants, 
le Grand Conseil n’est pas au complet. Il 
le sera à nouveau à la session de fin no-
vembre et à celle de décembre consacrée 
au budget, les députés suppléants parve-
nant à remplacer les députées et les dépu-
tés placés à l’isolement ou en quarantaine. 
Toutefois, la situation d’octobre a remis à 
l’ordre du jour la question du vote à distance 
pour permettre au Grand Conseil de siéger 
au complet.
Or, la question de l’absentéisme n’est pas 
nouvelle, mais elle a connu un regain d’inté-

rêt à l’occasion de la pandémie de  COVID-19. 
En effet, de tout temps, il est arrivé que le 
Grand Conseil genevois siège avec des dé-
putés absents pour différents motifs. Cette 
situation était fréquente jusqu’à l’entrée 
en vigueur de la constitution de 2012. Par-
fois, l’absence d’un seul membre du Grand 
Conseil pouvait renverser la majorité lors 
d’un vote. Cette situation était acceptée et 
le résultat du vote n’était pas contesté. 
Les absences sont devenues plus rares avec 
la création de la fonction de député sup-
pléant à partir des élections de 2013. Tou-
tefois, même avec ces remplaçants, il est 
encore arrivé que le Grand Conseil ne siège 
pas au complet, avec des inversions de ma-
jorité possible, là aussi sans contestations.
Ce qui était admis comme faisant partie des 
aléas de la vie parlementaire en temps or-
dinaire est devenu moins acceptable, voire 
insoutenable, en situation particulière de 
pandémie, peut-être parce que les enjeux 
étaient considérés comme cruciaux pour la 
collectivité. 
A Genève, la question s’est posée de ma-
nière marquée lors de la session de fin oc-
tobre lorsque les suppléants ne sont pas 
parvenus à remplacer tous les absents. Le 
taux de présence maximum s’est trouvé 
ramené à 95%, sans toutefois avoir un ef-
fet sur la majorité parlementaire. Ainsi, par 
exemple, le projet disputé de la nouvelle pri-
son des Dardelles a été refusé par une voix 
de majorité début octobre (45 non contre 44 
oui et 7 abstentions, soit un total de 96 vo-
tants) et la motion proposant une nouvelle 
politique pénitentiaire défendue par les op-
posants à la prison a été acceptée un mois 
plus tard par 44 oui, 42 non et 2 abstentions, 
soit un total de 88 votants. La majorité pour 
refuser le premier objet début octobre s’est 
retrouvée pour accepter le second à la fin de 
ce mois, même avec des absents plus nom-
breux. 
La question de la participation au complet 
des membres du Grand Conseil a trouvé 
toute son importance dans la perspective 
du débat budgétaire de décembre où une 
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majorité qualifiée était requise (majorité 
des membres du Grand Conseil, soit 51 voix) 
pour adopter un budget annoncé comme 
largement déficitaire. Dans ce cas, com-
ment traiter une situation avec 50 députés 
présents favorables au budget et un député, 
favorable également, mais placé en quaran-
taine ? 
L’accord des partis gouvernementaux sur 
le vote du budget offrant une majorité bien 
plus large que les 51 voix requises et le fait 
que les suppléants aient pu remplacer tous 
les absents lors des sessions de novembre 
et décembre ont rendu moins urgente la 
mise en place d’un système de vote à dis-
tance, sans toutefois régler la probléma-
tique du « député déterminant » absent.
Comme nous l’avons vu, l’existence de dé-
putés suppléants a permis, dans cette si-
tuation, comme dans d’autres, au Grand 
Conseil genevois de combler les absences 
ponctuelles des députés titulaires. En re-
vanche, la question des députés absents 
s’est posée différemment et avec plus 
d’acuité dans les parlements ne connais-
sant pas ce système de remplacement. 
On ne citera que le cas de l’Assemblée fé-
dérale ou du Grand Conseil de Fribourg où 
des moyens innovants ont été mis en place 
après l’adoption de bases légales ad hoc.
Si ces solutions ont pu être appliquées à sa-
tisfaction, on relève cependant que l’atta-
chement au principe de siéger dans la salle 
des débats est fort et que la possibilité de 
voter à distance, parfois sans même pou-
voir participer au débat, reste une mesure 
temporaire et exceptionnelle, du moins au 
niveau du Conseil national. 
L’avenir dira si ce qui a été mis en place de 
manière limitée dans le temps pour la pé-
riode de pandémie est appelé à être péren-
nisé pour les situations d’absence de la vie 
courante.

4. Considérations pratiques

Il n’en demeure pas moins que le vote à dis-
tance requiert plusieurs conditions pour 

assurer sa sécurité et sa praticabilité, en 
respectant notamment le principe de si-
multanéité et de visibilité du vote. Il ne faut 
pas non plus négliger les réclamations po-
tentielles fondées sur des problèmes tech-
niques. Les sources de contestations ne 
doivent pas être dédaignées, d’autant plus 
qu’à la différence des votes en commission 
qui restent des travaux préparatoires, les 
décisions prises en plénière sont défini-
tives.
Tout vote à distance requiert l’utilisation 
d’Internet et se trouve par conséquent ex-
posé à un risque d’intrusion ou de mani-
pulation. La sécurité absolue n’existe pas, 
même si elle peut être minimisée, les coûts 
augmentant de manière exponentielle 
lorsque l’on tend à garantir une sécurité à 
100 %. 
Indépendamment de ces considérations 
avant tout techniques qui demandent une 
authentification forte des terminaux, un 
matériel standardisé et configuré par les 
services informatiques des parlements, se 
pose la question de la simultanéité du vote. 
Que faire si un problème d’authentification 
survient, une interruption du WiFi au mo-
ment du vote, le lien n’est pas reçu à temps, 
etc. Tout ceci demande une augmentation 
de l’assistance technique pendant les ses-
sions et a donc un coût, sans compter des 
contestations ultérieures, voire des recours 
juridiques qui pourraient retarder l’entrée 
en vigueur de décisions ou remettre en 
cause la sécurité du droit. 
Si l’on prend l’exemple genevois et pour 
mettre en exergue un simple problème 
technique, la diffusion sur Internet et à la 
télévision locale est différée respective-
ment de dix et de quarante secondes pour 
permettre l’incrustation du sous-titrage et 
de la traduction en langue des signes. Dès 
lors que le temps de vote dure dix secondes, 
il s’agirait de trouver un moyen pour que le 
député siégeant à distance suive la séance 
en temps réel, via un troisième canal de dif-
fusion, pour pouvoir voter en même temps 
que ses collègues. Il serait en effet problé-
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matique que certains se prononcent une 
fois connu le résultat du vote dans la salle 
ou sans voir l’évolution du vote en direct.
Mais, même en réglant cette question, reste 
le problème de l’agrégation du résultat de 
la salle avec le résultat du vote à distance. 
Si le temps pour additionner les deux résul-
tats peut être considéré comme marginal 
et négligeable lorsque les votes par séance 
se comptent sur les doigts des deux mains, 
comment faire avec les plus de deux-cents 
votes de la session de novembre auxquels 
le Grand Conseil genevois a procédé ? Qu’il 
s’agisse du système où l’on additionne ma-
nuellement les résultats (Fribourg) ou du 
système où le vote s’affiche directement 
dans la salle moyennant l’envoi préalable 
d’un lien unique (Assemblée fédérale), la 
multiplication de votes se succédant à 
bref intervalle, parfois toutes les trente se-
condes devient un obstacle rédhibitoire.
Le système développé par l’Assemblée fé-
dérale règle au moins le problème de l’affi-
chage de tous les votes sur un écran unique, 
règle prévue par la loi portant règlement du 
Grand Conseil genevois, En revanche, le dé-
puté siégeant à distance ne peut pas inter-
venir dans le débat, restriction qui ne serait 
pas sans poser problème. Pour le surplus, 
en cas de problème technique l’empêchant 
de participer au vote, cette situation ne peut 
être invoquée pour remettre en cause le ré-
sultat du vote.
Pour contourner ces difficultés, des scénarii 
alternatifs ont été envisagés sans être for-
cément plus séduisants. Dans l’hypothèse 
où le Grand Conseil ne pourrait pas du tout 
siéger, mais devrait malgré tout se prononcer 
sur l’état de nécessité, le système de vidéo-
conférence des commissions pourrait être 
utilisé avec un vote final par appel nominal. 
On le conçoit aisément, cette solution n’est 
praticable que pour traiter un sujet vital et 
avec un nombre de votes très limité. 
La solution de remplacer les députés ab-
sents par des membres du secrétariat du 
parlement recevant leur consigne de vote 
à distance, un peu comme lors d’une vente 

aux enchères, serait aussi problématique 
car elle empêcherait la participation au 
débat, exposerait les intermédiaires et ne 
permettrait de suppléer qu’un nombre très 
limité d’absents.

5. Perspectives d’avenir  

La pandémie apparue au début de 2020 a 
causé des bouleversements considérables 
dans toutes les sphères de la société. Mais 
elle a engendré, dans la même proportion, 
des progrès et de l’innovation dans les do-
maines médicaux et des technologies de 
l’information pour ne citer qu’eux, afin de 
permettre à la société de continuer de fonc-
tionner dans un environnement modifié. 
Les séances par vidéoconférence, qui 
étaient plutôt anecdotiques, sont presque 
devenues la norme. De nombreux fournis-
seurs de logiciels ont développé rapide-
ment de nouvelles solutions pour améliorer 
les plateformes disponibles. Au niveau de 
l’informatique parlementaire, des solutions 
révolutionnaires ont été mises au point, 
comme nous l’avons vu plus haut, avec un 
niveau raisonnable de sécurité. 
Il reste encore des progrès à faire pour per-
mettre les interventions à distance, mais ici 
des considérations politiques entrent aussi 
en ligne de compte sur lesquelles cet article 
ne se prononce pas.
Comme nous l’avons vu, le parlement gene-
vois n’a pas encore eu besoin de faire ap-
pel à ces nouvelles possibilités grâce à la 
présence de députés suppléants. En outre, 
n’ayant pas la maîtrise des outils informa-
tiques qui lui sont prêtés tant par le CICG 
que par l’OMM, il devra attendre de retrou-
ver sa salle des débats à l’Hôtel de Ville pour 
être à même de configurer son propre maté-
riel et permettre – si une majorité modifie le 
règlement du parlement dans ce sens – le 
vote et la participation au débat à distance, 
pour les membres titulaires qui n’auraient 
pas pu être suppléés. Peut-être que la sortie 
de crise qui se profile à moyen terme, rendra 
cette problématique obsolète. l
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Vote et participation à distance au  
parlement fribourgeois : la démocratie  
en temps de pandémie

Kirthana Wickramasingam, Présidente  
du Grand Conseil Fribourgeois en 2020 

1. Le contexte 

Le lundi 16 mars 2020, le Bureau du Grand 
Conseil Fribourgeois décidait par voie de 
consultation d’annuler la session de mars 
qui devait se tenir les 24 et 25 mars 2020. 
Cette session avait déjà été réorganisée 
en réduisant le programme et en la délo-
calisant, mais la dégradation rapide de la 
situation sanitaire et l’interruption de la 
session des Chambres fédérales ainsi que 
de celles de plusieurs parlements canto-
naux ont conduit le Bureau à prendre cette 
décision radicale et inédite dans l’histoire 
de notre Parlement. Les séances de com-
missions furent également suspendues 
jusqu’à nouvel avis. Dès le 13 mars, le 
Conseil d’État avait déjà instauré l’état de 
« situation extraordinaire » selon l’art. 117 
de notre Constitution lui permettant de 
prendre les mesures nécessaires « pour 
parer aux dangers sérieux, directs et immi-
nents » (art. 117, Cst.-FR) par voie d’ordon-
nance. Même si une délégation du Bureau 
du Grand Conseil entretenait des contacts 
étroits avec le Conseil d’État et l’Organe 
cantonal de conduite durant cette période, 
il était primordial de tout mettre en œuvre 
pour que le Parlement puisse le plus rapi-
dement possible reprendre ses activités et 
garantir ainsi le fonctionnement des insti-
tutions. Dès lors, plusieurs défis relatifs à 
son organisation se posaient afin d’assurer 
la tenue du travail parlementaire, notam-
ment des commissions, et d’organiser la 
session suivante agendée en mai. Ayant 

conscience que la crise était appelée à 
durer, il était nécessaire de mener des ré-
flexions sur les mesures à prendre pour 
pouvoir fonctionner sur le long terme. Ré-
silience, flexibilité et humilité ont été les 
maîtres-mots de cette période où ce qui 
était vrai un jour ne l’était plus forcément 
le lendemain. 

2. 1ère étape du fonctionnement 
à distance : les commissions 
parlementaires

Le travail des commissions parlementaires 
a pu reprendre grâce à la visioconférence 
de manière relativement rapide. Le Secré-
tariat du Grand Conseil, par le biais de son 
responsable informatique, a déployé son 
énergie à mettre en place un système qui 
permette aux commissions de siéger par 
visioconférence, dans un environnement 
très sécurisé. Le Parlement fribourgeois 
est un parlement «  sans papier  », ce qui 
signifie que nos parlementaires sont équi-
pés pour un fonctionnement en ligne, cha-
cun disposant d’un appareil et d’un compte 
Microsoft Office 365. L’outil Teams de Mi-
crosoft était donc le plus approprié. Les 
principaux défis résident dans la grande 
diversité du matériel informatique en pos-
session des députées et les compétences 
très variées de ces dernieres. L’informati-
cien du Grand Conseil a donc proposé des 
tutoriels vidéo afin que les parlementaires 
puissent aisément se connecter et utiliser 
l’outil ; en outre, il est resté très disponible 
pour apporter un soutien individualisé aux 
personnes qui en avaient besoin. A par-
tir de la mi-avril, les séances de commis-
sion se sont tenues en visioconférence. 
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La visioconférence ne semble cependant 
pas adaptée à toutes les commissions, à 
l’instar de celle des naturalisations, qui 
auditionne les candidats à la citoyenneté. 
Raison pour laquelle le Bureau a étudié au 
cas par cas les demandes des commis-
sions désireuses de siéger physiquement 
et leur a proposé le cas échéant de se réu-
nir dans une salle répondant aux standards 
de sécurité édictés par l’Office fédéral de 
la santé publique. Si la dynamique n’est 
évidemment pas la même que lorsque l’on 
se réunit autour d’une table, la visioconfé-
rence n’empêche ni le débat, ni la prise de 
décision et l’expérience a montré qu’elle 
permet également de s’atteler à des dé-
bats complexes. Étant donné le nombre 
limité de membres dans les commissions, 
il n’y a pas eu de mise en place d’un sys-
tème de vote formalisé, le vote pouvant 
être lancé dans l’onglet «  conversation  » 
par la présidence rendant le décompte des 
voix assez aisé. 
Aujourd’hui encore, la visioconférence est 
recommandée pour les séances de com-
mission mais n’est cependant plus obli-
gatoire. Si bon nombre de commissions 
se réunissent en visioconférence, l’impor-
tance de certaines, ou les préférences de 
la présidence de la commission et de ses 
membres, fait que le présentiel est parfois 
privilégié. L’appréciation de la nécessité de 
la tenue d’une séance de commission en 
présentiel est laissée à la libre apprécia-
tion de la présidence et de ses membres. 
Cette première transition au fonctionne-
ment à distance s’est opérée de manière 
naturelle, suivant le même mouvement 
qui se déroulait dans le reste de la société. 
Elle a également permis de poser les bases 
techniques qui permettront plus tard la 
participation et le vote à distance lors des 
séances plénières du Grand Conseil. 

3. Situation inédite, solution 
inédite

Parallèlement, les réflexions du Bureau 
du Grand Conseil se sont portées sur l’or-

ganisation de la session prévue en mai. 
Le Conseil fédéral recommandait aux per-
sonnes dites « à risque » en raison de leur 
âge ou de leur santé de ne pas participer 
à des rassemblements importants et donc, 
de facto, de ne pas participer à une session 
en plénière du Grand Conseil. Constatant 
que 14 membres du Grand Conseil avaient 
65 ans et plus, sans compter les personnes 
dont nous ignorions les pathologies ou qui 
pouvaient être enceintes, il était donc hau-
tement probable que certains membres de 
notre Parlement ne puissent pas participer 
à la session. La situation sanitaire créait 
une discrimination (art. 8 Cst.-CH.) envers 
ces personnes pour qui l’exercice de leur 
droit démocratique en participant à la ses-
sion impliquait de courir un risque pour 
leur santé. Outre la discrimination des in-
dividus se posait également la question de 
la représentativité en cas d’absence plus 
marquée dans certains groupes politiques. 
Mission a donc été donnée au responsable 
informatique de rechercher une solution 
technique permettant à ces personnes de 
pouvoir participer et voter à distance du-
rant la session de mai. La volonté du Bu-
reau du Grand Conseil était de ne pas se 
limiter à la question du vote mais bien de 
garantir la possibilité de la participation 
des membres à distance en leur propo-
sant un droit de parole et de proposition 
comme s’ils et elles étaient en présentiel. 
Cependant, la question de la légalité du 
processus interrogeait certains membres. 
Il s’agissait de se poser la question de sa-
voir s’il était plus préjudiciable d’un point 
de vue démocratique que certaines dépu-
tées ne puissent pas exercer leur droit de 
vote et de parole ou de prendre un risque 
en tentant une approche inédite. Le Bureau 
du Grand Conseil a évalué que la non-par-
ticipation aux débats de certaines caté-
gories de personnes constituait un risque 
plus important pour le bon fonctionnement 
du Grand Conseil que la participation à dis-
tance aux débats et aux votes et qu’il était 
de son devoir de mettre en place les condi-
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tions permettant aux députées d’exercer 
leur mandat dans le contexte des restric-
tions fédérales dues à la pandémie. 
Nous ne pouvions nous reposer que sur peu 
d’exemple concrets  : aucune expérience 
de ce type en Suisse mais néanmoins 
quelques exemples à l’international.  Le 
Parlement européen a utilisé une procé-
dure de vote et de participation à distance 
à partir du 26 mars 2020 dans l’idée de ga-
rantir que «  le Parlement reste opération-
nel, et en particulier son activité législative 
et budgétaire, tout en évitant la propaga-
tion du COVID-19 1». Le Sénat espagnol dis-
pose depuis 2012 déjà d’une application de 
vote initialement conçue pour permettre 
aux sénateurs préalablement autorisés en 
raison d’une maladie, d’une grossesse ou 
d’une autorisation de maternité ou pater-
nité de participer au vote à distance. Du-
rant la crise, nous avons contacté les Ser-
vices du Sénat et ils nous ont informé que 
l’entier du Sénat a pu utiliser l’application 
pour un vote, en l’occurrence l’entrée de la 
Macédoine du Nord dans le traité de l’OTAN 
(259 sénateurs ont voté à distance et 5 en 
présentiel). Les Services du Sénat étaient 
également en réflexion pour voir comment 
faire évoluer la pratique pour la suite. 
Ces quelques exemples nous ont montré 
qu’une possibilité existait.

4. 2ème étape : les séances 
 plénières du Grand Conseil

Comme nous l’avons déjà dit, même si nous 
sommes en situation exceptionnelle, il est 
fondamental dans une démocratie et un 
État de droit que le Parlement puisse re-
prendre son rôle dès que cela est possible 
afin de garantir le fonctionnement des ins-
titutions. Les parlements pouvaient siéger 
malgré l’interdiction de réunion de moins 
de 5 personnes. L’Office fédéral de la jus-

1 https://www.europarl.europa.eu/news/en/pre 
ss-room/20200325BKG75805/q-a-on-extraordina 
ry-remote-participation-procedure.

tice a rendu une décision dans ce sens à 
la suite de la demande du Parlement zuri-
chois de pouvoir siéger. Il ne s’agissait donc 
pas d’organiser une séance intégralement 
virtuelle du Grand Conseil mais d’offrir la 
participation virtuelle à quelques députées 
à une séance ordinaire pendant la période 
de la pandémie. 

5. Le déroulement concret

Le système mis en place doit garantir l’au-
thentification des députées en excluant 
tout risque de falsification et leur per-
mettre non seulement de voter mais d’in-
tervenir lors des débats ou de faire des 
propositions. La limite des participantes et 
participants au vote et à la participation à 
distance est fixée pour le moment à 24. Les 
personnes qui souhaitent participer à dis-
tance doivent s’inscrire jusqu’au vendredi, 
17h avant la session, celle-ci s’ouvrant 
mardi après-midi. Techniquement, nous 
nous sommes basés sur le logiciel Teams 
déjà à disposition des députées pour créer 
le système de vote et de participation à dis-
tance. Les participantes à distance suivent 
les débats en direct via la visioconférence. 
Une séance en visionconférence est créée 
chaque jour  ; y participent les députées 
siégeant à distance, la présidente, l’in-
formaticien ainsi qu’une scrutatrice. Les 
prises de parole sont demandées à la pré-
sidente via l’onglet « conversation » et elle 
peut leur donner la parole à n’importe quel 
moment du débat. Au moment où une per-
sonne prend la parole à distance, l’écran 
de la session Teams est projeté à l’écran 
dans la salle  : ainsi tous les membres du 
Parlement peuvent voir et entendre la per-
sonne qui intervient à distance. Les prises 
de parole se sont jusqu’ici très bien dérou-
lées exceptés quelques très rares soucis 
de connexion ou d’échos qui ont très vite 
été résolus. Parfois, certains députées 
présentes dans la salle n’ont même pas 
remarqué que les députées intervenaient 
à distance tant le processus était fluide 
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et la qualité de l’image et du son élevée. 
Concernant les votes, qui constituent l’as-
pect le plus critique en termes de sécurité, 
notre informaticien crée des formulaires 
via Forms pour chaque vote et les lance 
en créant des formulaires à remplir de 
manière unique et nominative. Les partici-
pantes à distance disposent de quelques 
secondes supplémentaires après la ferme-
ture du vote par la présidente car il y a un 
petit délai de latence entre le lancement 
du vote en salle et celui lancé par l’infor-
maticien sur le système. Le résultat est ac-
cessible directement à la fin du vote sous 
format Excel et le total des votes à dis-
tance est ajouté manuellement au total du 
vote en salle puis le résultat définitif pro-
clamé. Donc seul le résultat annoncé par la 
présidence fait foi. 
Concernant les aspects sécuritaires, notre 
système doit pouvoir garantir que la per-
sonne qui a voté est bien celle en droit de 
le faire. La sécurité du système repose sur 
plusieurs facteurs : 
• Chaque députée dispose d’une adresse 

email associée à un compte utilisateur 
unique. Le compte utilisateur des dépu-
tées nécessite l’ajout d’un mot de passe 
dit « fort ». 

• L’accès au compte utilisateur lorsqu’il 
y a une installation sur la machine du 
logiciel proposé par l’État de Fribourg 
passe par une authentification à double 
facteur. 

• Lors des votes à distance, les députées 
absentes de la salle doivent participer à 
la séance en visioconférence et allumer 
leur caméra. Une scrutatrice ou un scru-
tateur peut contrôler en direct que c’est 
bien le ou la députée qui participe au 
moment du vote. 

Les formulaires pour les élections de-
vant rester anonymes, le système permet 
d’attribuer un identifiant aléatoire et ren-
dant impossible l’identification du votant. 
Seuls les huis-clos ne sont pas acces-
sibles aux députées à distance car il est 

impossible de garantir le respect de la 
confidentialité. 
Un autre point majeur est l’accompagne-
ment important que demande la mise en 
place de ce système afin de garantir qu’il 
fonctionne. Les députées qui participent à 
distance bénéficient d’une seance de test 
avant le déroulement de la session afin 
qu’ils et elles maîtrisent bien l’outil. Cela 
permet également d’éviter les problèmes 
en cours de session. 
Lors de la session de mai 2020, 6 dépu-
tées ont participé à la session à distance. 
La mise en œuvre de la procédure de par-
ticipation et de vote à distance n’a pas 
été demandée pour les sessions de juin, 
août et septembre. En octobre, novembre 
et décembre et en février 2021, entre 4 et 
6 députées ont sollicité la participation à 
distance et aux votes. Un conseiller d’État 
en quarantaine a également pu en bénéfi-
cier. La grande majorité des personnes qui 
sollicitent le système sont des personnes à 
risque. Le délai d’annonce de 4 jours avant 
la session est probablement plus problé-
matique pour les cas de quarantaine. 

6. Au niveau légal : de 
l’ordonnance parlementaire  
à la loi d’urgence 

Évidemment, la loi sur le Grand Conseil 
fribourgeois n’avait pas prévu le cas de fi-
gure de la crise sanitaire actuelle et donc 
à situation exceptionnelle, mesures excep-
tionnelles. 
Dans un premier temps, le Bureau du Grand 
Conseil a choisi de régler la question légale 
par le biais d’une ordonnance parlemen-
taire (art. 209 LGC).  

Art. 209  Droit complémentaire
1 Le Grand Conseil peut préciser par voie d’ordon-
nance parlementaire le dé tail de son organisation 
et de son fonctionnement.

Pour siéger valablement, il faut que le quo-
rum en présentiel soit atteint. Il s’agit d’une 
interprétation souple des dispositions lé-
gales aux vues des circonstances. En soit, 
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la loi sur le Grand Conseil n’exclut pas la 
participation d’une partie des membres 
absents physiquement. Le Bureau a opté 
initialement pour une ordonnance qui li-
mitait l’accès au vote et à la participation 
à distance aux seules députées à risque, 
excluant les malades du COVID et les per-
sonnes en quarantaine (les assimilant à 
une maladie ordinaire qui pourrait toucher 
chacune et chacun d’entre nous), une ab-
sence pour quarantaine ou maladie n’ex-
cluant pas durablement de la participa-
tion aux sessions. Le plénum a amendé et 
modifié l’ordonnance en étendant l’accès 
au vote et à la participation à distance non 
seulement aux personnes à risque mais 
également aux personnes en quarantaine 
ou malades du COVID-19. Cette solution 
plus large a l’avantage de pouvoir garantir 
la représentativité politique en cas de qua-
rantaine massive au sein d’un groupe poli-
tique. L’ordonnance fut adoptée par 82 voix 
contre 4 et 12 abstentions. Cette adoption 
en début de séance du 27 mai a donc im-
médiatement autorisé la participation des 
députées à distance à la session. 

Art. 1     Principe
1  Les membres du Grand Conseil considérés 
comme personnes vulnérables au sens de l’ar-
ticle 10b de l’ordonnance fédérale 2 du 13 mars 
2020 sur les mesures destinées à lutter contre le 
coronavirus (Ordonnance 2 COVID 19) ou qui sont 
mis en quarantaine sur avis médical et qui, de ce 
fait, ne peuvent pas participer physiquement aux 
sessions (ci-après : les député-e-s à risque) ont 
le droit de participer à distance aux débats et de 
voter à distance.
2  Le Bureau détermine, pour chaque session, si 
les risques d’infection au COVID-19 justifient la 
mise en œuvre de ces droits.  

Suite à l’adoption de cette ordonnance et 
soucieux d’éviter une procédure d’invali-
dation des décisions, le Bureau du Grand 
Conseil a souhaité demander un avis de 
droit sur le principe de la constitution-
nalité (fédérale et cantonale) de cette or-
donnance «  nouvelle mouture  », en parti-
culier l’interprétation de la «  présence  » 
(art. 96 al. 4 Cst.-FR.) et sur le principe  de 
la non-discrimination (art. 8 Cst.-CH)  et 

exercice des droits politiques (art. 34 
Cst.-CH). Le Bureau a également souhaité 
avoir un avis sur le principe du vote à dis-
tance en général dans la mesure où une ré-
vision de la loi sur le Grand Conseil est en 
cours.  L’avis de droit conclut que « tant la 
Constitution fédérale que la Constitution 
fribourgeoise laissent une grande marge 
de manœuvre au Grand Conseil pour fixer 
les règles relatives à son organisation et 
à son fonctionnement. Ni l’une ni l’autre 
n’interdisent la participation à distance 
aux débats et aux votes2  ». Cependant, il 
conclut que l’ordonnance parlementaire 
(art. 209 LGC) ne constitue pas une base 
légale suffisante dans ce cas de figure et 
qu’il est préférable d’adopter une loi d’ur-
gence (soumise au referendum) qui permet 
d’éviter que les votes à distance ne soient 
en définitive pas comptabilisés, risquant 
de créer une insécurité juridique notam-
ment en cas de votes serrés. Suite à cet 
avis de droit, le risque d’invalidation étant 
considéré comme faible mais pas nul, le 
Bureau a donc décidé de renoncer à l’ap-
plication de l’ordonnance pour d’autres 
sessions et d’adopter une loi urgente intro-
duisant des règles minimales valables uni-
quement pour la durée de la pandémie. La 
loi urgente a également traité du cas des 
commissions. En effet, même si ces der-
nières ne prennent pas de décisions mais 
font des propositions et que les disposi-
tions qui les concernent sont formulées de 
manière souple, l’avis de droit conseillant 
de le faire, cette question a également été 
introduite dans la loi. 

7. Conclusion

La situation sanitaire nous a conduit à faire 
face à des défis inédits et à trouver des 
solutions inédites également. L’exemple 
fribourgeois a certainement fait mouche, 

2 Martenet vinCent, Participation à distance aux 
débats et aux votes du Grand Conseil du Canton de 
Fribourg – Avis de droit, 2020. 
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le Parlement fédéral étant actuellement en 
réflexion sur la question. Les perspectives 
qu’ouvre ce genre de pratique sont impor-
tantes et vont probablement influencer 
les pratiques futures des parlements. On 
peut imaginer la mise en place de ce sys-
tème pour des députées ayant des mala-
dies sur le long terme ou pour des congés 
maternité / paternité si aucun système de 
suppléance n’est prévu par exemple. Le nu-
mérique ne remplacera jamais le contact 
humain mais permet tout de même, dans 
ce contexte si particulier, le bon fonction-
nement démocratique. 
Le Bureau du Grand Conseil a choisi de 
prendre un risque mais dans un but de 
garantie des droits démocratiques. Ce 
résultat n’aurait cependant pas été pos-
sible sans l’immense travail effectué par 
l’équipe du Secrétariat du Grand Conseil, 
spécialement sa secrétaire générale pour 
l’aspect légal et son informaticien pour 
l’aspect technique et pour l’accompagne-
ment personnalisé des députées dans le 
processus. Je les remercie pour leur enga-
gement, qui fait du Parlement fribourgeois 
un parlement innovant.  l
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Virtuelles Parlament: Wie Covid-19  
den Technologie-Einsatz in der Schweiz  
und weltweit vorantreibt

Karin Suter, IT Projektleiterin / Gilles Gandini, 
IT Applikationsverantwortlicher, Parlaments-
dienste der Bundesversammlung

1. Inhalt des Beitrags

Weltweit wurde die Virtualisierung des Par-
laments aufgrund der Pandemie-Situation 
diskutiert und teilweise auch umgesetzt. 
Nach einer Analyse der Lösung des Schwei-
zer Parlaments und Herausforderungen 
eines virtuellen Parlaments im ersten Teil, 
wird der Blick über die Schweizer Grenzen 
hinaus gerichtet: Die Studien der Interpar-
lamentarischen Union (IPU) illustrieren die 
Technologie-Trends von Parlamenten im 
Ausland. Im letzten Teil wird das Muster-
beispiel des komplett virtualisierten Parla-
ments in Lettland aufgezeigt. 

2. Herausforderungen für ein 
virtuelles Parlament in der 
Schweiz

Am 11. Dezember 2020 nahm das Schwei-
zer Parlament in Bern eine Vorlage zur Fern-
abstimmung von Nationalratsmitgliedern 
aufgrund von COVID-19 an und nur ein paar 
Tage darauf stimmte das erste Ratsmit-
glied in der Schweizer Geschichte virtuell 
ab, ohne physisch im Parlament anwesend 
zu sein. Zeitgleich mit den Abstimmungs-
resultaten im Nationalratssaal erschienen 
am 14.12.2020 die Abstimmungsresultate 
der Nationalrätin Sophie Michaud Gigon 
(Grüne/VD), welche aufgrund von Covid-19 
nicht physisch präsent sein konnte. Wie 
war dies technisch möglich? 
Die Hybrid  – Session stellte die Parla-
mentsdienste vor technische Herausfor-

BERN – 07.09.2020 – Bundeshaus, Herbstsession, Nationalratssaal. Foto © Béatrice Devènes.
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derungen: Die Abstimmungsresultate der 
Nationalratsmitglieder im Homeoffice 
mussten zwingend gleichzeitig mit den im 
Nationalratssaal anwesenden Ratsmitglie-
dern in der Sitzordnung des Nationalrats 
erscheinen. In nur drei Wochen wurde eine 
Webapplikation basierend auf der beste-
henden, physischen Abstimmungslösung 
im Nationalratssaal entwickelt und war 
rechtzeitig zum Nationalratsbeschluss 
nur wenige Tage vor dem Inkrafttreten des 
neuen Gesetztes einsatzbereit. Die Na-
tionalrätin konnte die Debatten aus dem 
Homeoffice mitverfolgen und mitabstim-
men. Das Covid-Gesetz ermöglicht den 
Nationalräten, welche aufgrund von Covid 
nicht vor Ort anwesend sein können, nur 
die Fernabstimmung, nicht aber die Teil-
nahme an Debatten. Technisch wäre dies 
möglich: So könnte beispielsweise das Vi-
deo oder Bild des Nationalrats im Homeof-
fice auf einem Bildschirm im Nationalrats-
saal projiziert werden. 

Man könnte sogar noch weitergehen und 
es vereinzelt Ratsmitgliedern, welche im 
Homeoffice sind, ermöglichen, durch einen 
Telepräsenz-Roboter mit Kamera und Mi-
krofon auf Rädern durch die Wandelhallen 
zu gleiten und dadurch vor Ort via Roboter 
an der Session teilzunehmen und mit den 
Ratsmitgliedern zu interagieren. 
Dank Virtual-Reality (VR)-Headsets könn-
ten Ratsmitglieder zuhause virtuell den 
Raum im Nationalratssaal wahrnehmen, 
als ob sie vor Ort wären. So könnte ein re-
alistisches Gefühl, im Nationalratssaal 
anwesend zu sein und gleichzeitig mit den 
anderen Parlamentariern abzustimmen, 
hervorgerufen werden. VR-Headsets simu-
lieren durch zwei Linsen für die Augen die 
Umgebung und ermöglichen es, sich 360 
Grad umzusehen. 
Der Technik werden hier insbesondere 
rechtliche und politische Grenzen gesetzt. 
So hat das Schweizer Parlament beschlos-
sen, nur Covid-bedingte Fernabstimmun-
gen im Nationalrat zu ermöglichen, nicht 
aber die virtuelle Teilnahme an den Debat-
ten. 
Das Schweizer Parlament ist in seiner 
Funktionsweise einzigartig und kann im 
Hinblick auf eine Virtualisierung nur be-
dingt mit ausländischen Parlamenten ver-
glichen werden. Trotz eingeführter Fern-
abstimmungsmöglichkeit für infolge von 
Covid abwesender Nationalräte ist die 
komplette Virtualisierung des Schweizer 
Parlaments zu diesem Zeitpunkt schwer 
vorstellbar und dafür gibt es viele Gründe: 
Mehrere Verfassungsbestimmungen gehen 
von einer physischen Versammlung der 
Bundesversammlung aus. Das heisst, ein 
virtuelles Parlament würde höchstwahr-
scheinlich eine Revision der Bundesverfas-
sung erfordern. 
Abgesehen von den derzeit fehlenden 
rechtlichen Grundlagen für ein komplett 
virtuelles Parlament, setzt die Funktions-
weise des Schweizer Parlaments eine phy-
sische Versammlung voraus. Der Schweizer 
Parlamentarismus basiert auf dem Prinzip 

Beispiel: Telepräsenzroboter von Dortsein.ch
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des «sich Versammelns». Dabei werden 
Entscheide nicht mechanisch gefällt, son-
dern entstehen in Entscheidungsprozes-
sen, Diskussionen und Verhandlungen im 
direkten Austausch unter Ratsmitgliedern. 
Im Schweizer Parlament verfügen die Rats-
mitglieder über umfangreiche Möglichkei-
ten, den Entscheidungsprozess mitzuge-
stalten, was hohe Anforderungen an die 
Qualität der Verfahren und Debatten stellt. 
Zum Teil können in der Schweizer Bundes-
versammlung Entscheide kurzfristig und 
sogar erst in der Plenardebatte mit immer 
wechselnden ad-hoc Bündnissen gefällt 
werden und zu überraschenden Abstim-
mungsergebnissen führen. 
Der Parlamentarismus und insbesondere 
in der Schweiz setzt die physische Präsenz 
der Ratsmitglieder voraus. Aus diesem 
Grund sind auch die technischen Lösun-
gen und organisatorischen Prozesse im 
Schweizer Parlament darauf ausgerichtet. 
Aufgrund der Pandemie-Situation haben 
die Parlamentsdienste eine Arbeitsgruppe 
zum Thema «virtuelles Parlament» ins Le-
ben gerufen, um sich mit den Implikationen 
eines «virtuellen Parlaments» auseinan-
derzusetzen.
Neben den schon erwähnten physischen 
Abstimmungsanlagen im National- und 
Ständeratssaal und der implementierten 
Fernabstimmungsapplikation gibt es wei-
tere Faktoren, welche bei einer virtuellen 
Session berücksichtigt werden müssten. 
Es müsste sichergestellt werden, dass 
die Sessionen simultan übersetzt werden 
können. Für die Dolmetscher wurden Spe-
ziallösungen mit mehreren Audio-Strömen 
analysiert, welche im Falle einer virtuellen 
Tagung eingesetzt werden könnten.
Die Sessionen werden aktuell live übertra-
gen. Dies müsste auch bei einer virtuellen 
Session gewährleistet werden können, 
um die Anforderung der Öffentlichkeit der 
Ratsdebatten gewährleisten zu können. 
Zusätzlich bräuchte es eine remote Lösung 
für die Protokollführung, welche derzeit 
im Verbalix, einem integrierten Tonauf-

nahme-, Textverarbeitungs- und Publika-
tionssystem, digital abgewickelt wird. Die 
Parlamentsdienste haben für das Szenario 
von virtuellen Sessionen sowie virtuellen 
Kommissionssitzungen diesbezüglich ver-
schiedene Lösungen geprüft, um sicher-
zustellen, dass die Protokollführung auch 
remote und zeitgleich erfolgen kann.
Geheime Sitzungen, geheime Wahlen und 
geheime Abstimmungen könnten nicht vir-
tuell stattfinden, da bisher keine der analy-
sierten Technologielösungen den Anforde-
rungen der Vertraulichkeitsstufe «geheim» 
gerecht wird. 
Die Abstimmungsteilnahme wird durch das 
aktuelle Fernabstimmungssystem kont-
rolliert. Zusätzlich müsste der Zugang zu 
einer online Session kontrolliert werden 
können, um sicherzustellen, dass nur be-
rechtigte Ratsmitglieder das Wort ergrei-
fen können. Zugleich müsste es möglich 
sein, Bundesräte und Mitglieder der Bun-
desverwaltung zu bestimmten Geschäften 
einladen zu können. 
Die gesamte Organisation und der Rats-
betrieb müssten digital abgewickelt wer-
den. Parlamentarische Vorstösse müssten 
digital eingereicht werden können und 
zusätzliche Anträge während der Session 
müssten digital gestellt und mit allen Teil-
nehmerInnen digital geteilt werden. 
Es wäre notwendig online Debatten und 
die Organisation von Wortmeldungen der 
Ratsmitglieder inkl. Fragen online zu or-
chestrieren. Dabei müssten die Verfah-
rensrechte der Ratsmitglieder und des 
Präsidiums gewährleistet werden können. 
Aus sicherheitstechnischer Sicht würden 
Risiken im Falle einer virtuellen Tagung 
minimiert werden müssen, wie beispiels-
weise Hackerangriffe oder Unterbrüche 
der Internetverbindung, sollte eine Inter-
net-basierte Lösung eingesetzt werden. 
Die oben genannten Implikationen eines 
virtuellen Parlaments sind nicht umfas-
send und deuten auf zahlreiche Herausfor-
derungen hin, welche ein komplett virtu-
elles Parlament in der Schweiz aus recht-
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licher, politischer, organisatorischer und 
technischer Sicht darstellen würde. 

3. Applikation: Fernabstimmun-
gen im Schweizer Parlament 

Die Abstimmungen im National- und Stän-
derat über den Einsatz der Fernabstim-
mung im Nationalrat für aufgrund von 
 Covid-19 abwesende Nationalrätinnen und 
Nationalräte, fanden in den ersten bei-
den Wochen der Wintersession 2020 statt 
und ermöglichten den historischen Erst-
Einsatz des Remotevotings in der dritten 
Sessionswoche für zwei Nationalratsmit-
glieder. 
Die Abstimmungs-Webapplikation wurde 
als Erweiterung der bestehenden Individu-
alsoftware, die bereits seit einigen Jahren 
im National- und Ständerat im Einsatz ist, 
gebaut. Die Kommunikation zwischen dem 
elektronischen Abstimmungssystem des 
Nationalrates und der Webapplikation er-
folgt durch eine Webservice-Schnittstelle. 
Über diese Schnittstelle kann das Abstim-
mungssystem vor Ort den Ablauf einer Ab-
stimmung steuern und die Webapplikation 
liefert im Gegenzug und in Echtzeit die 
remote Stimmen an das Abstimmungssys-
tem im Nationalratssaal. 
Die entwickelte Webapplikation erforderte 
eine sichere Authentifizierung des Rats-
mitglieds, um sicherzustellen, dass nur 
berechtigte Nationalratsmitglieder, die 
wegen Covid-Quarantäne oder -Isolation 
nicht anwesend sein können, ihre Stimme 
virtuell abgeben können. Bedingung für die 
Fernabstimmung ist eine formelle Anmel-
dung im Ratssekretariat am Vorabend und 
dass das Ratsmitglied auf ärztliche Ver-
ordnung und aufgrund von Covid nicht phy-
sisch an der Session teilnehmen kann. Die 
Fernabstimmung wird darauf für die ange-
meldeten Ratsmitglieder im Homeoffice 
von den Parlamentsdiensten für eine zeit-
lich begrenzte Dauer aktiviert. Ohne diese 
Aktivierung der Fernabstimmung können 
die Ratsmitglieder nicht ausserhalb des 

Nationalratssaals abstimmen. Gleichzei-
tig werden die physischen Abstimmungs-
knöpfe im Nationalratssaal deaktiviert, um 
sicherzustellen, dass die Stimme der von 
Covid-betroffenen und abwesenden Rats-
mitglieder nur einmal virtuell abgegeben 
wird und nicht gleichzeitig jemand vor Ort 
den Abstimmungsknopf bedient. 
Dank der Webapplikation konnten die Rats-
mitglieder von zuhause aus die Nummer und 
den Namen des Geschäfts zur Abstimmung 
mitverfolgen und sich so vergewissern, dass 
sie ihre Stimme zeitgleich mit den Ratsmit-
gliedern vor Ort abgaben. Alle Ratsmitglie-
der, auch diejenigen im Homeoffice, wer-
den fünf Minuten vor Abstimmung per SMS 
daran erinnert, um sich zu vergewissern, 
dass alle Ratsmitglieder bereit sind. Wenn 
der Nationalratspräsident zur Abstimmung 
aufruft, sieht das Nationalratsmitglied im 
Homeoffice die Schaltflächen für Ja, Nein 
und Enthaltung sowie die Nummer und den 
Namen des Abstimmungsgeschäfts. An-
schliessend wird das Endergebnis einige 
Sekunden lang angezeigt und das National-
ratsmitglied kann zuhause und zeitgleich 
seine Stimme als grünen (bei Ja), roten (bei 
Nein) oder orangen/weiss (bei Enthaltung) 
Punkt auf dem Bildschirm gemäss Sitzord-
nung im Saal erkennen.

Bild: Abstimmungstafel im Nationalratssaal. 

Es wurde im befristeten Covid-Gesetz zur 
Fernabstimmung festgehalten, dass Ab-
stimmungen aufgrund von technischen 
Problemen bei den Ratsmitgliedern im 
Homeoffice nicht wiederholt werden. Das 
Ratsmitglied muss sicherstellen, dass es 
über eine stabile Internetverbindung ver-
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fügt, um an den Abstimmungen teilnehmen 
zu können. 

4. Virtuelle Parlamente weltweit 

Die Interparlamentarische Union (IPU) 
hat im Jahr 2020 bei Parlamenten welt-
weit Umfragen über die Covid-bedingten 
Massnahmen durchgeführt und die vor-
läufigen Ergebnisse werden nachfolgend 
geteilt. Die IPU hat vier Hauptfaktoren1 für 
den Übergang eines Parlaments vom tra-
ditionellen Parlamentsbetrieb vor Ort zu 
Fern- oder Hybridmodellen identifiziert: 
Das sind Überprüfung und Änderung von 
gesetzlichen Vorschriften; Überlegungen 
zur Fernarbeit und -teilnahme; die Bedin-
gungen zur Unterstützung einer effektiven 
Fernteilnahme für Ratsmitglieder; und 
letztendlich Überlegungen und Fragen in 
Bezug auf die unterstützenden digitalen 
Technologielösungen. 

4.1.  Gesetzliche Vorschriften  
und Verfahren

Bevor die Parlamente in einer Fern- oder 
Hybridform arbeiten können, müssen sie 
die rechtlichen und verfahrenstechnischen 
Hindernisse dafür identifizieren. Es hat 
sich gezeigt, dass viele parlamentarische 
Systeme rechtlich oder verfahrenstech-
nisch so definiert sind, dass entweder 
explizit oder implizit festgelegt ist, dass 
sie «persönlich» tagen müssen und dass 
Beschlüsse durch eine Abstimmung der 
«anwesenden» Mitglieder gefasst werden. 
Viele Parlamente haben ihren gesetzlichen 
Rahmen überprüft und Änderungen ange-
bracht, wie beispielsweise die Parlamente 
in Brasilien, Finnland, Lettland, Südafrika 
und Spanien. Das neuseeländische Re-
präsentantenhaus und das britische Un-
terhaus haben die Geschäftsordnung des 

1 https://www.ipu.org/innovation-tracker/story/ 
building-virtual-parliament-state-play-end-june 
-2020.

Parlaments formell geändert, um Fernsit-
zungen zu ermöglichen.

4.2. Verfügbarkeit von Mitarbeitern 
und Ratsmitgliedern

Allgemeinere Vorschriften zur öffentli-
chen Gesundheit im Zusammenhang mit 
der Pandemie sowie Regeln zur sozialen 
Distanzierung innerhalb der Parlamente 
werden sich nach Angaben der IPU wahr-
scheinlich auf die Verfügbarkeit von Perso-
nal auswirken. Viele Parlamente berichten, 
dass das Personal, wo immer es möglich 
ist, remote arbeitet und nur ein Teil des 
Personals in den Parlamentsgebäuden ar-
beiten darf. 
Gemäss Einschätzungen der IPU fordert 
Remotearbeit einen sicheren Zugang zu 
den im Parlament verwendeten Systemen, 
und es scheint, dass Parlamente, die vor 
der Pandemie in Fernzugriff und cloudba-
sierte Lösungen investiert haben, hier im 
Vorteil sind. 

4.3.  Arbeitsmodalitäten
Wenn ein Parlament virtuell arbeitet, än-
dert sich nicht nur das formale Verfahren, 
sondern auch der praktische Ablauf. Die 
Mitglieder müssen Zugang zu einer ausrei-
chend zuverlässigen und schnellen Inter-
netverbindung haben, was in abgelegenen 
oder ländlichen Gebieten schwierig sein 
kann. 
Für viele Ratsmitglieder erfordern neue 
Technologielösungen und Arbeitsweisen 
zusätzliche Schulungen. In Grossbritan-
nien haben die Abgeordneten eine Anlei-
tung für einen geeigneten Raum und eine 
geeignete Konfiguration, einschliesslich 
Beleuchtung und Hintergründe, erhalten. 
Die Abstimmung ist einer der anspruchs-
volleren Bereiche für das Fern- oder Hyb-
ridplenum, aber die Parlamente müssen 
auch die rechtzeitige Verteilung von Doku-
menten, die Behandlung von Änderungs-
anträgen, die Verwaltung des offiziellen 
Protokolls und die Frage, wie sichergestellt 
werden kann, dass Offenheit und Transpa-
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renz nicht beeinträchtigt werden, berück-
sichtigen.

4.4. Technologie
Bei den Videokonferenzen gibt es zwei klare 
Favoriten: Zoom und Microsoft Teams sind 
die Lösungen, die von den meisten Parla-
menten für Plenarsitzungen, Ausschüsse 
und interne Sitzungen eingesetzt wer-
den. Weitere, etwas weniger häufig einge-
setzte Video-Conferencing-Tools sind Cisco 
 WebEx, Google, Jitsi und Kudo. Das Letztere 
eignet sich besonders für mehrsprachige 
Sitzungen, da verschiedene Sprachkanäle 
hinzugefügt werden können. Kudo bietet 
zusätzlich zu Übersetzern auch eine spe-
zifische Plattform, die für eine Sitzung von 
internen Übersetzern eingesetzt werden 
kann. Microsoft hat angekündigt, noch die-
ses Jahr eine mögliche Integration von Kudo 
in Microsoft Teams und dadurch mehrere 
Sprachkanäle im Online-Meeting anzubie-
ten. 
Alle diese Tools bergen ein gewisses Sicher-
heitsrisiko und es ist daher wichtig zu über-
legen, wie sie implementiert werden sollen: 
ob sie in der öffentlichen Cloud (geringere 
Kosten) oder als private Installation (höhere 
Kosten) gehostet werden sollen und wie der 
Zugang für die Teilnehmer ermöglicht wer-
den soll (z.B. beschränkt auf bestimmte 
E-Mail-Domänen usw.). Die Lizenzkosten 
und die Anforderungen an den technischen 
Support  – insbesondere bei einer grossen 
Anzahl von Benutzern – sind wichtige Über-
legungen. Ein weiterer Punkt ist die Frage, 
wie sich ein Videokonferenz-Tool mit beste-
henden Umsystemen integrieren lässt.
Bisherige Erkenntnisse deuten darauf hin, 
dass die grösste Schwachstelle bei der 
Sicherheit von Videokonferenzen darin 
besteht, dass Endbenutzer versehentlich 
Meeting- und Passwortdaten über soziale 
Medien weitergeben. Weitere Bedenken, 
die von den Parlamenten geäussert wur-
den, betreffen die rechtliche Zuständig-
keit, in der Daten (auch vorübergehend) für 
diese Anwendungen gespeichert werden, 

und wie sich dies auf die Datenschutzge-
setze auswirkt.
Debatten sind nur eine der Anforderungen, 
die von der Technologie unterstützt werden 
müssen; die Mitglieder müssen auch in der 
Lage sein, Unterlagen rechtzeitig zu erhal-
ten, und sie müssen in der Lage sein, ab-
zustimmen. Die Stimmabgabe ist vielleicht 
der anspruchsvollste Prozess, der aus der 
Ferne durchgeführt werden muss. Einige 
Parlamente, darunter Brasilien, Spanien, 
das Vereinigte Königreich und Sambia, ha-
ben interne Anwendungen für die Mitglie-
der entwickelt, die eine Abstimmungsfunk-
tion beinhalten. Lettland hat vor kurzem 
ein sicheres e-Parlament-System imple-
mentiert, das es ihm ermöglicht, komplett 
virtuell zu arbeiten. Kleinere Parlamente 
verlassen sich auf die Abstimmungs- und 
Wahloptionen innerhalb von Videokonfe-
renzprodukten.
Gemäss IPU deuten neue Erkenntnisse aus 
Parlamenten darauf hin, dass es eine gute 
Praxis ist, die Videokonferenzplattform von 
der für die Abstimmung verwendeten Tech-
nologie zu trennen, sofern dies möglich ist. 

5. Studienergebnisse der  
Interparlamentarischen 
Union (IPU)

In der ersten Jahreshälfte von 2020 wur-
den in den Parlamenten weltweit virtuelle 
und hybride Sitzungen gehalten. Gemäss 
vorläufigen Analysen der Interparlamen-
tarischen Union, fanden 47% der Kom-
missionssitzungen bei den 64 befragten 
Parlamenten online statt und 17% der 
Sitzungen des Parlaments. Die Resultate 
zeigen auch auf, dass aufgrund der Pan-
demiesituation sowohl die Anzahl der 
Sitzungen der Kommissionen sowie der 
Parlamente in der ersten Jahreshälfte von 
2020 reduziert wurde. Wenige Sitzungen 
wurden vor Ort gehalten. 
Gemäss voläufigen Auswertungen der IPU 
gaben 116 befragte Parlamente an, dass im 
Jahr 2020 nur 5 % der parlamentarischen 
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Sessionen gänzlich virtuell und 28 % der 
Sessionen hybrid stattfanden. Im Vergleich 
dazu fanden mehr Kommissionssitzungen 
virtuell (30 %) und hybrid (35 %) statt. 
Beim Einsatz von Standard-Video-Con-
ferencing Lösungen können Trends fest-
gestellt werden: So wurden im Jahr 2020 
inbesondere die Standard-Tools Zoom, 
Webex sowie Microsoft Teams sowohl für 
virtuelle Kommissionssitzungen als auch 
Parlamentssessionen eingesetzt. 
Die IPU wird voraussichtlich im Q2 2021 
einen vollständigen Bericht zu Covid-be-
dingten Technologie-Massnahmen im Jahr 
2020 in den Parlamenten weltweit veröf-
fentlichen. 

6. Lettland: Das Parlament  
geht online 

Das lettische Parlament, die Saeima, ar-
beitete bereits im Frühling 2020 im virtuel-
len ad-hoc Modus und am 26. Mai fand die 
erste vollständig virtuelle Sitzung mit dem 
sogenannten e-Saeima-Technologie-Tool 
statt.2

2 https://eng.lsm.lv/article/politics/saeima/latvi 
as-online-e-parliament-goes-live.a361355/.

Die Saeima war eines der ersten Parla-
mente der Welt, welches in der Pandemie-
Situation 2020 vollständig virtuell tagte. 
Möglich wurde dies dank eines eigens ent-
wickelten Tools für online Abstimmungen 
und online Teilnahme an Debatten. 
Am Anfang waren die Abgeordneten in ver-
schiedenen Räumen innerhalb des Parla-
mentskomplexes unter Wahrung der sozia-
len Distanz abgesondert, bis das neue Tool 
eingeführt wurde. 
Die Arbeiten des lettischen Parlaments 
sind für die Öffentlichkeit auf der Website 
des Parlaments, auf Facebook und Social 
Media zugänglich und werden in Echtzeit 
übertragen. 
Die Abgeordneten können sich über eine 
spezielle Website mit der e-Saeima-Um-
gebung verbinden und dabei ein sicheres 
Authentifizierungswerkzeug – die e-Signa-
tur – verwenden. 
Das neue Tool ist eine einzigartige infor-
mationstechnische Lösung, die speziell 
für die Bedürfnisse der Saeima entwickelt 
wurde. Die web-basierte Applikation bie-
tet die wichtigsten Funktionalitäten der 
Parlamentssitzungen  – eine Möglichkeit 
für die Abgeordneten, sowohl mit Video 

Parlamentarische Reaktionen auf die Pandemie (Quelle: Inter-Parlamentarische Union. Vorläufige 
Analyse der im Juni 2020 erhobenen Daten; n=64).



Parlament, Parlement, Parlamento 1/21 – 24. Jahrgang, 24e année, 24° anno – April / Avril / Aprile

Schwerpunkt – Le thème – Il tema

45

Hybride und vollständig virtuelle Sitzungen (Quelle: Inter-Parlamentarische Union. Vorläufige Analyse 
der im Januar 2021 erhobenen Daten; n=116).

Videokonferenzplattformen (Quelle: Inter-Parlamentarische Union. Vorläufige Analyse der im Januar 
2021 erhobenen Daten; n=52/74).

in einem sicheren System zu debattieren 
als auch über die Traktanden der Tages-
ordnung in Echtzeit und im gleichen Tool 
abzustimmen. Die Abstimmungsresultate 
werden transparent angezeigt und mit der 
Öffentlichkeit geteilt. Ebenfalls repliziert 
das System die Sitzordnung im lettischen 
Parlament. Das Risiko, dass ein Abgeord-
neter seine Stimme beispielsweise wegen 
einer schlechten Internetverbindung nicht 
abgeben kann, bleibt auch in dieser Lösung 

bestehen. Die lettische Lösung ermöglicht 
es auch Gästen aus den Ministerien an den 
Parlamentssitzungen teilzunehmen.  l
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Parlement virtuel : Comment le Covid-19  
stimule l’utilisation de la technologie au 
sein du Parlement

Katrin Suter, cheffe de projet informatique / 
Gilles Gandini, responsable des applications 
informatiques, Services du Parlement de 
l’Assemblée fédérale

1. Contenu

En raison de la pandémie, la digitalisation 
des parlements a été discutée et partiel-
lement mise en œuvre dans de nombreux 
pays. Après une analyse des solutions po-
tentielles pour le Parlement suisse et des 
implications d’un parlement virtuel, nous 
nous intéresserons à ce qui se fait au-
delà des frontières suisses avec l’étude de 
l’Union interparlementaire. Nous aborde-
rons en dernière partie l’exemple-type du 
Parlement letton, entièrement digitalisé. 

2. Les défis d’un parlement 
virtuel en Suisse

Le 11 décembre 2020, le Parlement suisse 
a adopté une loi pour le vote à distance 
des membres du Conseil national atteints 
du COVID-19 ou en quarantaine. Quelques 
jours plus tard, les votes de la conseillère 
nationale Sophie Michaud Gigon (Verts/
VD), absente en raison d’une mise en qua-
rantaine, sont apparus simultanément à 
ceux de ses collègues présent-e-s dans la 
salle du Conseil national. Comment cela 
a-t-il été techniquement possible ? 
Mettre en place une session hybride a 
représenté un certain nombre de défis 
techniques  : Les votes des membres du 
Conseil national absents devaient obliga-
toirement s’afficher en même temps que 

BERN – 07.09.2020 – Session d’automne, salle du Conseil national. Photo © Béatrice Devènes
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ceux des membres présents dans la salle 
du Conseil national. En trois semaines 
seulement a été développée une applica-
tion web, dont le fonctionnement se base 
sur le système de vote physique prévalant 
au Conseil national. Cette solution était 
prête à être utilisée quelques jours avant 
l’introduction officielle de la nouvelle loi. 
La conseillère nationale a pu suivre les 
débats et voter depuis son bureau, mais 
pas intervenir. En effet, la loi Covid-19 
permet aux conseillers nationaux qui ne 
peuvent être présents en raison du Co-
vid-19 de voter à distance, mais pas de 
participer aux débats. Cela serait techni-
quement possible  : par exemple, la vidéo 
ou une photo du ou de la parlementaire 
pourrait être projetée sur un écran dans la 
salle du Conseil national. 
On pourrait même aller plus loin et per-
mettre à des député-e-s de se déplacer 
dans les couloirs en utilisant un robot de 
téléprésence muni d’une caméra et d’un 

microphone. Ils participeraient ainsi à la 
session via le robot et seraient en mesure 
d’interagir avec leurs collègues. 
Grâce à des casques de réalité virtuelle 
(RV), les parlementaires pourraient perce-
voir l’espace de la salle du Conseil national 
comme s’ils y étaient. Cela pourrait susciter 
l’impression d’être présent-e dans la salle 
du Conseil national tout en votant avec les 
autres parlementaires. Les casques VR si-
mulent l’environnement à travers deux len-
tilles pour les yeux et permettent de regar-
der à 360 degrés.
Il y a cependant des limites juridiques et 
politiques aux développements technolo-
giques dans ce domaine. Par exemple, le 
Parlement suisse a décidé de n’autoriser 
que le vote à distance lié à Covid-19 au 
Conseil national, mais pas la participation 
virtuelle aux débats. 
Le Parlement suisse est unique dans son 
fonctionnement et ne peut être comparé 
aux parlements étrangers que de manière 
limitée en ce qui concerne la virtualisation. 
Malgré l’introduction du vote à distance 
pour les conseillers nationaux absents en 
raison de Covid-19, la virtualisation com-
plète du Parlement suisse est difficile à 
imaginer à l’heure actuelle. Il y a de nom-
breuses raisons à cela  : Plusieurs dispo-
sitions constitutionnelles supposent une 
réunion physique de l’Assemblée fédérale. 
Cela signifie qu’un parlement virtuel né-
cessiterait très probablement une révision 
de la Constitution fédérale. 
Outre l’absence actuelle de base juridique 
pour un parlement totalement virtuel, le 
fonctionnement du parlement suisse est 
basé sur le principe du « rassemblement ». 
Les décisions ne sont pas prises méca-
niquement, mais sont le résultat de pro-
cessus décisionnels, de discussions et de 
négociations dans le cadre d’échanges di-
rects entre les membres des conseils. Dans 
certains cas, les décisions de l’Assemblée 
fédérale suisse peuvent être prises à court 
terme et même seulement pendant le dé-
bat en plénière avec des alliances ad hoc 

Exemple : robot de téléprésence de Dortsein.ch
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en constante évolution, ce qui conduit à 
des résultats de vote surprenants. 
 En raison de la pandémie, les services par-
lementaires ont mis en place un groupe de 
travail sur le thème du « parlement virtuel » 
pour examiner les implications d’un « par-
lement virtuel ». Celui-ci tient compte des 
particularités du parlementarisme suisse 
dans les solutions.
Il serait nécessaire de veiller à ce que les 
sessions puissent être traduites simulta-
nément. Des solutions spéciales avec plu-
sieurs canaux audio ont été analysées pour 
les interprètes, qui pourraient être utili-
sées dans le cas d’une session virtuelle.
Les sessions sont actuellement diffusées 
en direct. Cela devrait également être pos-
sible dans le cas d’une session virtuelle 
afin de garantir l’exigence de publicité des 
débats des conseils. 
Il faudrait une solution pour intégrer nu-
mériquement Verbalix, le système d’enre-
gistrement sonore, de traitement de texte 
et de publication des procès-verbaux des 
sessions. Les services parlementaires ont 
examiné différentes solutions afin que les 
procès-verbaux des séances plénières et 
de commissions puissent également être 
rédigés à distance et simultanément.
Les sessions secrètes, les élections se-
crètes et les votes secrets ne pourraient 
pas avoir lieu virtuellement, car aucune 
des solutions technologiques analysées 
jusqu’à présent ne répond aux exigences 
du niveau de confidentialité « secret ». 
La participation au vote est contrôlée par 
le système actuel de vote à distance. Il fau-
drait pouvoir contrôler l’accès à une ses-
sion en ligne afin que seuls les membres 
autorisés du Parlement puissent prendre la 
parole. Il faudrait pouvoir également inviter 
des conseillers fédéraux et des membres 
de l’administration fédérale à s’exprimer 
sur des questions spécifiques. 
Toute l’organisation et le fonctionnement 
de la session devraient être traités numé-
riquement. Les interventions parlemen-
taires devraient pouvoir être introduites et 

partagées numériquement avec tous les 
participants. 
Il serait nécessaire d’orchestrer des dé-
bats en ligne et l’organisation des de-
mandes d’intervention des membres du 
Conseil, y compris les questions. Il devrait 
être possible de garantir les droits procé-
duraux des membres des conseils et du 
Présidium. 
Du point de vue de la sécurité, les risques 
dans le cas d’une réunion virtuelle de-
vraient être minimisés, tels que les at-
taques de pirates ou les interruptions de la 
connexion Internet, si une solution basée 
sur Internet était utilisée.
Les implications susmentionnées d’un 
parlement virtuel ne sont pas exhaustives 
et font ressortir les nombreux défis qu’un 
parlement entièrement virtuel en Suisse 
représenterait d’un point de vue juridique, 
politique, organisationnel et technique. 

3. Application : Vote à distance 
au Parlement suisse 

Les deux conseils ont approuvé l’utilisation 
du vote à distance pour les conseillers na-
tionaux absents en raison du Covid-19 au 
cours de la deuxième semaine de la session 
d’hiver 2020. Deux membres du Conseil na-
tional ont pu ainsi participer aux votes lors 
de la troisième semaine de la session. 
L’application utilisée pour le vote a été 
conçue comme une extension du logiciel 
utilisé au Conseil national et au Conseil des 
États. La communication entre le système 
de vote électronique du Conseil national et 
l’application se fait par le biais d’une inter-
face de service web. Grâce à cette inter-
face, l’application fournit en temps réel les 
votes à distance au logiciel dans la salle du 
Conseil national. 
L’application nécessite une authentifica-
tion sécurisée du député absent, afin de 
garantir que seuls les membres autorisés 
du Conseil national qui ne peuvent être 
présents en raison de la quarantaine ou de 
l’isolement de Covid-19 puissent voter vir-
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tuellement. Pour pouvoir voter à distance, 
il faut que l’inscription officielle ait été 
faite au secrétariat du Conseil la veille au 
soir et que le membre du Conseil ne puisse 
pas physiquement assister à la session sur 
prescription médicale et en raison du Co-
vid-19. Le vote à distance est ensuite activé 
par les services parlementaires, pour une 
période limitée dans le temps. Sans cette 
activation du vote à distance, les membres 
du Conseil national ne peuvent pas voter 
en dehors de la salle du Conseil national. 
Les boutons de vote physiques sont désac-
tivés dans la salle du Conseil national afin 
de garantir que le vote des parlementaires 
absents ne soit émis qu’une seule fois vir-
tuellement, et d’éviter que le bouton de 
vote soit activé sur place en même temps. 
Tous les parlementaires reçoivent un rap-
pel par SMS cinq minutes avant le vote. 
Lorsque le président du Conseil national 
demande un vote, le ou la députée absente 
voit s’afficher les boutons de vote (Oui, 
Non, Abstention), ainsi que le numéro et 
le nom de l’objet. Le résultat final est en-
suite affiché pendant quelques secondes 
et le vote du membre du Conseil national 
absent s’affiche sur l’écran selon la dispo-
sition des sièges dans la salle.

Photo : vue d’ensemble des votes dans la salle 
du Conseil national 

La loi sur la Vote à distance pour les 
membres du Conseil national empêchés 
dans le cadre de la crise du Covid-19 sti-
pule que les votes des membres du Conseil 
absents ne seront pas répétés en raison de 
problèmes techniques. Le ou la parlemen-
taire doit s’assurer qu’il ou elle dispose 

d’une connexion internet stable afin de 
participer aux votes. 

4. Parlements virtuels dans  
le monde entier

L’Union interparlementaire (UIP) a mené 
des enquêtes auprès des parlements du 
monde entier en 2020 sur les mesures 
liées au Covid-19. L’UIP a identifié quatre 
facteurs principaux dans la transition d’un 
parlement traditionnel vers des modèles à 
distance ou hybrides : Il s’agit de la révision 
et du changement législatif, du travail à 
distance et des considérations relatives à 
la participation, des conditions pour sou-
tenir une participation à distance efficace 
des parlementaires et, enfin, des considé-
rations liées au soutien des solutions tech-
nologiques numériques. 

4.1. Exigences et procédures 
 juridiques

Les parlements doivent identifier en amont 
les obstacles juridiques et procéduraux qui 
s’opposent à un fonctionnement unique-
ment on line, ou hybride. Les constitutions, 
législations ou règlements de nombreux 
systèmes parlementaires définissent que 
les parlementaires doivent se réunir «  en 
personne  » et que les décisions doivent 
être ratifiées par un vote des membres 
« présents ». De nombreux parlements ont 
revu leur cadre statutaire et y ont joint des 
amendements, comme ceux de l’Afrique 
du Sud, du Brésil, de l’Espagne, de la Fin-
lande et de la Lettonie. La Chambre des 
représentants de Nouvelle-Zélande et la 
Chambre des communes du Royaume-Uni 
ont formellement modifié le règlement in-
térieur du Parlement pour permettre les 
réunions à distance.

4.2. Disponibilité du personnel  
et des conseillers

Selon l’UIP, les règles de santé publique 
liées à la pandémie, ainsi que les règles 
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de distanciation sociale au sein des par-
lements, sont susceptibles d’affecter la 
disponibilité du personnel. De nombreux 
parlements signalent que le personnel tra-
vaille à distance dans la mesure du pos-
sible et que seuls certains membres du 
personnel sont autorisés à travailler dans 
les bâtiments du parlement. 
Selon les évaluations de l’UIP, le travail à 
distance nécessite un accès sécurisé aux 
différents systèmes utilisés par les parle-
ments. Il semble que ceux qui ont investi 
dans l’accès à distance et les solutions ba-
sées sur le cloud avant la pandémie ont un 
avantage à cet égard. 

4.3. Modalités de travail
Les députés doivent avoir accès à une 
connexion internet suffisamment fiable et 
rapide, ce qui peut être difficile dans les 
zones rurales ou éloignées. 
Pour de nombreux députés, les nouvelles 
solutions technologiques et méthodes 
de travail nécessitent une formation. Au 
Royaume-Uni, les députés ont reçu des 
conseils quant au lieu et à la configuration 
appropriés à la visioconférence, y compris 
l’éclairage et les arrière-plans. Le vote est 
l’un des plus grands défis des séances à 
distance ou hybride, mais les parlements 
doivent également se pencher sur les 
questions de distribution des documents, 
de traitement des amendements, de ges-
tion des dossiers et la manière de garantir 
que l’ouverture et la transparence ne sont 
pas compromises.

4.4. Technologie
Zoom et Microsoft Teams sont les solutions 
utilisées par la plupart des parlements 
pour les réunions plénières, de commis-
sions et internes. D’autres outils de vi-
sioconférence sont Cisco WebEx, Google, 
Jitsi et Kudo. Cette dernière est particu-
lièrement adaptée aux réunions multilin-
gues, car différents canaux linguistiques 
peuvent être ajoutés. Kudo offre égale-

ment une plateforme spécifique qui peut 
être utilisée pendant une séance par les 
traducteurs internes. Microsoft a annoncé 
une possible intégration de Kudo dans Mi-
crosoft Teams, offrant ainsi de multiples 
canaux linguistiques pour les réunions en 
ligne.
Tous ces outils comportent un certain 
risque de sécurité et il est donc important 
de réfléchir à la manière dont ils devraient 
être mis en œuvre : s’ils devraient être hé-
bergés dans un « cloud » public (meilleur 
marché) ou en tant qu’installation privée 
(coût plus élevé) et comment l’accès de-
vrait être autorisé pour les participants 
(par exemple, en le limitant à certains do-
maines de messagerie, etc.) Sans oublier 
les coûts des licences et les exigences en 
matière de support technique  – surtout 
s’il y a un grand nombre d’utilisateurs. La 
manière dont l’outil de vidéoconférence 
s’intègre aux différents systèmes péri-
phériques existants est également impor-
tante.
Selon les analyses menées jusqu’ici, la 
plus grande menace pour la sécurité des 
vidéoconférences est le partage par inad-
vertance des données de réunion et des 
mots de passe via les médias sociaux. 
D’autres préoccupations exprimées par les 
parlements portent sur la juridiction légale 
dans laquelle les données sont stockées 
(même temporairement) et sur la manière 
dont cela affecte les lois sur la protection 
des données.
En plus de débattre, les député-e-s 
doivent également pouvoir recevoir les do-
cuments en temps utile et voter. Certains 
parlements, dont le Brésil, l’Espagne, le 
Royaume-Uni et la Zambie, ont développé 
pour leur parlement des applications qui 
incluent une fonction de vote. La Lettonie 
a récemment mis en place un système 
d’e-parlement sécurisé qui lui permet de 
fonctionner de manière totalement vir-
tuelle. Les petits parlements s’appuient 
sur les solutions de vote et d’élection of-
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fertes par les produits de vidéoconférence 
disponibles sur le marché.
Selon l’UIP, une bonne pratique consiste à 
séparer la plateforme de vidéoconférence 
de la technologie utilisée pour le vote, 
lorsque cela est possible.

5. Résultats de l’étude de l’Union 
Interparlementaire (UIP)

Au cours du premier semestre 2020, des ré-
unions virtuelles et hybrides ont été orga-
nisées dans les parlements du monde en-
tier. Selon l’analyse préliminaire de l’Union 

interparlementaire, 47 % des réunions des 
commissions et 17 % des réunions plénière 
se sont déroulées en ligne dans les 64 par-
lements étudiés. Les résultats indiquent 
également qu’en raison de la pandémie, le 
nombre de réunions dans les commissions 
ainsi que les séances plénières ont proba-
blement été réduits au cours du premier 
semestre 2020. Peu de réunions ont eu lieu 
sur place.
Selon les analyses détaillées de l’UIP, 116 
parlements interrogés ont déclaré qu’en 
2020, seuls 5 % des sessions parlemen-

Réponses parlementaires à la pandémie (Source : Union interparlementaire. Analyse préliminaire des 
données collectées en juin 2020 ; n=64) 

Des réunions hybrides et entièrement virtuelles (Source : Union interparlementaire. Analyse prélimi-
naire des données collectées en janvier 2021 ; n=116).
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taires se sont tenues entièrement virtuel-
lement et 28 % des sessions ont été hy-
brides. En comparaison, les réunions de 
comités ont été plus nombreuses à être 
virtuelles (30 %) et hybrides (35 %). 
Des tendances peuvent être identifiées 
dans l’utilisation des solutions de vi-
sioconférence standard  : En 2020, par 
exemple, les outils standard Zoom, Webex 
ainsi que Microsoft Teams ont été utilisés 
en particulier pour les réunions des com-
missions virtuelles et les sessions parle-
mentaires. 
L’UIP devrait publier un rapport complet sur 
les mesures technologiques liées au Covid 
en 2020 dans les parlements du monde en-
tier au cours du deuxième trimestre 2021.

6. Lettonie : Le Parlement  
est virtualisé 

Le Parlement letton, la Saeima, travaillait 
déjà en mode virtuel ad-hoc au printemps 
2020 et le 26 mai, la première session en-

Plateformes de vidéoconférence (Source : Union interparlementaire. Analyse préliminaire des données 
collectées en janvier 2021 ; n=52/74)

tièrement virtuelle a eu lieu grâce à l’outil 
technologique appelé e-Saeima.1

Le Saeima a été l’un des premiers parle-
ments au monde à se réunir virtuellement 
en 2020. Ceci a été rendu possible grâce 
à un outil spécialement développé pour le 
vote en ligne et la participation aux débats. 
Au début, les députés étaient séparés dans 
différentes pièces du complexe parlemen-
taire, en maintenant une distance sociale, 
jusqu’à ce que le nouvel outil soit introduit. 
Les travaux du Parlement letton sont ac-
cessibles au public sur le site internet du 
Parlement, sur Facebook et sur les médias 
sociaux et sont diffusés en temps réel. 
Les députés peuvent se connecter à l’envi-
ronnement e-Saeima via un site web dédié 
en utilisant un outil d’authentification sé-
curisé – la signature électronique. 
Ce nouvel outil est une solution informa-
tique unique conçue spécifiquement pour 

1 https://eng.lsm.lv/article/politics/saeima/latv 
ias-online-e-parliament-goes-live.a361355/
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répondre aux besoins de la Saeima. L’appli-
cation web fournit les principales fonction-
nalités des sessions parlementaires  – un 
moyen pour les députés de débattre on line 
dans un système sécurisé et de voter sur 
les sujets à l’ordre du jour en temps réel et 
dans le même outil. Les résultats des votes 
sont affichés de manière transparente et 
partagés avec le public. Le système repro-
duit également la disposition des sièges au 
Parlement letton. Le risque qu’un député 
ne puisse pas voter en raison par exemple 
d’une mauvaise connexion Internet, de-
meure avec cette solution. La solution 
lettone permet aux invités des ministères 
d’assister également aux sessions parle-
mentaires.  l
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Schlusspunkt: Nicht ganz so einfach,  
wie es auf den ersten Blick erscheint

Ruedi Lustenberger, Präsident SGP,  
alt Nationalratspräsident

Als am 15. März 2020 die Büros der eidg. 
Räte entschieden hatten, die letzte Woche 
der Frühjahrssession Corona bedingt aus-
zulassen, waren sie sich ihrer Konsequen-
zen wohl nicht vollumfänglich bewusst.  
Zum einen hat sich der schweizerische 
Gesetzgeber damals temporär selber aus 
dem Spiel genommen und dem Bundesrat 
die alleinige Bewältigung der Krise über-
tragen. Die Gewaltenteilung war kurzfris-
tig nicht mehr im vollen Umfang gewähr-
leistet. Zum anderen waren sich die Büros 
damals auch nicht voll bewusst, dass sich 
daraus neue Fragen stellten, wie z.B. die 
Einführung einer Remotesitzung. 
Inzwischen hat sich die Gewaltentei-
lung wieder eingependelt, das Parlament 
nimmt seine Funktion wieder wahr wie 
vor Corona. Bleibt also noch die Frage der 
Stimmabgabe von zu Hause aus. Sollen 
die Mitglieder der Bundesversammlung 
virtuell an den Sitzungen teilnehmen kön-
nen? Diese Frage war bis vor einem Jahr 
nicht wesentlich. Corona hat sie nun auf 
den Tisch des Parlamentes gebracht. So-
wohl die Bundesverfassung als auch das 
Parlamentsgesetz äussern sich nicht im 
Detail zu dieser Angelegenheit. Die Bun-
desverfassung spricht von «versammeln», 
was bis anhin ausschliesslich als physi-
sche Präsenz zur Abgabe der Stimme und 
auch zur Meinungsäusserung verstanden 
wurde. Nun hat sich auf Grund der Pande-
mie die Frage gestellt, ob allenfalls auch 
eine virtuelle Teilnahme an den Sitzungen 
ins Auge gefasst werden könnte. Ganz so 
einfach ist diese nicht zu beantworten. 
Die Vor- und Nachteile, welche sich dar-

aus ergeben, werden in diesem Heft sehr 
gut analysiert.
In meiner 16-jährigen Tätigkeit als Natio-
nalrat habe ich den Gedankenaustausch 
mit meinen Ratskolleginnen und -kollegen 
während der Sitzungen und auch vor- und 
nachher intensiv gepflegt. So verging kaum 
ein Abend, an dem ich mich nicht mit Kol-
legInnen verabredet oder zusammen mit 
ihnen einen Informationsanlass besucht 
habe. Dabei kamen unwillkürlich die ver-
schiedensten Themen zu Sprache, aber 
auch Persönliches und Privates wurde im 
kleinen Kreis diskutiert. Das passierte je-
weils fraktionsübergreifend, von links bis 
rechts waren Ratsmitglieder anwesend. 
Diese informellen Gespräche sind wichtig 
zur eigenen Meinungsbildung und haben 
vielfach auch den Zweck, Mehrheiten im 
Rat auszuloten. Zudem lernt man einander 
besser kennen, es entstehen Vertrauens-
verhältnisse. Gerade diese sind in einem 
Parlament nicht zu unterschätzen. Wenn 
nun das virtuelle Parlament eingeführt 
würde, fielen diese Möglichkeiten des 
Zusammenseins weitgehend weg. Das 
würde ich zu ausserordentlich bedau-
ern. Auch kann man zum Vornherein nicht 
aus schlies sen, dass bei der Einführung 
der elektronischen Stimmabgabe von zu 
Hause zwar nur ein minimes, aber dennoch 
ein Missbrauchspotenzial vorhanden wäre. 
Deshalb aber die ganze Übung abzubre-
chen, wäre der Sache nicht dienlich. Sie 
käme früher oder später wieder auf den 
Tisch, denn die Technik steht gerade in die-
sem Bereich bekanntlich nicht still. Des-
halb muss gut überlegt werden, ob künftig 
in ganz wenigen, speziellen Ausnahme-
fällen das Abstimmen von zu Hause mög-
lich gemacht werden sollte. Es dient dem 
Parlament und dem Parlamentarier, und 
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schliesslich auch dem Volk. Davon ausge-
nommen wäre vermutlich die Teilnahme an 
Wahlen, denn diese Stimmabgabe müssten 
in jedem Fall geheim bleiben.
Summa summarum wurde im Eidg. Parla-
ment eine Diskussion eröffnet, die ohne 
Covid-19 so (noch) nicht stattgefunden 
hätte. Wir sind gespannt auf die Beratun-
gen und Entscheide der Räte.  l
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Gilt die Einheit der Materie auch für die 
 Bundesgesetzgebung?

Andrea Caroni, Ständerat, Rechtsanwalt  
und Lehrbeauftragter*

1. Ausganslage

Am 3. Juni 2020 fällte der Ständerat einen 
staatspolitisch bedeutsamen Entscheid: 
Er verwarf mit 28:11 Stimmen eine par-
lamentarische Initiative von Ständerat 
Thomas Minder1, die das Erfordernis der 
«Einheit der Materie» auch für Bundesge-
setze verbindlich im Parlamentsgesetz2 
vorschreiben wollte. 
Das Erfordernis der «Einheit der Mate-
rie» verlangt, dass «zwischen den einzel-
nen Teilen einer [Vorlage] ein sachlicher 
Zusammenhang besteht» (Art.  75 Abs.  2 
BPR)3. Im Umkehrschluss darf die entspre-
chende Vorlage nicht mehrere Teile umfas-
sen, zwischen denen kein sachlicher Zu-
sammenhang besteht.
Auf Bundesebene schreibt die Bundes-
verfassung die «Einheit der Materie» für 
Teilrevisionen der Verfassung ausdrücklich 
vor, und zwar sowohl für Volksinitiativen 
(Art. 139 Abs. 3 BV4) als auch für Behörden-
vorlagen (Art. 194 Abs. 2 BV).

* Andrea Caroni, Dr. iur., MPA (Harvard), Rechtsan-
walt und öffentliche Urkundsperson, Präsident der 
Staatspolitischen Kommission des Ständerates und 
Lehrbeauftragter an der Universität St. Gallen, Heri-
sau.
1 Pa.Iv. Minder 18.436 («Erlasse der Bundesver-
sammlung. Wahrung der Einheit der Materie») vom 
15. Juni 2018.
2 Bundesegesetz über die Bundesversammlung 
vom 13. Dezember 2002 (Parlamentsgesetz, ParlG; 
SR 161.10).
3 Bundesgesetz über die politischen Rechte vom 
17. Dezember 1976 (BPR; SR 161.1).
4 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft vom 20. April 1999 (BV; SR 101).

Seit Einführung dieser Bestimmung im 
Jahre 18915 blieb aber unklar, inwiefern 
dieses Kriterium auch für weitere Vorla-
gen  – namentlich für Bundesgesetze  – 
verbindlich gelten solle. Die Verfassung 
schreibt dies nicht ausdrücklich vor. Auch 
die Bundesgesetzgebung selber kennt kein 
solches Erfordernis – die einzige (oben zi-
tierte) Erwähnung bezieht sich einzig auf 
die Volksinitiative.
Dieser Beitrag zeichnet den Weg dieser De-
batte nach. Der Fokus liegt dabei auf dem 
erwähnten Entscheid des Ständerates, 
seiner Gründe und seiner Bedeutung. Da-
bei geht es weniger um die Frage, ob das 
Kriterium allenfalls – wie viele andere Kri-
terien – aus Gründen der Zweckmässigkeit 
nach freiem Ermessen berücksichtigt wer-
den kann, sondern um die rechtliche Frage, 
ob es ein rechtlich zwingend zu respektie-
rendes Kriterium ist.

2. Die Entwicklung bis 20186

Von 1891 bis nach dem Zweiten Weltkrieg 
war die Anwendung des Kriteriums der 
«Einheit der Materie» auf die (Bundes-) 
Gesetzgebung kein Thema.
Das Bundesgericht hat das Erfordernis 
gestützt auf politische Grundrechte 1964 
auf kantonale Referendumsvorlagen und 
damit namentlich auch auf kantonale Ge-
setze ausgedehnt7. Seither hat es diese 

5 Botschaft betreffend die eidgenössische Volks-
abstimmung vom 5. Juli 1891 vom 21. Juli 1891, BBL 
1891 IV 1–10.
6 Vgl. zur ausführlich zur Geschichte der «Einheit 
der Materie» andreas KLey, Die Einheit der Materie 
bei Bundesgesetzen und der Stein der Weisen, ZBl 
1/2019, S.  3–27; patriCia eGLi, Die Einheit der Mate-
rie bei kantonalen Gesetzesvorlagen, ZBl 107/2006, 
S. 397–415.
7 BGE 90 I 69, 79.
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Praxis bestätigt8. Allerdings hatte das Bun-
desgericht – aufgrund des Anwendungsge-
bots gemäss Art. 190 BV – nie die Frage zu 
beurteilen, wie es sich mit dem Bundesge-
setzgeber verhält.
Der Bundesrat nahm ab 1967 den Ball des 
Bundesgerichtes auf und begann, gewisse 
weit gespannte Gesetzesvorlagen mit der 
Erklärung zu begleiten, die «Einheit der 
Materie» sei gewahrt. Der aktuelle Gesetz-
gebungsleitfaden des Bundesamtes für 
Justiz sieht – verbindlicher als die Erstauf-
lage von 19959 – vor, dass vorzubereitende 
Erlasse die «Einheit der Materie» zu ach-
ten hätten und stützt sich dabei – wie das 
Bundesgericht – auf den seit 1999 kodifi-
zierten Art. 34 BV10. Auch in offiziellen öf-
fentlichen Verlautbarungen geht der Bun-
desrat hiervon aus11.
Die Bundesversammlung hat 1977 und bis-
lang letztmals 1995 zwei Volksinitiativen 
wegen Verstoss gegen das Erfordernis für 
ungültig erklärt12 (und im Jahre 1955 wa-
ren sich die beiden Räten bei einer Volks-
initiative hierüber nicht einig13). In anderen 

8 Zuletzt BGE 137 I 200 E. 2.2.
9 Dort wird zwar verwaltungsintern angeordnet, es 
sei zu beachten, dass ein Erlass nur eine Materie re-
geln soll. Zur Rechtsgrundlage wird aber einleitend 
festgehalten: «Im Gegensatz zu den Initiativkomitees 
einer Volksinitiative, die zur Einhaltung der Einheit 
der Materie verpflichtet sind (…), hat der Gesetz-
geber freiere Hand (…). Zu beachten ist aber, dass 
solche Zusammenfassungen nicht willkürlich, d.h. 
nach völlig sachfremden Kriterien und gegen klare 
Sachzusammenhänge vorgenommen werden» (Bun-
desaMt für Justiz, Gesetzgebungsleitfaden, 1. A. 1995, 
Ziff.  11.2.). Danach wird der Gesetzgeber rechtlich 
nicht durch die «Einheit der Materie», sondern einzig 
durch das Willkürverbot (Art. 9 BV) eingeschränkt.
10 BundesaMt für Justiz, Gesetzgebungsleitfaden, 
4. A. 2019, Rz 597.
11 Vgl. z.B. die bundesrätliche Antwort auf die Inter-
pellation Engelberger 97.3112 («4. IV-Revision») vom 
13. August 1997, Ziff. 1: «Zwar gilt der Grundsatz der 
Einheit der Materie auch für den Gesetzgeber. (…)».
12 Bundesbeschluss über die Volksinitiative «gegen 
Teuerung und Inflation» vom 16. Dezember 1977, BBl 
1977 III 319 sowie Bundesbeschluss über die Volks-
initiative «Für weniger Militärausgaben und mehr 
Friedenspolitik» vom 20. Juni 1995, BBl 1995 III 570.
13 Vgl. Bundesbeschluss über die Volksinitiative 
«Vorübergehende Herabsetzung der militärischen 

Fällen hat es das Kriterium zwar noch dis-
kutiert, aber nie mehr eine Volksinitiative 
deswegen für ungültig erklärt. Für seine 
eigene Gesetzgebung musste das Bundes-
parlament die Frage formell bis zur parla-
mentarischen Initiative von 2018 noch nie14 
beantworten. Allerdings debattierte es den 
Grundsatz mehrfach, so zuletzt 2015 im 
Rahmen einer Diskussion zur Reform der 
Volksinitiative15 und 2018 anlässlich des 
Bundesgesetzes über die Steuerreform 
und die AHV-Finanzierung (STAF)16.
In der Lehre hatte GiaCoMetti schon früh ge-
fordert, das Kriterium umfassend gelten 
zu lassen. Der grösste Teil der Lehre ist 
ihm seither und bis heute gefolgt, wobei es 
abweichende Stimmen gab und gibt, so au-
Bert, GriseL, hurst und namentlich KLey.
Lehre und Gerichtspraxis haben sodann 
zahlreiche Kriterien entwickelt, an denen 
sich die «Einheit der Materie» messen 
lassen soll, was aber nichts daran ändert, 
dass das Kriterium stets äusserst vage 
blieb, oder in den Worten des Bundesge-
richts: «Die Einheit der der Materie ist ein 
relativer Begriff, der in Abhängigkeit von 
den konkreten Umständen beurteilt werden 
muss»17.

Ausgaben (Rüstungspause)» vom 15. Dezember 
1955, BBl 1955 II 1463 und namentlich AB 1955 
S. 157-173, S. 174–187 und N 436–480).
14 Zumindest finden sich in der Geschäftsdaten-
bank Curia Vista, welche Vorstösse und parlamenta-
rische Initiativen seit 1995 suchbar darstellt, keine 
solchen Geschäfte. Den Parlamentsdiensten sind 
auch darüber hinaus keine bekannt.
15 Bericht der SPK-S «Anforderungen an die Gül-
tigkeit von Volksinitiativen. Prüfung des Reformbe-
darfs» vom 20. August 2015, BBl 2015 7099, in des-
sen Ziff. 4.2.1 en passant vorausgesetzt wurde, dass 
der Grundsatz auch für den Gesetzgeber gelte.
16 Bundesetz über die Steuerreform und die AHV-
Finanzierung vom 28. September 2018 (STAF), vgl. 
dazu AB 2018 S. 438  ff. und N  1260  ff., wobei das 
Kriterium für den Gesetzgeber kontrovers diskutiert 
wurde.
17 BGE 130 I 185 E. 3.2.
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3. Die parlamentarische Initiative 
Minder vom 15. Juni 2018

3.1. Hintergrund und Inhalt
Nur Tage nach der ersten ständerätlichen 
Debatte zur STAF vom 7. Juni 2018 reichte 
Ständerat Thomas Minder am 15. Juni 2018 
seine parlamentarische Initiative 18.436 
(«Erlasse der Bundesversammlung. Wah-
rung der Einheit der Materie») ein.
Die parlamentarische Initiative erfolgte als 
ausformulierter Entwurf und wollte das 
Parlamentsgesetz in Artikel 22 (Gesetzge-
bung) um einen neuen Absatz 5 wie folgt 
ergänzen: «Erlasse, die dem Referendum 
unterstehen, müssen die Einheit der Mate-
rie wahren. Sie ist gewahrt, wenn zwischen 
den einzelnen Teilen eines Erlasses ein 
sachlicher Zusammenhang besteht.»

3.2. Behandlung in den 
 Kommis sionen18

Die Staatspolitische Kommission des 
Ständerates (SPK-S) beriet die parlamen-
tarische Initiative am 11. Oktober 2018 vor 
und gab ihr mit 6:4 Stimmen bei 2 Enthal-
tungen Folge.
Die Schwesterkommission des National-
rates (SPK-N) jedoch verweigerte diesem 
Beschluss am 16. August 2019 mit 13:10 
Stimmen bei 2 Enthaltungen die Zustim-
mung.
Am 18. Februar 2020 schloss sich die (nach 
den Gesamterneuerungswahlen neu zu-
sammengesetzte) SPK-S dem Verdikt der 
SPK-N  an und empfahl ihrem Rat mit 8:3 
Stimmen bei 2 Enthaltungen, der parla-
mentarischen Initiative keine Folge zu ge-
ben. Hierzu veröffentlichte sie sodann ei-
nen Kommissionsbericht.

18 Vgl. zum Ganzen den Bericht der SPK-S zur Pa.Iv. 
18.436 vom 18. Februar 2020.

3.3. Entscheid des Ständerates  
vom 3. Juni 202019

3.3.1. Verlauf der Debatte

An sich hätte der Ständerat die parlamen-
tarische Initiative bereits in der Frühlings-
session 2020 beraten wollen, doch entfiel 
das Geschäft infolge Sessionsabbruchs 
wegen der Corona-Krise.
Am 3. Juni 2020 war es dann soweit: Erst-
mals in der bekannten Parlamentsge-
schichte musste ein Rat formell darüber 
entscheiden, ob das Erfordernis der «Ein-
heit der Materie» auch für den Bundes-
gesetzgeber verbindlich gelten solle oder 
nicht.
In der Debatte meldeten sich einzig zwei 
Redner zu Wort: Vorab der Schreibende als 
Berichterstatter der Kommissionsmehr-
heit, anschliessend der Initiant.
Bemerkenswert ist, dass niemand (auch 
nicht der Initiant als Kommissionsmitglied) 
in der vorberatenden SPK-S einen Minder-
heitsantrag auf Folgegeben gestellt hatte 
und niemand (wiederum auch nicht der Ini-
tiant) im Rat sodann einen entsprechenden 
Einzelantrag. Es sah somit danach aus, als 
würde die parlamentarische Initiative un-
geachtet der kommenden Debatte ohne 
Gegenantrag abgelehnt.

3.3.2. Die Pro-Argumente

Das historische Argument für die «Einheit 
der Materie» war die Abgrenzung zwi-
schen Teil- und Totalrevision der Bundes-
verfassung, später kam der Schutz der 
Entscheidfreiheit der Unterzeichnenden 
von Volksinitiativen hinzu. Erst die Ausdeh-
nung des zweiteren Arguments zum Schutz 
der Entscheidfreiheit der Abstimmenden 
ermöglichte die Ausdehnung des Erforder-
nisses auf andere Vorlagen als nur Volksin-
itiativen, namentlich auf Gesetze.
In einer Linie mit Bundesgericht, Bundes-
rat und herrschender Lehre fokussierte 

19 Vgl. hierzu die Voten SR Minder und SR Caroni, AB 
2020 S. 338 f.
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sich der Initiant auf dieses (historisch 
jüngste) Argument: Die Stimmberechtigten 
sollen davor bewahrt werden, sich mit ei-
ner Entscheidung zu verschiedenen Punk-
ten äussern zu müssen, die keinen sach-
lichen Zusammenhang aufwiesen. Dabei 
verwies er wiederum auf die Garantie der 
politischen Rechte (Art. 34 BV).
Dadurch würden gemäss Initiant «Kuh-
händel» vermieden, ohne jedoch die Kom-
promissfähigkeit des Parlaments zu be-
schränken, denn dieses könne durchaus 
Kompromisse suchen, aber mittels Auftei-
lung der entsprechenden Vorlage eine se-
parate Stimmabgabe ermöglichen.
Schliesslich würde gemäss Initiant mit 
der entsprechenden Gesetzesänderung 
die Gleichbehandlung zwischen Initiativ-
komitees sowie Gemeinde- und Kantons-
parlamenten einerseits und der Bundes-
versammlung andererseits sichergestellt. 
Ohne dieses Erfordernis wäre letztere pri-
vilegiert bzw. die Stimmberechtigten be-
nachteiligt.

3.3.3. Die Contra-Argumente20

Der Berichterstatter der Kommission legte 
in Einklang mit dem schriftlichen Kommis-
sionsbericht folgende Argumente dar:
Erstens verlange die Bundesverfassung 
die «Einheit der Materie» wie erwähnt 
ausdrücklich nur für Teilrevisionen der Ver-
fassung. Der Verfassungsgeber habe die 
Regel nicht auch für den Gesetzgeber vor-
geschrieben.
Zweitens gäbe es für diese Zurückhaltung 
eine inhaltliche Begründung: Der histori-
sche Verfassungsgeber habe verhindern 
wollen, dass das strenge Verfahren der 
Totalrevision durch ein Paket von Teilrevisi-
onen unterlaufen würde. Erst später habe 
man die «Einheit der Materie» auch als 
Argument entdeckt, um inhaltlich unlieb-
same Volksinitiativen in Frage zu stellen.

20 Zusammengefasst bei andrea Caroni, Einheit der 
Materie – ein Nachruf, NZZ vom 17.8.2020.

Drittens sei das Kriterium für den Gesetz-
geber jedenfalls weniger angebracht als 
bei einer Volksinitiative. Bei einer Volksini-
tiative definiere ein kleines Initiativkomitee 
einen pfannenfertigen Text, der anschlies-
send unveränderbar sei, was Leitplanken 
eher rechtfertige. Ganz anders im Parla-
ment: Dort suchten 246 Volksvertreter in 
einem aufwändigen Prozess zu einer aus-
gewogenen Lösung, wofür sie Spielraum 
zum Kompromiss benötigten. Hierzu lohnt 
ein genauer Blick aufs Gesetzgebungsver-
fahren: Die Parlamentarier können – in Ver-
tretung des Volkes – in der Detailberatung 
(vgl. Art. 74 Abs. 2 ParlG) sehr wohl zu je-
dem einzelnen Punkt gesondert ihren Wil-
len ausdrücken. Erst in der Gesamt- bzw. 
Schlussabstimmung (Art.  74 Abs.  4 und 
Art.  81 ParlG) müssen sie dann zum Gan-
zen Ja oder Nein sagen, und ihnen gleich in 
einem Referendum die Stimmberechtigten.
Viertens verfehle die «Einheit der Mate-
rie» ihr angebliches Ziel, nämlich die freie 
Willensäusserung der Stimmberechtigten: 
Zum einen können die Stimmberechtigten 
ihren freien Willen auch zu einem Paket 
äussern (mit allen Vor- und Nachteilen, wie 
bei allem im Leben). Zum andern könne 
man sich innerhalb ein- und derselben 
Materie in der Zwickmühle wiederfinden, 
weil man eine Massnahme will, aber eine 
andere nicht, dies umso mehr als das Kri-
terium ohnehin sehr vage gefasst sei.
Fünftens beschränke die «Einheit der 
Materie» die Abstimmungsfreiheit sogar: 
Sie verhindere nämlich die bedingte Ko-
operation («ich gebe, wenn Du gleichzeitig 
gibst»). Diese setzt eben voraus, dass der 
Entscheid verbindlich zusammen erfolgt. 
Eine solche Verbindung sei just bei der 
kritisierten STAF zentral gewesen, denn 
ohne diese Verbindung hätte man nicht 
beidseits verbindlich dem Paket mit Geben 
und Nehmen zustimmen können, sondern 
befürchten müssen, dass die andere Seite 
nur nehme.
Sechstens zeige die Praxis, dass das Kri-
terium äusserst unscharf sei: Wo ein po-
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litischer Wille sei, finde sich auch ein 
«sachlicher Zusammenhang» und umge-
kehrt. Dies macht das Kriterium zu einem 
In strument der Willkür. Das zeige sich ex-
emplarisch daran, dass der Initiant selber 
sich offenbar an der STAF gestört habe, 
nicht aber an der Ecopop-Initiative21, die 
mindestens so problematisch gewesen sei.
Siebtens hätte eine frühe Anwendung 
dieses Kriteriums just diejenigen Kodifi-
kationen verunmöglicht, auf die man am 
meisten Stolz sei: Das ZGB, das OR und das 
StGB. Auch dort fänden sich in einer Vor-
lage Themen, die keinen sachlichen Zusa-
menhang aufwiesen, beispielhaft im ZGB 
sowohl die Folgen der Vaterschaft wie der 
Grundpfandverschreibung, was man Eugen 
Huber nie angekreidet habe (wobei der In-
itiant in der Debatte darauf hinwies, dass 
das OR das Erfordernis nicht einhalte). Zu 
ergänzen ist, dass eine griffig angewandte 
«Einheit der Materie» nicht nur den Kom-
promiss im Allgemeinen sondern auch 
die Reform von Kodifikationen an sich er-
schweren würde.
Achtens liesse sich das Kriterium bei inter-
nationalen Verträgen (die als referendums-
pflichtige Erlasse auch erfasst worden 
wären) nicht anwenden: Dort würde der 
Kompromiss nicht im Parlament, sondern 
vorgelagert auf internationaler Ebene ge-
sucht. Das verunmögliche die Aufteilung 
einer Aufteilung für die Stimmberechtigten.

3.3.4. Der Entscheid

Obschon kein ausdrücklicher Antrag auf 
Folgegeben gestellt war, schritt der Rat 
anschliessend zur formellen Abstimmung. 
Dies im Einklang mit dem in der Praxis 
überwiegend beachteten Grundsatz, wo-
nach ein Initiant bzw. Motionär implizit 
den Antrag auf Folgegeben bzw. Annahme 
stellt.

21 Eidgenössische Volksinitiative «Stopp der 
Überbevölkerung  – zur Sicherung der natürlichen 
Lebensgrundlagen», vgl. zur «Einheit der Materie» 
Ziff. 1.3.1 der bundesrätlichen Botschaft (BBl 2013 
S. 8701 ff.).

In der Abstimmung gab der Ständerat der 
parlamentarischen Initiative sodann wie 
erwähnt mit 28:11 Stimmen keine Folge. 
Damit war das Geschäft definitiv erledigt. 

4. Bedeutung des Entscheids 
des Ständerates

Abschliessend stelt sich die entschei-
dende Frage, was dieser Beschluss des 
Ständerats nun für die Ausgangsfrage be-
deutet: Gilt das Erfordernis der «Einheit 
der Materie» für den Bundesgesetzgeber 
nun oder nicht? Die Frage ist weniger ba-
nal, wie sie scheinen mag.
Zunächst liegt der Schluss nahe, dass nach 
diesem ablehnenden Parlamentsentscheid 
klar sei, dass das Erfordernis nicht gilt.
Hierzu sind aber folgende möglichen Ein-
wände zu bedenken:
Erstens: Man könnte sich auf den Stand-
punkt stellen, dass der Ständerat die par-
lamentarische Initiative nicht ablehnte, 
weil er ihren Inhalt nicht begrüsste, son-
dern weil er die explizite Verankerung ei-
ner bereits geltenden Regel als überflüssig 
betrachtete. Für diese Interpretation gibt 
es aber weder aus den Kommissions- noch 
den Ratsdebatten Anhaltspunkte.
Zweitens: Über die Frage hat nur einer von 
zwei Räten entschieden. Immerhin war der 
Nationalrat mittels seiner Kommission in-
volviert (die sich zudem gleich aussprach 
wie der Ständerat). Für eine positive Ge-
setzgebung allerdings ist zwingend die 
Zustimmung beider Räte vorausgesetzt 
(Art.  156 Abs.  2 BV). Somit muss zumin-
dest festgehalten werden: Die Bundesver-
sammlung hat nicht eine Regel verabschie-
det des Inhalts: «Die Einheit der Materie 
muss in der Bundesgesetzgebung nicht ge-
wahrt werden».
Drittens: Wenn man annimmt, dass das 
Erfordernis für den Bundesgesetzgeber 
zwingend direkt aus Art.  34 BV ableitbar 
ist, könnte nicht einmal ein übereinstim-
mender Beschluss der Räte in obigem 
Sinne etwas daran ändern, denn das An-



Parlament, Parlement, Parlamento 1/21 – 24. Jahrgang, 24e année, 24° anno – April / Avril / Aprile

Wissenschaftlicher Beitrag – Contribution scientifique

61

wendungsgebot von Art. 190 BV gilt nur für 
die rechtsanwendenden, nicht die rechts-
setzenden Behörden wie den Gesetzgeber. 
Ob sich aber ein solches Erfordernis aus 
Art. 34 BV zwingend ergibt, ist aber just die 
Streitfrage. Klar ist, dass sich dies aus dem 
Wortlaut nicht ergibt. In historischer Hin-
sicht ist darauf zu verweisen, dass das Kri-
terium bedeutend älter ist als jenes Grund-
recht und auch einen anderen Zweck hatte. 
Systematisch ist darauf zu verweisen, dass 
die neue Bundesverfassung das Kriterium 
explizit sogar zweimal aufführt, aber aus-
drücklich nur für Teilrevisionen der Verfas-
sung, weder als allgemeine Regel in Art. 34 
BV oder als Gesetzgebungsregel in Art. 165 
BV. Zu berücksichtigen ist aber, dass die 
Botschaft zur neuen Bundesverfassung in 
einem Nebensatz zum künftigen Art. 34 BV 
die Einheit der Materie erwähnte und dabei 
auf einen Bundesgerichtsentscheid ver-
wies22, der seinerseits festhielt, die Einheit 
der Materie gelte für alle Referendumsvor-
lagen.23 In der parlamentarischen Beratung 
wurde das Thema nicht ausdrücklich be-
handelt, der Kommssionssprecher verwies 
pauschal auf die Rechtsprechung des Bun-
desgerichts zur Stimmrechtsgarantie.24 
Es bleibt aber dabei, dass die Räte dieses 
Kriterium nur für Teilrevisionen der Verfas-
sung (dort aber explizit) beschlossen.
Wenn man sich sodann gemäss der ob-
siegenden Argumentation der Kommissi-
onsmehrheit vor Augen führt, dass dieses 
Kriterium in der Sache die Freiheit der 
Stimmberechtigten gar nicht stärkt, son-
dern im Gegenteil sogar einschränkt, gerät 
die Art. 34 als Grundlage der «Einheit der 
Materie» definitiv ins Wanken. 
Hinzu kommt, dass in derselben Sommer-
session nicht nur der Ständerat, sondern 
diesmal beide Räte übereinstimmend in 
der Schlussabstimmung einer andern 

22 Botschaft über eine neue Bundesverfassung vom 
20. November 1996, BBl 1996 S. 190.
23 BGE 113 Ia 46 E. 4.
24 Votum SR Marty, Separatdruck des AB zur neuen 
Bundesverfassung, S. 52.

Vorlage betreffend das Aktienrecht25 in 
Art.  700 Abs.  3 OR26) den Grundsatz der 
Einheit der Materie für die Geschäfte der 
Generalversammlung der Aktiengesell-
schaften nach eingehender Debatte über 
mehrere Differenzbereinigungsrunden neu 
ausdrücklich verankerten. Das spricht da-
für, dass die «Einheit der Materie» eben 
gerade kein allgemein anerkannter Rechts-
grundsatz ist sondern nur dort gilt, wo er 
vom Verfassungs- oder Gesetzgeber zur 
Norm erhoben wurde.27

Was sich nach alledem sagen lässt: Es 
besteht zwar nach wie vor keine hundert-
prozentige Sicherheit in der Frage, ob das 
Erfordernis der «Einheit der Materie» für 
den Bundesgesetzgeber nun rechtlich ver-
pflichtend gilt oder nicht. Falls es nicht gilt, 
bindet in dieser Frage nur das Willkürver-
bot (Art.  9 BV) den Gesetzgeber, derweil 
der Grundsatz der «Einheit der Materie» 
für den Gesetzgeber einzig ein in freiem 
Ermessen zu beachtendes (bzw. auch nicht 
zu beachtendes) Zweckmässigkeitskrite-
rium ist.
Nach dem klaren Entscheid des Ständera-
tes, der im Einklang mit der nationalrätli-
chen Schwesterkommission erfolgte, hat 
die Auslegung, wonach der Grundsatz dort 
nicht verpflichtend gelte, stark an Kraft ge-
wonnen. 
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Les parlements cantonaux suisses  
et leurs obligations internationales

Dans le cadre d’un projet soutenu par 
le Fonds national suisse, une équipe de 
l’Université de Lausanne examine com-
ment les parlements cantonaux réagis-
sent aux obligations découlant du droit 
international. Dans ce cadre, elle mène 
des entretiens avec des parlementaires 
cantonaux et cherche des interlocutri-
ces et interlocuteurs intéressés à par-
ticiper.

1. Introduction

Quel est le rôle des parlements can-
tonaux dans la mise en œuvre du droit 
international  ? Quand et comment uti-
lisent-ils la marge de manœuvre que ce-
lui-ci leur laisse  ? Dans quelle mesure 
sont-ils contraints par des obligations qui 
en découlent ? Et comment les traités in-
ternationaux peuvent-ils constituer des 
ressources ou des opportunités pour les  
député·e·s  ? Ces questions sont au cœur 
du projet de recherche multidisciplinaire 
que nous menons à l’Université de Lau-
sanne, au sein du Centre de droit comparé, 
européen et international et de l’Institut 
d’études politiques. Dans ce qui suit, nous 
en présentons les principales questions de 
recherche et nous expliquons avec quels 
interlocuteurs et interlocutrices nous sou-
haitons mener des entretiens/interviews. 
Le droit international est plus complexe 
aujourd’hui qu’il ne l’était il y a cent ans. 
Il s’adresse parfois aux législateurs et 
exige d’eux qu’ils prennent des mesures 
législatives. Lorsque la Suisse contracte 
un traité international, cela signifie que 
les parlements cantonaux peuvent être 
obligés d’adopter ou de modifier des lois, 
par exemple pour mettre en œuvre des 

obligations découlant d’accords bilaté-
raux ou dans le domaine de la protection 
des droits humains. Cette problématique 
soulève de nombreux débats. Alors que 
certains déplorent une perte de la marge 
de manœuvre des parlements, d’autres re-
grettent la prétendue absence d’influence 
du droit international sur les processus lé-
gislatifs cantonaux. Enfin, pour certain·e·s 
député·e·s, les conventions peuvent aussi 
représenter des opportunités ou des res-
sources pour initier, soutenir ou combattre 
des projets législatifs. 
La Suisse a tout intérêt à ce que l’ordre in-
ternational soit fondé sur des règles. Elle 
veut asseoir sa réputation internationale 
de partenaire fiable, mais elle veut aussi 
maintenir son système fédéral et ne pas 
intervenir dans des domaines qui relèvent 
de la compétence des cantons. Lorsque 
la Suisse souscrit à des obligations inter-
nationales nécessitant une mise en œuvre 
au niveau cantonal, ces divers intérêts 
peuvent générer des tensions.
L’objectif du projet est d’examiner les ef-
fets du droit international et, plus parti-
culièrement, des obligations législatives 
internationales sur le travail concret des 
parlements cantonaux. Il permettra de 
mieux saisir comment et dans quelle me-
sure le droit international contraint, in-
fluence et oriente l’activité législative des 
cantons, mais aussi, à l’inverse, comment 
il peut constituer une opportunité politique 
ainsi qu’une ressource cognitive et rhéto-
rique sur laquelle les acteurs cantonaux 
(parlements, exécutifs, administrations, 
société civile) peuvent prendre appui pour 
mettre en place des réformes législatives 
ou développer de nouvelles propositions 
législatives. Tout d’abord, nous aimerions 
savoir quand et par quels mécanismes for-
mels et informels les acteurs cantonaux 
prennent connaissance d’obligations in-
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ternationales et les inscrivent à l’agenda 
politique. Nous interrogeons également les 
usages parlementaires du droit internatio-
nal, c’est-à-dire comment les député·e·s 
mobilisent, utilisent et traduisent les trai-
tés internationaux dans leur activité légis-
lative. Ensuite, nous examinons et com-
parons quand et comment les parlements 
cantonaux s’engagent dans la mise en 
œuvre d’obligations de droit international 
ou, au contraire, s’y opposent, afin d’expli-
quer les différences entre les processus et 
les résultats de la mise en œuvre du droit 
international au niveau cantonal. En dé-
finitive, ce projet répondra aux questions 
suivantes : quels mécanismes, ou soutiens, 
permettent aux élu·e·s d’un parlement 
cantonal de continuer à jouer leur rôle dé-
mocratique dans un contexte de tensions 
entre différents objectifs constitutionnels 
et politiques ? Quels rôles peuvent jouer les 
autres acteurs fédéraux et cantonaux dans 
ce contexte ?
L’étude comparée de différents cas d’étude 
dans plusieurs cantons permettra de déve-
lopper une meilleure compréhension des 
processus politiques fédéraux et des mé-
canismes par lesquels le droit international 
exerce un impact sur la politique  cantonale 
et, à l’inverse, par lesquels les cantons in-
fluencent sa mise en œuvre. Cette compré-
hension plus fine des processus juridiques 
et politiques multi-niveaux (de l’interna-
tional au cantonal) constitue un apport au 
débat démocratique, nuançant les points 
de vue parfois caricaturaux sur la place du 
droit international dans la politique suisse. 
D’un point de vue académique, ce projet 
contribue à l’étude de la mise en œuvre 
nationale et locale du droit international, 
de la production politique des normes, de 
l’évolution du parlementarisme, de la gou-
vernance multi-niveaux et de la thèse de la 
« dénationalisation » de l’État-nation.

2. Approche méthodologique  
et cas d’études

Afin de répondre à ces questions, nous 
menons plusieurs études de cas à partir 

de plusieurs conventions internationales 
contenant des obligations de légiférer, 
pour saisir la manière dont différents par-
lements cantonaux les mettent en œuvre et 
s’engagent à leur égard. En termes métho-
dologiques, ces études de cas s’appuient 
principalement sur des entretiens avec 
des parlementaires cantonaux, avec des 
membres des administrations cantonaux, 
ainsi qu’avec des acteurs de la Confédéra-
tion et de la société civile. Elles reposent 
aussi sur une analyse de la documentation 
existante, ainsi que sur l’observation des 
processus législatifs et des débats parle-
mentaires. 
Durant l’année 2020, nous nous sommes 
notamment intéressé·e·s à la Conven-
tion du Conseil de l’Europe sur la préven-
tion et la lutte contre la violence à l’égard 
des femmes et la violence domestique 
(Convention d’Istanbul), qui est entrée 
en vigueur pour la Suisse le 1er avril 2018. 
Cette Convention a fait l’objet de discus-
sions récentes dans plusieurs parlements 
cantonaux. Des questions, des postulats, 
des interpellations et des motions ont 
été déposés dans plusieurs cantons. Des 
lois cantonales ont parfois été adoptées, 
comme par exemple à Neuchâtel, avec 
l’adoption de la Loi sur la lutte contre la 
violence domestique (LVD) par le Grand 
Conseil le 5 novembre 2019. 
La mise en œuvre de la Convention d’Istan-
bul constitue notre première étude de cas. 
À l’heure actuelle, nous avons mené des 
entretiens avec des parlementaires et des 
fonctionnaires dans les cantons de Neu-
châtel, de Genève, de Zürich et de Schwyz, 
ainsi qu’avec des membres des admi-
nistrations de plusieurs autres cantons 
(Bâle-Campagne, Berne, Fribourg, Glaris, 
Grisons, Jura, Saint-Gall, Schaffhouse, 
Thur govie, Valais, Vaud) et avec l’adminis-
tration fédérale. Nous poursuivons actuel-
lement l’étude de cas sur la Convention 
d’Istanbul en menant des entretiens avec 
des parlementaires et nous commençons 
à travailler sur les autres cas d’étude, qui 
concernent notamment l’obligation de 
rendre les législations cantonales sur la 
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protection des données conformes à l’ac-
quis de Schengen, certaines obligations 
liées à la reprise de l’acquis de Dublin, 
celles découlant de la Convention de l’ONU 
relative aux droits des personnes handi-
capées, l’obligation de mettre des aires 
de stationnement à disposition des gens 
du voyage suisses et étrangers, l’obliga-
tion découlant de l’accord bilatéral entre 
la Suisse et l’UE de libéraliser les marchés 
publics et l’obligation de réaliser la libre 
circulation des avocats entre la Suisse et 
l’UE.

3. Entretiens et contact

Nous menons donc des entretiens avec des 
personnes intéressées par l’un de ces cas, 
ou par la mise en œuvre du droit interna-
tional dans les parlements cantonaux de 
manière générale. Nous nous déplaçons 
dans toute la Suisse afin de rencontrer nos 
interlocutrices et interlocuteurs. Alternati-
vement, nous pouvons aussi vous inviter à 
l’Université de Lausanne (les frais de trans-
port sont couverts par le projet), ou mener 
l’entretien virtuellement par Skype ou par 
Zoom. Nous menons des entretiens en 
français et en allemand. Nous invitons les 
personnes intéressées par ce projet à nous 
contacter d’une des manières suivantes :
• Par e-mail  : jonathan.miaz@unil.ch et 

matthieu.niederhauser@unil.ch 
• Par téléphone : 021 692 27 88 (Jonathan 

Miaz)
Pour plus d’informations, vous pouvez 
consulter le site web du projet de re-
cherche : www.unil.ch/ilsp.

Evelyne Schmid, Matthieu   
Nieder hauser, Jonathan Miaz, Martino 

Maggetti,  Constance Kaempfer1

1 Équipe de l’Université de Lausanne du projet no. 
182148 soutenu par le Fonds national suisse : www.
unil.ch/ilsp. 
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Die Kantonsparlamente  
und ihre internationalen Verpflichtungen

Im Rahmen eines vom Schweizerischen 
Nationalfonds unterstützten Projekts 
untersucht ein Team der Universität 
Lausanne, wie die kantonalen Parla
mente auf völkerrechtliche Verpflich
tungen reagieren. Das Team führt dazu 
Interviews mit Angehörigen von Kan
tons parlamenten durch und sucht hier
für nach GesprächspartnerInnen. 

1. Einführung

Welche Rolle spielen die Kantonsparla
mente bei der Umsetzung des Völker
rechts? Wann und wie nutzen sie den 
Handlungsspielraum, den man ihnen dabei 
lässt? Inwieweit sind sie an völkerrecht
liche Verpflichtungen gebunden? Diese 
Fragen stehen im Mittelpunkt des multi
disziplinären Forschungsprojekts, welches 
wir am Zentrum für Rechtsvergleichung, 
Europäisches und Internationales Recht 
und dem Institut für Politische Studien 
der Universität Lausanne durchführen. Im 
Folgenden stellen wir die wichtigsten For
schungsfragen vor und erläutern, mit wel
chen Gesprächspartnern wir Interviews 
führen möchten.
Das Völkerrecht ist heute deutlich komple
xer als noch vor hundert Jahren. Es richtet 
sich oft direkt an die innerstaatlichen Ge
setzgeber und verlangt von diesen, tätig zu 
werden. Wenn die Schweiz sich entschei
det, eine völkerrechtliche Verpflichtung 
einzugehen, bedeutet dies somit häufig, 
dass Kantonsparlamente verpflichtet wer
den, neue Gesetze zu verabschieden oder 
zu ändern, zum Beispiel um Verpflich
tungen aus bilateralen Abkommen oder 
im Bereich des Menschenrechtsschutzes 

umzusetzen. Dieses Thema ist Gegenstand 
vieler Debatten. Während die einen vor al
lem den Verlust des Handlungsspielraums 
der Parlamente monieren, bedauern an
dere den angeblich mangelnden Einfluss 
des Völkerrechts auf kantonale Gesetzge
bungsverfahren. Schliesslich können inter
nationale Übereinkommen für Parlaments
mitglieder auch Möglichkeiten bieten, um 
Gesetzesvorhaben zu initiieren, zu unter
stützen oder zu bekämpfen. 
Es liegt im Interesse der Schweiz, dass die 
internationale Ordnung auf Regeln beruht. 
Die Schweiz will völkerrechtlich verlässlich 
sein und gleichzeitig ihr föderales System 
beibehalten und nicht in Bereiche ein
greifen, die in die Zuständigkeit der Kan
tone fallen. Es ist somit augenscheinlich, 
dass mit dem Eingehen internationaler 
Verpflichtungen, die eine Umsetzung auf 
kantonaler Ebene erfordern, verschiedene 
Interessen in einem Spannungsfeld zu
einander stehen.
Ziel des Projekts ist es, die Auswirkungen 
des Völkerrechts, insbesondere der völker
rechtlichen Gesetzgebungsaufträge, auf 
die konkrete Arbeit der kantonalen Parla
mente zu untersuchen. Das Projekt soll ein 
besseres Verständnis vermitteln, wie und 
in welchem Ausmass das Völkerrecht die 
gesetzgeberische Tätigkeit der Kantone 
einschränkt, beeinflusst und lenkt, aber 
auch, wie es umgekehrt eine politische 
Chance sowie eine kognitive und rhetori
sche Ressource darstellen kann, auf wel
che die kantonalen Akteure (Parlamente, 
Exekutive, Verwaltung, Zivilgesellschaft) 
bei der Umsetzung von Gesetzesreformen 
oder der Entwicklung neuer Gesetzesvor
schläge zurückgreifen können. Zunächst 
einmal möchten wir genauer beleuchten, 
wann und durch welche formellen und in
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formellen Mechanismen die kantonalen 
Akteure sich der internationalen Verpflich
tungen bewusst werden und sie auf die 
politische Agenda setzen. Dabei möchten 
wir uns auch über die parlamentarische 
Nutzung des Völkerrechts informieren, 
d.h. darüber, wie Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier internationale Verträge in 
ihrer Gesetzgebungstätigkeit nutzen. In 
einem zweiten Schritt untersuchen und 
vergleichen wir, wann und wie sich die Kan
tonsparlamente bei der Umsetzung völ
kerrechtlicher Verpflichtungen besonders 
engagieren oder, im Gegenteil, sich ihnen 
entgegenstellen, um die Unterschiede zwi
schen den Prozessen und Ergebnissen der 
Umsetzung des Völkerrechts auf kantona
ler Ebene zu erklären. Letztlich soll dieses 
Projekt folgende Fragen beantworten: Wel
che Mechanismen oder welche Unterstüt
zung ermöglichen es den gewählten Ab
geordneten eines kantonalen Parlaments, 
ihre demokratische Rolle im Spannungs
feld zwischen verschiedenen verfassungs
rechtlichen und politischen Zielen weiter
hin wahrzunehmen? Welche Rolle können 
andere Akteure des Bundes und der Kan
tone in diesem Zusammenhang spielen?
Die vergleichende Untersuchung verschie
dener Fallstudien in mehreren Kantonen 
soll dazu beitragen, ein besseres Verständ
nis der föderalen politischen Prozesse und 
der Mechanismen zu entwickeln, mit de
nen das Völkerrecht auf die kantonale Po
litik einwirkt und umgekehrt die Kantone 
auf deren Umsetzung Einfluss nehmen. 
Dieses verfeinerte Verständnis der recht
lichen und politischen Prozesse auf meh
reren Ebenen (von der internationalen bis 
zur kantonalen Ebene) ist ein Beitrag zur 
demokratischen Debatte und ergänzt die 
bisweilen karikaturhaften Ansichten über 
den Platz des Völkerrechts in der Schwei
zer Politik.
Aus akademischer Sicht trägt dieses Pro
jekt zur Untersuchung der nationalen und 
lokalen Umsetzung des Völkerrechts, der 
politischen Normenkreation, der Entwick

lung des Parlamentarismus, der Multi
LevelGovernance und der These von der 
«Entstaatlichung» des Nationalstaates 
bei.

2. Methodischer Ansatz 
und Fallstudien

Um Antworten auf diese Fragen zu geben, 
führen wir mehrere Fallstudien durch. Aus
gangspunkt sind mehrere völkerrechtliche 
Übereinkommen, welche verbindliche Ver
pflichtungen enthalten und Kompetenz
bereiche der Kantone betreffen. Ziel ist, 
die Art und Weise zu erfassen, in der sich 
verschiedene Kantonsparlamente mit den 
völkerrechtlichen Normen befassen. Me
thodisch basieren diese Fallstudien haupt
sächlich auf Interviews mit kantonalen 
Parlamentarierinnen und Parlamentariern, 
Mitgliedern der kantonalen Verwaltungen 
sowie mit Akteuren des Bundes und der 
Zivilgesellschaft. Eine weitere wichtige 
Stütze stellt die Analyse der vorhandenen 
Dokumentation sowie die Beobachtung 
von Gesetzgebungsverfahren und Parla
mentsdebatten dar. 
2020 konzentrierten wir uns insbesondere 
auf das Übereinkommen des Europarats 
zur Verhütung und Bekämpfung von Ge
walt gegen Frauen und häuslicher Gewalt 
(IstanbulKonvention), welches für die 
Schweiz am 1. April 2018 in Kraft getreten 
ist. Diese Konvention wurde kürzlich in ver
schiedenen Kantonsparlamenten disku
tiert. In mehreren Kantonen sind Fragen, 
Postulate, Interpellationen und Motionen 
eingereicht worden. In einigen Fällen wur
den kantonale Gesetze verabschiedet, wie 
z.B. in Neuenburg mit der Verabschiedung 
des Gesetzes zur Bekämpfung der häusli
chen Gewalt (LVD) durch den Grossen Rat 
am 5. November 2019. 
Die Umsetzung der IstanbulKonvention 
ist unsere erste Fallstudie. Kürzlich ha
ben wir in den Kantonen Genf, Neuenburg, 
Schwyz und Zürich Kantonsparlamenta
rierInnen und Behördenmitglieder befragt. 
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Zusätzlich interviewten wir ausgewählte 
Verwaltungsangehörige in anderen Kan
tonen (BaselLand, Bern, Fribourg, Glarus, 
Graubünden, Jura, St. Gallen, Schaffhau
sen, Thurgau, Waadt und Wallis) ebenso 
wie auf Bundesebene. Zurzeit setzen wir 
die Untersuchung zur IstanbulKonvention 
fort, während wir die anderen Fallstudien 
beginnen. Diese befassen sich insbeson
dere mit der Verpflichtung zur Angleichung 
der kantonalen Datenschutzgesetze an 
den SchengenBesitzstand, bestimmten 
Verpflichtungen aus der Übernahme des 
DublinBesitzstands, den Verpflichtungen 
aus dem UNOÜbereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen, 
der Verpflichtung zur Bereitstellung von 
Plätzen für in und ausländische Fahrende, 
der Verpflichtung aus dem bilateralen Ab
kommen zwischen der Schweiz und der EU 
über bestimmte Aspekte des öffentlichen 
Beschaffungswesens sowie der Verpflich
tung zur Herstellung der Freizügigkeit der 
Rechtsanwälte und Anwältinnen zwischen 
der Schweiz und der EU.

3. Interviews und 
 Kontaktaufnahme

Für unser Projekt führen wir Interviews mit 
Personen durch, die sich für einen dieser 
Fälle oder generell für die Umsetzung des 
Völkerrechts in den Kantonsparlamenten 
interessieren. Wir reisen durch die ganze 
Schweiz, um unsere Kontakte zu treffen. 
Alternativ können wir Sie auch an die Uni
versität Lausanne einladen (Reisekosten 
werden vom Projekt übernommen) oder 
das Interview virtuell über Skype oder 
Zoom durchführen. Wir führen Interviews 
auf Französisch und Deutsch durch. Wir 
laden Interessierte ein, sich auf eine der 
folgenden Arten mit uns in Verbindung zu 
setzen:

• Per EMail: jonathan.miaz@unil.ch und 
matthieu.niederhauser@unil.ch 

• Per Telefon: 021 692 27 88 (Jonathan 
Miaz)

Weitere Informationen können Sie der 
Website des Forschungsprojekts entneh
men: www.unil.ch/ilsp.

Evelyne Schmid, Matthieu   
Niederhauser, Jonathan Miaz, Martino 

Maggetti,  Constance Kaempfer1

1 Das Projektteam der Universität Lausanne wird 
durch den Schweizerischen Nationalfonds (Projekt 
Nr. 182148) unterstützt: www.unil.ch/ilsp. 
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Berufs- und Mittelschüler  
für kantonale Politik begeistern?
Der «Schwyzer Dialog» macht Kantonspolitik hautnah erlebbar

Wie kann das Interesse an der kanto-
nalen Politik und den Abläufen im Par-
lament geweckt werden, insbesondere 
bei jungen Bürgerinnen und Bürgern, 
die bald stimmberechtigt sind? Wie 
kann Freude an der Wahrnehmung des 
Stimmrechtes bei kantonalen Vorlagen 
geweckt werden? Die Lösung präsen-
tieren die vier Fraktionspräsidien des 
Schwyzer Kantonsrates mit dem Pro-
jekt «Schwyzer Dialog». Die Schüler und 
Schülerinnen wirken aktiv bei der Vor-
beratung eines politischen Geschäfts 
mit und sind begeistert von dieser etwas 
anderen Art von Staatskundeunterricht. 
Ein Werkstattbericht einer andauern-
den Erfolgsgeschichte …

1. Der «Schwyzer Dialog» 
holt 17–19jährige aktiv und 
 attraktiv ab

Die Schwyzer Kantonsratsfraktionen lan-
cierten im 2013 das Projekt «Schwyzer 
Dialog» mit dem Ziel, den jungen Men-
schen im Kanton einen direkt erlebbaren 
Staatskundeunterricht zu ermöglichen, 
welcher sie nachhaltig für die kantonale 
Politik interessieren lässt und Freude an 
Politik und Parlamentsarbeit weckt. Insbe-
sondere soll das Interesse an kantonalen 
Abstimmungsvorlagen geweckt werden. 
Dies in genau jenem Alter, wo erstmals die 
Abstimmungsunterlagen ins Haus flattern. 
Vermehrt sollen auch die kantonalen Ab-
stimmungsvorlagen wahrgenommen wer-
den  – und nicht nur die nationale Politik 
und nationale Abstimmungen. Wie sollte 

dies gelingen? Mit aktivem Teilnehmen 
an der Vorberatung, dem Einbinden in die 
Meinungsbildung und dem Erleben der Be-
ratung im Kantonsrat. Alles verpackt in ei-
nem attraktiven Rahmenprogramm. 

2. Das Konzept «Schwyzer 
Dialog» als Ergänzung zum 
schulischen Staatskunde-
unterricht

2.12.1.  Ausgangslage
Altersgemäss findet Unterricht in politi-
scher Bildung insbesondere auf der Se-
kundarstufe II statt. An den Berufsfach-
schulen ist er im Rahmenlehrplan für 
den allgemeinbildenden Unterricht, den 
Ausbildungszielen für den betrieblichen 
und schulischen Teil der Lehre Kauffrau/
Kaufmann und in den Rahmenlehrplänen 
für die Berufsmaturität obligatorisch ver-
ankert. Ähnliches gilt für die Mittelschulen. 
Auch bei diesen ist der Unterricht in poli-
tischer Bildung im Rahmenlehrplan für die 
Maturitätsschulen der Schweizerischen 
Konferenz der kantonalen Erziehungsdi-
rektoren (EDK) für das Fach Geschichte 
und Staatskunde obligatorisch verankert. 
Neben dem Fachkundeunterricht werden 
an den Schulen der Sekundarstufe II im 
Bereich politische Bildung an besonderen 
Unterrichtsformen, wie z.B. staatsbürger-
liche Studienwochen, fachübergreifende 
Projektwochen und selbstorganisierte und 
projektorientierte Lernformen durchge-
führt.
Gestützt auf diese Ausgangslage soll nach 
dem Willen der Kantonsratsfraktionen mit 
dem «Schwyzer Dialog» als Zusatz zum 
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schulischen Staatskundeunterricht, also 
eine Ergänzung von praktischem Staats-
kundeunterricht angeboten werden, wel-
cher altersgerecht, zielgerichtet und 
zweckmässig ist und der periodisch mit-
tels Erfolgskontrolle überprüft wird. 
Alle Fraktionen im Schwyzer Kantonsrat 
sollen dabei die gleichen Möglichkeiten 
erhalten, sich einzubringen, um eine poli-
tisch ausgewogene Ausgestaltung dieses 
«praktischen Staatskundeunterrichts» zu 
garantieren.

2.2 Ziel des «Schwyzer Dialogs»
Junge Schwyzerinnen und Schwyzer sollen 
die Funktionsweise des Schwyzer Kan-
tonsparlaments und dessen Fraktionen 
hautnah kennen lernen und mit Parlamen-
tariern in persönlichen Austausch treten 
können. Das Interesse und Verständnis 
an Politik und Funktionsweise unserer 
Demokratie soll damit in jenem Alter ge-
weckt und gestärkt werden, kurz bevor 
oder nachdem die jungen Schwyzerinnen 
und Schwyzer selber an den kantonalen 
und nationalen Abstimmungen teilnehmen 

können. Insbesondere könnte das Inte-
resse an kantonalen Abstimmungen ge-
stärkt werden und möglicherweise könnten 
die jungen Schwyzerinnen und Schwyzer 
für ein späteres, direktes politisches En-
gagement in der Politik begeistert werden. 
Entscheidend ist zudem das Faktum, dass 
in diesem Alter und mit der damit gegebe-
nen Reife die Politik nicht nur in Facetten, 
sondern mit ihren Zusammenhängen und 
Konsequenzen erfasst werden kann.

2.3 Bescheidene Kosten –  
hohe Wirkung

Kosten für die Znüni-Apéro belaufen sich 
auf rund 500 Franken pro Besuch einer 
Schulklasse im Rat. Diese Kosten werden 
durch den Kanton als «Ehrenkosten» ver-
bucht. Die administrativen Arbeiten wie z.B. 
der Briefversand und die eigentliche Orga-
nisation des Anlasses wird vom Sekretariat 
des Kantonsrates erledigt. Das Abordnen 
einer Delegation aus jeder Kantonsratsfrak-
tion ist deren Angelegenheit und hat für den 
Kantonsrat keine Kostenfolgen.

2.4  Grobkonzept «Schwyzer  
Dialog»  – praktischer Staatskundeunterricht im Kanton Schwyz

Aufgabe: Adressat: Besonderes: Ausführung 
durch: Zeitplan:

1. Berufsschulen und 
Mittelschulen im 
Kanton Schwyz werden 
eingeladen, sich für den 
«Schwyzer Dialog» zu 
melden.
(Besuch von vorgän-
gig festgelegten KR 
 Sitzungsterminen)

Berufsschulen und 
Mittelschulen im 
Kanton Schwyz
(Zielgruppe: Alters-
gruppe  
ca. 17  –19jährige)

Fristansetzung für die 
Rückmeldung.
Interessierte Schul-
klassen reservieren 
alle KR Termine des 
Jahres (bei zu vielen 
Anmeldungen wird 
ausgelost)

Sekretariat des 
Kantonsrates

Schreiben 
an Schulen: 
Anfang Jahr.
Frist Rück-
meldung:  
Bis Juni

2. Auswahl des geeigneten 
Geschäfts anlässlich 
der Rats leitungssitzung 
(Traktandenliste)

Mitteilung an eine 
Teilnehmer-klasse 
bzw. deren Lehr-
person

Zuteilung wird durch 
Ratsleitung ausgelost

Ratsleitung 3 – 4 Wochen  
vor KR Sitzung

3. Sachliche Vorbereitung/
Einarbeitung in das 
Geschäft

Teilnehmerklasse 
gemeinsam mit 
Lehrperson

Einlesen, diskutieren, 
usw. (Grund lagen RRB 
usw.)

Lehrperson 2–3 Wochen  
vor KR Sitzung
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4. Kurzvorstellung der 
Partei, der politischen 
Grundsätze und die vor-
aussichtliche (ungefähre) 
Einstellung der Fraktion 
zum entsprechenden 
Geschäft durch einen 
Vertreter pro KR Fraktion

Teilnehmerklasse 
gemeinsam mit 
Lehrperson

Fraktionen und poli-
tische Ziele kennen 
lernen.
Möglichkeit für Fragen 
und Diskussion.
Anschliessend «Pa-
rolenfassung» in der 
Klasse

Ein Mitglied pro 
Fraktion, Teil-
nehmerklasse  
mit Lehrperson

Rund 1 Woche 
vor KR Sitzung

5. Teilnehmerklasse und 
Lehrperson  besuchen 
Kantonsrat während 
Beratung des Geschäfts. 
Danach Znüni im Rathaus 
in Schwyz (alter KR Saal)

Teilnehmerklasse 
gemeinsam mit 
Lehrperson sowie 
pro Fraktion  
2–3 Vertreter

Mitverfolgung der KR 
Beratung
Während Pause per-
sönlicher Austausch 
zwischen Schülern und 
Fraktionsvertreter

Empfang durch 
KR Vizepräsident. 
Organisation 
Znüni und 
Verabschiedung 
durch Sekretariat 
Kantonsrat

Anlässlich  
KR Sitzung  
(9.00 Uhr 
bis ca. 11 Uhr)

6. Erfolgskontrolle:
Nachbearbeitung, Nach-
besprechung,
Rückmeldung

Teilnehmerklasse 
gemeinsam mit 
Lehrperson: 
Rückmeldung an 
Ratsleitung z.Hd. 
Fraktionen

Nötigenfalls Feinjus-
tierung an Konzept auf-
grund Erfolgskontrolle 
durch Ratsleitung

Ratsleitung über-
prüft aufgrund 
Rückmeldungen 
jährlich, ob und 
wie der «Schwy-
zer Dialog» 
weitergeführt 
werden soll

Nach jedem  
Besuch sowie 
Ende Legislatur

Manche Schulen nehmen jedes Jahr mit ei-
ner bis zwei Klassen teil. 
Am 18. Dezember 2019 waren die Schülerin-
nen und Schüler der Klasse 6a des Gymna-
siums Immensee zu Gast im Kantonsrats-
saal, wo «ihr vorberatenes Geschäft» – die 
Revision des neuen Volksschulgesetzes auf 
der Traktandenliste stand. Der Besuch war 
der eigentliche Abschluss-Anlass. Der Start 
war im Frühjahr 2019 als sich die Schul-
klasse für den «Schwyzer Dialog» angemel-
det hatte. Im Juni kam dann die Einladung 
und die Festlegung des Besuchstages im 
Kantonsrat.
Die ausgewählte Schulklasse erhielt, wie je-
der Kantonsrat und jede Fraktion, rund vier 
Wochen vor der Ratssitzung die Unterlagen 
zum ausgewählten Geschäft. Die Ratslei-
tung hat sich als Geschäft für den Schwyzer 
Dialog für die Revision des Volksschulgeset-
zes entschieden, mit der Überzeugung, dass 
dies die jungen Menschen besonders inte-
ressieren könnte. Konkret ging es bei der 
Revision um die Frage, ob Leistungsklassen 
auf der Sekundarstufe der Volksschule (vor-
erst im Bezirk Höfe) erlaubt werden sollen, 
als Antwort auf die zunehmende Konkur-
renz von privaten Schulen. Die Schülerin-
nen und Schüler des Gymnasiums Immen-

Die Umsetzung des Konzeptes erfolgt durch 
die Ratsleitung mit Unterstützung des Se-
kretariats des Kantonsrates.

2.5  Aufgaben der Fraktionen

Die Fraktionspräsidenten regeln mittels 
Interfraktioneller Vereinbarung die Umset-
zung und den Aufgabenbereich der Frakti-
onen für den Schwyzer Dialog (Bereitschaft 
am «Schwyzer Dialog» teilzunehmen und 
die nötigen Personen für die Vorbereitung 
in den Klassen sowie die Nachbereitung im 
alten Ratssaal zu entsenden). Zu Beginn 
jeder Legislatur wird jeweils die Interfrakti-
onelle Vereinbarung gestützt auf das Grob-
konzept und mit allfälligen Anpassungen für 
die Dauer der Legislatur neu abgeschlossen 
und durch die Fraktionspräsidenten der 
teilnehmenden Kantonsratsfraktionen ge-
meinsam unterzeichnet.

3. Politik lebt! 

In den vergangenen sechs Jahren seit Be-
stehen des «Schwyzer Dialogs» haben je-
des Jahr 2–5 Schulklassen der gewerbli-
chen Berufsschulen, der kaufmännischen 
Berufsschulen und von Schwyzer Gymna-
sien und Fachmittelschulen teilgenommen. 



Parlament, Parlement, Parlamento 1/21 – 24. Jahrgang, 24e année, 24° anno – April / Avril / Aprile

Mitteilungen – Nouvelles – Notizie

72

see (einer Privatschule) waren vom Thema 
schnell gepackt.
In Gruppen wurde in der Klasse im Novem-
ber und Dezember 2019 das Geschäft vor-
bereitet, Gesetzestexte gelesen und der 
Regierungsratsbericht studiert, es wurde 
diskutiert und schliesslich erste Meinungen 
gebildet.

4. Politpodium mit Fraktionen 
und Parolenfassung der 
Schulklasse

Wie im Konzept definiert, besuchten dann 
eine Woche vor der Kantonsratssitzung die 
Fraktionspräsidenten (oder Stellvertreter) 
der vier Fraktionen die Schulklasse. Am Po-
litpodium vom 11. Dezember 2019 berich-
tete jede Fraktionsvertretung die Meinung 
ihrer Fraktionen und die Schülerinnen und 
Schüler fragten und hinterfragten. Nach-
folgender Erlebnisbericht ist der Hauszeit-
schrift des Gymnasiums Immensee ent-
nommen: 
Die Vertretung der FDP-Fraktion ist für die 
Revision des neuen Volksschulgesetzes. 
«Es gehört zum kantonalen Bildungsauf-
trag, nicht nur schwächere, sondern auch 
stärkere Schüler/innen adäquat zu för-
dern». Wichtig sei auch, dass die Einführung 
einer Leistungsklasse für die Bezirke eine 
freiwillige Option bleibe, denn nicht alle Be-
zirke können sich dies leisten. Andererseits 
bestünden private Untergymnasien in Ein-
siedeln und Immensee, welche die Eltern je-
doch aus eigener Tasche bezahlen müssen. 
Aus der Sicht der Chancengleichheit wären 
die genannte Revision zu begrüssen.
Die spitze Frage der Maturanden und Ma-
turandinnen lässt nicht lange auf sich war-
ten: «Steuert der Kanton Schwyz also auf 
eine Zweiklassengesellschaft zu  – in Aus-
serschwyz Zugang zu einer progymnasialen 
Leistungsklasse für alle, und im Rest des 
Kanton nur für die Reichen?»
Der Fraktionspräsident der CVP-Fraktion 
will dies nicht in Abrede stellen. Trotzdem 
unterstützen er und die Mehrheit seiner 

Fraktion die Gesetzesrevision: «Wenn wir 
die Möglichkeit der Schaffung einer Leis-
tungsklasse in Ausserschwyz jetzt ableh-
nen schlagen wir die Tür für irgendwelche 
Diskussionen in Richtung bezahlbaren Un-
tergymnasium für alle im Kanton Schwyz 
definitiv und für lange Zeit zu.»
Die Fraktionschefin der SP-Fraktion treibt 
derweil eine andere Frage um: Integration 
oder Separation? «Klar, die Leistungsklasse 
ist separiert, aber wenigstens im selben 
Schulhaus wie die Sekundarschule. Der 
Austausch zwischen den Kindern bleibt 
erhalten», meint sie. Andererseits nennt 
sie auch Gegenargumente wie zusätzli-
cher Leistungsdruck auf der Primarschule 
und Schwächung der normalen Sekundar-
schule. Arguments die auch aus dem Publi-
kum kommen. Die SP-Fraktion ist geteilter 
Meinung.
Seitens SVP-Fraktion tönt es ähnlich, auch 
die SVP-Fraktion ist uneins. «Ein Drittel da-
für, zwei Drittel dagegen» sagt der Sprecher, 
welcher selber Mitglied der Bildungs- und 
Kulturkommission ist.
Dass gelebte Politik komplex ist, haben die 
Schülerinnen und Schüler nun am eige-
nen Leib erfahren: Waren sie vor der Podi-
umsdiskussion noch mehrheitlich gegen 
die Gesetzesrevision, ist die Stimmung im 
Laufe der engagierten Diskussion gekippt. 
Am Schluss votiert die klare Mehrheit der 
Schulklasse für das Geschäft und fasst so-
mit die Ja-Parole als «fünfte Fraktion».

5. Einige Tage später im Rathaus 
zu Schwyz – beste Werbung 
für politische Kultur

An der Kantonsratssitzung vom 18. Dezem-
ber 2019 in Schwyz wird die Schulklasse 
durch den Kantonsratsvizepräsidenten und 
durch die beiden Vertreterinnen der Staats-
kanzlei empfangen und über Organisatori-
sches informiert. Pünktlich um 9.00 Uhr be-
ginnt die Ratssitzung mit dem «stillen Ge-
bet», anschliessend werden die Gäste durch 
den Kantonsratspräsidenten begrüsst. Die 



Parlament, Parlement, Parlamento 1/21 – 24. Jahrgang, 24e année, 24° anno – April / Avril / Aprile

Mitteilungen – Nouvelles – Notizie

73

Gymi-Klasse nimmt auf den Zuschauerplät-
zen im Ratssaal Platz und verfolgt gebannt 
«ihr Geschäft». Dieses wird im Rat eine 
ganze Stunde kontrovers diskutiert. Am 
Schluss sind es wohl zwei Arguments die 
den Ausschlag geben: Mit dieser Gesetzes-
änderung wird das duale Bildungssystem 
gestärkt, wie die «Sek Pro» – mehr als ein 
Gymnasium oder eine Privatschule  – auch 
auf dem Weg der Berufsbildung ausgerich-
tet ist. Ausserdem werde die Autonomie der 
Bezirke grösser. Schliesslich fällt die Ab-
stimmung im Kantonsrat deutlicher aus, als 
viele erwartet hatten, mit 65: 29 Stimmen 
für die Gesetzesrevision. Dennoch knapp 
genug, dass es darüber eine obligatorische 
kantonale Volksabstimmung geben wird.
Die Schülerinnen und Schüler waren be-
eindruckt. Nun müssen also die Schwy-
zer Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
eine Meinung zur Gesetzesrevision bilden. 
«Keine einfache Sache», meint eine Schü-
lerin, «ich bin normalerweise nicht leicht 
umzustimmen. Trotzdem bin ich im Laufe 
der Diskussion von einer Gegnerin zu ei-
ner Befürworterin der Vorlage geworden, 
was mir schon etwas zu denken gibt.» Ein 
weiterer Schüler ist erstaunt, dass in der 
Ratsdebatte über wichtige Fakten Unklar-
heit herrschte – so etwa für die effektiven 
Kosten der «Sek Pro»: «Die einen sagten sie 
kosten nicht mehr als eine normale Sek, an-
dere sprachen von Mehrkosten von 80 Pro-
zent.» 
Nun ging es für die Gymigäste als weiteren 
Programmpunkt zum feierlichen Znüni, wo 
noch mit Kantonsräten und anwesenden 
Regierungsmitgliedern wie auch unterein-
ander weiterdiskutiert wurde. Die Schüle-
rinnen und Schüler der Gymiklasse 6a aus 
Immensee waren sich einig: Die Diskussion 
im Rat war echt engagiert und die beste 
Werbung für eine politische Kultur, die für 
sie dank dem «Schwyzer Dialog» greifbarer 
und begreifbarer geworden ist. Im Gespräch 
äusserten sich einige von ihnen, dass sie 
sich politisches Engagement in der Kan-
tonspolitik vorstellen könnten.

6. Erfolgskontrolle und 
 Feedbacks

Die Feedbacks der Teilnehmenden werden 
nach jedem Besuch systematisch erhoben. 
Einerseits gleich im Anschluss an das Znüni 
mittels Fragebogen an die Schülerinnen 
und Schüler, andererseits im Nachgang von 
einigen Wochen als Feedback der gesamten 
Klasse und der Lehrerschaft.
Seit nunmehr sechs Jahren sind die Rück-
meldungen überwältigend und durchwegs 
sehr positiv.

7. Fazit: «Schwyzer Dialog» –  
Nachmachen ist zu 
 empfehlen

Die Schwyzer Teilnehmerschulen und 
Schulklassen geben durchwegs positive 
Feedbacks ab. Auch die Schwyzer Kantons-
ratsfraktionen bewerten den «Schwyzer 
Dialog» als praktischen Staatskundeunter-
richt als Erfolgsgeschichte. Beeindruckend 
sind auch die unterschiedlichen Ausprägun-
gen und Kulturen in den Teilnehmerklassen. 
Je nach Lernberufen sind andere Interessen 
oder Vorwissen vorhanden. Jeder Besuch in 
den Schulklassen ist auch für die Fraktions-
vertreter ein neues, spannendes Erlebnis.
Wer weiss, vielleicht entsteht bald ein «Zu-
ger Dialog», «Zürcher Dialog», «St. Galler 
Dialog», «Schaffhauser Dialog», «Dialogo 
Ticinese», «Dialogue Vaudois» …. etc. Nach-
machen ist nicht nur erlaubt, sondern aus-
drücklich empfohlen.
Interessierte melden sich bei der Staats-
kanzlei Schwyz für weitere Informationen 
und Kontakt.

Staatskanzlei des Kantons Schwyz
Sekretariat des Kantonsrates
Postfach 1291, 6431 Schwyz 

E-Mail: kr@sz.ch
www.sz.ch/parlament/schwyzer dialog

Sibylle Ochsner
FDP-Kantonsrätin und damalige FDP- 
Fraktionspräsidentin, Kanton Schwyz
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Preisausschreiben

Die Schweizerische Gesellschaft  
für  Parlamentsfragen SGP prämiert  
eine  herausragende wissenschaftliche Arbeit  
zu Parlamentsfragen mit 10’000 Franken

Der Preis der SGP würdigt alle zwei Jahre 
eine neue herausragende wissenschaftli-
che Arbeit (Bachelor- oder Masterarbeit, 
Dissertation), die sich mit Fragen des Par-
lamentarismus beschäftigt und zu einem 
vertieften Verständnis der parlamenta-
rischen Praxis von Bundesversammlung, 
Kantons- oder Gemeindeparlamenten 
sowie europäischer Parlamente beiträgt. 
Die Arbeit kann sich mit der Stellung der 
Parlamente, deren Aufgaben, Wirkungs-
weise, Einfluss, Organisation und Verfah-
rensregeln auseinandersetzen. Besonders 
willkommen sind Beiträge in einer der Lan-
dessprachen. 
Das Preisausschreiben richtet sich an 
Studierende der Politikwissenschaft, der 
Rechtswissenschaft, der Geisteswissen-
schaften sowie fachlich spezialisierter 
Universitätsinstitute. Die Jury zieht für 
ihre Entscheidung inhaltliche, formale und 
sprachliche Kriterien heran und beurteilt 
den praktischen Nutzen der Arbeit. Be-
sonderes Augenmerk gilt dem Bezug der 
Forschungsarbeit zur Funktionsweise der 
Parlamente in der Schweiz. 
Die Schweizerische Gesellschaft für Par-
lamentsfragen SGP wurde 1997 gegründet. 
In der 
Gesellschaft sind die Bundesversamm-
lung, die Kantonsparlamente sowie zahl-
reiche Gemeindelegislativen mit ihren Mit-
gliedern und mit ihren Parlamentsdiensten 
vertreten. Die SGP hat unter anderem zum 
Ziel, die wissenschaftliche Forschung zu 

Parlamentsfragen zu fördern, insbeson-
dere mit der Verleihung dieses Preises, mit 
dem Ziel, eine Veröffentlichung der For-
schungsarbeit zu erleichtern. Die Überrei-
chung des Preises erfolgt im Rahmen der 
Jahrestagung der SGP im Herbst 2021.
Bitte senden Sie Ihre Arbeit bis zum 30. Ap-
ril 2021 per E-Mail (PDF-Format) und Brief-
post an: 
Schweizerische Gesellschaft  
für Parlamentsfragen 
Preisausschreiben SGP 
3000 Bern 
sekretariat@sgp-ssp.net 

Dr. Michael Strebel, Sekretär der Gesell-
schaft, steht für Auskünfte gerne zur  
Verfügung: sekretariat@sgp-ssp.net 
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PRIX DE LA SOCIÉTÉ SUISSE POUR LES QUESTIONS PARLEMENTAIRES 

La Société suisse pour les questions parle-
mentaires décerne un prix de CHF 10’000.– 
pour un travail scientifique excellent  
portant sur des questions parlementaires 

Décerné tous les deux ans, ce prix récom-
pense, dans le but d’en faciliter la pu-
blication, un travail scientifique récent 
de premier, deuxième ou troisième cycle 
(bachelor, master, doctorat) portant sur 
des questions en lien avec l’institution 
parlementaire (Assemblée fédérale, par-
lements cantonaux, communaux ou euro-
péens. Ce travail peut traiter du statut des 
parlements, de leurs attributions, de leur 
efficacité, de leur influence, de leur orga-
nisation ou de leurs règles de procédure. 
Les contributions rédigées dans l’une des 
langues nationales sont particulièrement 
bienvenues. 
Ce prix s’adresse aux étudiants des facul-
tés de droit, de sciences politiques et de 
lettres ainsi qu’à ceux d’instituts universi-
taires spécialisés. Le jury tiendra compte 
de critères portant sur le fond et sur la 
forme, y compris de critères linguistiques. 
Il évalue également l’utilité pratique des 
travaux soumis. Il est essentiel que ceux-ci 
aient un lien direct avec le fonctionnement 
des parlements en Suisse. 
La Société suisse pour les questions parle-
mentaires SPP a été fondée en 1997 et ré-
unit l’Assemblée fédérale, les parlements 
cantonaux et bon nombre de parlements 
communaux ainsi que leurs membres. Elle 
s’est donné pour but de promouvoir la re-
cherche scientifique concernant les ques-
tions parlementaires, notamment par le 
biais de ce prix, lequel est destiné à faci-
liter la publication du travail de recherche 

primé. Le prix sera décerné à l’occasion 
de l’assemblée annuelle de la SSP en au-
tomne 2021. 
Veuillez nous faire parvenir votre travail 
d’ici au 30 avril 2021, par courriers postal 
et électronique (format PDF), aux adresses 
suivantes : 
Société suisse pour les questions  
parlementaires SSP 
Prix SSP 3000 Berne 
secretariat@sgp-ssp.net 

Dr. Michael Strebel, secrétaire de la  
Société, est à votre disposition pour toute 

information : sekretariat@sgp-ssp.net 
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Korrespondenten – Correspondents – Corrispondenti

Bund

Bundesversammlung 
Ruth Lüthi, stv. Sekretärin der Staatspolitischen Kommissionen, 
Parlamentsdienste der eidg. Räte, 3003 Bern, T: 058 322 98 04, 
F: 058 322 98 67, E: ruth.luethi@parl.admin.ch

Kantone – Cantons – Cantoni

Kantonsrat Zürich 
Moritz von Wyss, Leiter Parlamentsdienste Kantonsrat Zürich, 
Postfach, 8090 Zürich, T: 043 259 20 07, F: 043 259 51 88, 
E: moritz.vonwyss@pd.zh.ch 

Grosser Rat Bern – Grand Conseil Berne 
Patrick Trees, Generalsekretär des Grossen Rates,  
Postgasse 68, 3000 Bern 8, T: 031 633 75 82, F: 031 633 75 88, 
E: patrick.trees@parl.be.ch 

Kantonsrat Luzern 
Karin Schuhmacher, Leiterin Parlamentsdienst, Staatskanzlei, 
Bahnhofstrasse 15, 6002 Luzern, T: 041 228 50 17,  
E: karin.schuhmacher@lu.ch 

Landrat Uri 
Kristin Arnold Thalmann, Ratssekretärin, Rathausplatz 1,  
6460 Altdorf, T: 041 875 20 06, E: kristin.arnold@ur.ch 

Kantonsrat Schwyz 
Mathias Brun, Staatsschreiber, Staatskanzlei, 6431 Schwyz,  
T: 041 819 11 24, F: 041 819 26 19, E: mathias.brun@sz.ch 

Kantonsrat Obwalden 
Beat Hug, Ratssekretär, Ratssekretariat Kantonsrat, Rathaus, 
Postfach 1562, 6061 Sarnen, T: 041 666 62 02, F: 041 660 65 81, 
E: beat.hug@ow.ch 

Landrat Nidwalden 
Emanuel Brügger, Landratssekretär, Dorfplatz 2, Postfach 1246, 
6371 Stans, T: 041 618 79 01, F: 041 618 79 11,  
E: emanuel.bruegger@nw.ch 

Landrat Glarus 
Hansjörg Dürst, Ratsschreiber, Regierungskanzlei des Kantons 
Glarus, 8750 Glarus, T: 055 646 69 66, F: 055 646 32 91, 
E: hansjoerg.duerst@gl.ch 

Kantonsrat Zug 
Tobias Moser, Landschreiber, Regierungsgebäude, Postfach, 
6301 Zug, T: 041 728 31 10, F: 041 728 37 01,  
E: tobias.moser@zg.ch 

Grand Conseil Fribourg – Grosser Rat Freiburg 
Mireille Hayoz, Secrétaire générale du Grand Conseil, Rue de 
la Poste 1, 1701 Fribourg, T: 026 305 10 52, F: 026 305 10 49, 
E: mireille.hayoz@fr.ch 

Kantonsrat Solothurn 
Markus Ballmer, Sekretär des Kantonsrates, Rathaus, 
4500 Solothurn, T: 032 627 20 79, E: markus.ballmer@sk.so.ch 

Grosser Rat Basel-Stadt 
Beat Flury, Leiter Parlamentsdienst, Rathaus, 4001 Basel, 
T: 061 267 40 15, M: 079 420 44 07, E: beat.flury@bs.ch 

Landrat Basel-Landschaft 
Alex Klee, Leiter Parlamentsdienst, Landeskanzlei Basel-
Landschaft, Rathausstrasse 2, 4410 Liestal, T: 061 552 50 27, 
F: 061 552 69 65, E: alex.klee@bl.ch 

Kantonsrat Schaffhausen 
Claudia Indermühle, Sekretärin des Kantonsrats, 
Regierungsgebäude, Beckenstube 7, 8200 Schaffhausen, 
T: 052 632 73 63, F: 052 632 70 69, 
E: claudia.indermuehle@ktsh.ch 

Grosser Rat Appenzell IR 
Markus Dörig, Ratsschreiber, Ratshaus, Marktgasse 2, 
9050 Appenzell, T: 071 788 93 11, F: 071 788 93 39,  
E: markus.doerig@rk.ai.ch 

Kantonsrat Appenzell AR 
Anja Jenny, Assistentin Kantonsrat, Parlamentsdienste, 
Regierungsgebäude, 9102 Herisau, T: 071 353 62 34,  
E: kantonsrat@ar.ch 

Kantonsrat St. Gallen 
Lukas Schmucki, Vizestaatssekretär/Leiter Parlamentsdienste, 
Staatskanzlei, Regierungsgebäude, Postfach, 9001 St.Gallen, 
T: 058 229 32 56, E: lukas.schmucki@sg.ch 

Grosser Rat Graubünden 
Domenic Gross, Leiter Ratssekretariat, Masanserstrasse 14, 
7001 Chur, T: 081 257 22 32, F: 081 257 21 88, 
E: ratssekretariat@staka.gr.ch 

Grosser Rat Aargau 
Rahel Ommerli, Leiterin Parlamentsdienst, Regierungsgebäude, 
5001 Aarau, T: 062 835 13 61, F: 062 835 13 59,  
E: rahel.ommerli@ag.ch 

Grosser Rat Thurgau 
Ricarda Zurbuchen, Leiterin Parlamentsdienste, 
Regierungsgebäude, Zürcherstrasse 188, 8510 Frauenfeld, 
T: 058 345 53 12, F: 058 345 53 54, E: ricarda.zurbuchen@tg.ch 

Gran Consiglio Ticino 
Tiziano Veronelli, Segretario del Gran Consiglio a.i.,  
Palazzo governativo, 6510 Bellinzona, T: 091 814 43 26,  
E: tiziano.veronelli@ti.ch

Grand Conseil Vaud 
Igor Santucci, Secrétaire général du Grand Conseil, Grand 
Conseil, Place du Château 6, 1014 Lausanne, T: 021 316 05 19, 
F: 021 316 40 19, E: igor.santucci@vd.ch 

Grand Conseil Valais – Grosser Rat Wallis 
Claude Bumann, Chef du Service parlementaire, Grand Conseil, 
Service parlementaire, Grand-Pont 4, 1951 Sion,  
T: 027 606 21 87, E: claude.bumann@parl.vs.ch

Grand Conseil Neuchâtel 
Janelise Pug, Secrétaire générale du Grand Conseil, Château, 
2000 Neuchâtel, T: 032 889 40 15, E: janelise.pug@ne.ch 

Grand Conseil Genève 
Laurent Koelliker, Sautier, Rue de l’Hôtel de Ville,  
1211 Genève 3, T: 022 327 97 00, F: 022 327 97 19,  
E: laurent.koelliker@etat.ge.ch 

Parlement Jura 
Jean-Baptiste Maître, secrétaire du Parlament, Parlement 
de la République et Canton du Jura, Hôtel du Parlement, 
Rue de l’Hôpital 2, 2800 Delémont, T: 032 420 72 22 / 23, 
F: 032 420 72 21, E: jean-baptiste.maitre@jura.ch 
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Gemeinden – Communes – Comuni  

Stadt Baden
Marco Sandmeier, Stadtschreiber II, Stadthaus, 
Rathausgasse 1, 5401 Baden, T: 056 200 82 04, F: 056 200 83 26, 
E: marco.sandmeier@baden.ag.ch 

Bürgergemeinde Basel
Daniel Müller, Bürgerratsschreiber, Stadthaus, Stadthaus-
gasse 13, 4001 Basel, T: 061 269 96 18,  
E: daniel.mueller@buergergemeindebasel.ch

Stadt Bern 
Nadja Bischoff, Ratssekretariat des Stadtrats, Prediger-
gasse 12, Postfach, 3000 Bern 1, T: 031 321 79 28,  
E: nadja.bischoff@bern.ch 

Stadt Biel – Ville de Bienne 
Regula Klemmer, Ratssekretärin, Ratssekretariat des 
Stadtrates, Mühlebrücke 5a, 2502 Biel-Bienne, T: 032 326 11 73, 
F: 032 326 11 92, E: regula.klemmer@biel-bienne.ch 

Gemeinde Davos 
Michael Straub, Landschreiber, Berglistutz 1, Postfach, 
7270 Davos Platz 1, T: 081 414 30 41, F: 081 414 30 49,  
E: michael.straub@davos.gr.ch 

Stadt Dietikon 
Patricia Meyer, Sekretärin des Gemeinderates, Stadthaus, 
Bremgartnerstrasse 22, 8953 Dietikon, T: 044 744 36 25,  
E: patricia.meyer@dietikon.ch 

Ville de Fribourg – Stadt Freiburg 
Mathieu Maridor, collaborateur scientifique en charge du 
secrétariat du Conseil général, Ville de Fribourg,  
Place de l’Hôtel-de-Ville 3, 1700 Fribourg, T: 026 351 71 12,  
E: mathieu.maridor@ville-fr.ch 

Ville de Genève 
Marie-Christine Cabussat, Cheffe du Secrétariat du 
Conseil municipal, Rue de la Croix Rouge 4, 1204 Genève, 
T: 022 418 29 66, E: infocm@ville-ge.ch 

Stadt Gossau 
Toni Inauen, Stadtschreiber, Stadtkanzlei, Rathaus, 
9201 Gossau, T: 071 388 41 11, E: toni.inauen@stadtgossau.ch 

Gemeinde Köniz 
Verena Remund-von Känel, Parlamentssekretärin, Direktion 
Präsidiales und Finanzen, Fachstelle Parlament, Landorfstr. 1, 
3098 Köniz, T: 031 970 92 06, F: 031 970 92 17,  
E: verena.remund@koeniz.ch 

Stadt Kreuzlingen 
Michael Stahl, Stadtschreiber der Stadt Kreuzlingen und 
Sekretär des Gemeinderates, Stadtkanzlei, Hauptstrasse 62, 
8280 Kreuzlingen, T: 071 677 62 10,  
E: michael.stahl@kreuzlingen.ch 

Ville de Lausanne 
Frédéric Tétaz, Secrétaire du Conseil communal de Lausanne, 
Hôtel de ville, Pl. de la Palud 2, 1003 Lausanne, T: 021 315 21 01, 
F: 021 315 20 02, E: frederic.tetaz@lausanne.ch 

Stadt Luzern 
Brigitte Gisler, Leiterin Sekretariat Grosser Stadtrat,  
Hirschen graben 17, 6002 Luzern, T: 041 208 88 76,  
E: brigitte.gisler@stadtluzern.ch

Stadt Opfikon 
Sara Schöni, Ratssekretärin, Stadtverwaltung Opfikon, 
Oberhauserstrasse, 8152 Opfikon, T: 044 829 82 24,  
E: sara.schoeni@opfikon.ch 

Gemeinde Riehen 
Urs Denzler, Sekretär des Einwohnerrates,  
Gemeindehaus, 4125 Riehen, T: 061 646 82 18,  
E: urs.denzler@riehen.ch

Stadt Thun 
Christoph Stalder, Vizestadtschreiber, Rathaus, 3602 Thun, 
T: 033 225 82 17, E: christoph.stalder@thun.ch 

Stadt Schaffhausen 
Sandra Ehrat, Ratssekretärin Grosser Stadtrat Schaffhausen, 
Stadthaus, 8200 Schaffhausen, T: 052 632 53 14,  
E: sandra.ehrat@stsh.ch 

Stadt St. Gallen 
Manfred Linke, Stadtschreiber, Rathaus, 9001 St.Gallen, 
T: 071 224 53 22, F: 071 224 57 01,  
E: manfred.linke@stadt.sg.ch 

Stadt Uster
Daniel Reuter, Leiter Parlamentarische Dienste, 
Bahnhofstrasse 17, 8610 Uster, T: 044 944 73 32,  
E: daniel.reuter@uster.ch

Stadt Wetzikon
Franziska Gross, Ratssekretärin des Grossen Gemeinderates,  
Bahnhofstrasse 167, 8622 Wetzikon, T: 044 931 32 15,  
E: franziska.gross@wetzikon.ch

Stadt Winterthur 
Marc Bernhard, Ratsschreiber Grosser Gemeinderat der 
Stadt Winterthur, Stadtkanzlei Winterthur, Pionierstrasse 7, 
8403 Winterthur, T: 052 267 51 58, F: 052 267 59 35,  
E: marc.bernhard@win.ch 

Stadt Zug 
Martin Würmli, Stadtschreiber, Stadthaus, Postfach 1258, 
6301 Zug, T: 041 728 21 02, F: 041 728 23 71,  
E: martin.wuermli@stadtzug.ch 

Stadt Zürich 
Andreas Ammann, Leiter Parlamentsdienste des 
Gemeinderates, Stadthausquai 17, Postfach, 8022 Zürich, 
T: 044 412 31 10, F: 044 412 31 12,  
E: andreas.ammann@zuerich.ch 

Vorstand SGP – Comité SSP – Comitato SSP

Präsident 
Ruedi Lustenberger, a. Nationalrat, Romoos LU

Vizepräsident 
Daniel Reuter, Leiter Parlamentsdienste der Stadt Uster, Zürich

Sekretär 
Michael Strebel, Politologe, Solothurn

Kassiererin 
Sabine Canton, Leiterin Ratsdienste des Kantons Basel-Stadt, 
Basel

Webmaster 
Reto Rudolf, Gemeinderat Stadt Zürich, Zürich

Redaktorin Mitteilungsblatt
Ruth Lüthi, stv. Sekretärin der SPK NR/SR, Burgdorf

Jacques-André Aubry, Député au Parlement jurassien,  
Les Breuleux; Andrea Caroni, Ständerat, Herisau;  
Hansjörg Dürst, Ratsschreiber, Staatskanzlei GL, Glarus; 
Regula Klemmer, secrétaire du Conseil de ville de la Ville de 
Bienne, Bienne; Laurent Koelliker, Sautier du Grand Conseil 
GE, Genève; Igor Santucci, Secrétaire général du Grand 
Conseil du canton de Vaud, Echallens; Rolf Steiner, dipl. 
Chemiker, a. Kantonsratspräsident, Dietikon; Patrick Trees, 
Generalsekretär des Grossen Rates des Kantons BE, Burgdorf; 
Felix Uhlmann, Professor für Staats- und Verwaltungsrecht 
und Rechtsetzungslehre, Basel; Moritz von Wyss, Leiter 
Parlamentsdienste Kantonsrat ZH, Zürich



Für weitere Informationen (frühere Ausgaben dieses Heftes. Links auf kantonale und kommunale Parlamente): http://www.sgp-ssp.net
Pour de plus amples informations (éditions antérieures du bulletin, liens aux sites des parlements cantonaux et communaux) : http://www.sgp-ssp.net 
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